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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung 

 
Vorgeschlagene Fassung 

1. Abschnitt 
Justiz 

Artikel 1 
Änderung des Gerichtsgebührengesetzes 

Entstehung der Gebührenpflicht Entstehung der Gebührenpflicht 
§ 2. Der Anspruch des Bundes auf die Gebühr wird, soweit im folgenden 

nichts anderes bestimmt wird, begründet: 
§ 2. Der Anspruch des Bundes auf die Gebühr wird, soweit im folgenden 

nichts anderes bestimmt wird, begründet: 
 1. hinsichtlich der Pauschalgebühren  1. hinsichtlich der Pauschalgebühren 
 a) bis g) ...  a) bis g) unverändert 
 h) für die in der Tarifpost 12 lit. a bis c angeführten außerstreitigen 

Verfahren mit der Überreichung der ersten Eingabe, bei 
Protokollaranträgen mit dem Beginn der Niederschrift, bei einer 
Vereinbarung nach § 55a Abs. 2 EheG mit der Beurkundung des 
Verhandlungsprotokolls durch den Richter; 

 h) für die in der Tarifpost 12 lit. a bis c und f angeführten außerstreitigen 
Verfahren mit der Überreichung der ersten Eingabe, bei 
Protokollaranträgen mit dem Beginn der Niederschrift, bei einer 
Vereinbarung nach § 55a Abs. 2 EheG mit der Beurkundung des 
Verhandlungsprotokolls durch den Richter; 

 i) ...  i) unverändert 
 2. bis 9. ...  2. bis 9. unverändert 

Elektronische Einsicht Elektronische Einsicht 
§ 6a. (1) Für die Inanspruchnahme automationsunterstützter Datenübermitt-

lung ist bei einer Einsicht in Geschäftsbehelfe des Exekutionsverfahrens (§ 73a 
der Exekutionsordnung) eine Justizverwaltungsgebühr von 0,04 Cent je dem 
Einsichtnehmenden übermitteltem Zeichen, bei einer Einsicht in die 
Geschäftsregister der Verfahrensautomation Justiz eine Justizverwaltungsgebühr 
von einem Euro je abgefragtem Geschäftsfall und bei einer Einsicht in die 
Urkundensammlung des Grundbuchs eine Justizverwaltungsgebühr von 70 Cent 
je abgefragter Urkunde zu entrichten. Wird zur Einsicht eine Übermittlungsstelle 
in Anspruch genommen, so ist die Justizverwaltungsgebühr dem Gebühren-
schuldner von der Übermittlungsstelle (gemeinsam mit deren Kosten) in 
Rechnung zu stellen und dem Bund gutzuschreiben. 

§ 6a. (1) Für die Inanspruchnahme automationsunterstützter Datenübermitt-
lung ist bei einer Einsicht in Geschäftsbehelfe des Exekutionsverfahrens (§ 73a 
der Exekutionsordnung) eine Justizverwaltungsgebühr von 0,04 Cent je dem 
Einsichtnehmenden übermitteltem Zeichen, bei einer Einsicht in die 
Geschäftsregister der Verfahrensautomation Justiz eine Justizverwaltungsgebühr 
von 20 Cent je abgefragtem Geschäftsfall und bei einer Einsicht in die 
Urkundensammlung des Grundbuchs eine Justizverwaltungsgebühr von 70 Cent 
je abgefragter Urkunde zu entrichten. Wird zur Einsicht eine Übermittlungsstelle 
in Anspruch genommen, so ist die Justizverwaltungsgebühr dem Gebühren-
schuldner von der Übermittlungsstelle (gemeinsam mit deren Kosten) in 
Rechnung zu stellen und dem Bund gutzuschreiben. 
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(2) und (3) ... (2) und (3) unverändert 
Persönliche Gebührenfreiheit aus anderen Gründen Persönliche Gebührenfreiheit aus anderen Gründen 

§ 10. (1) ... § 10. (1) unverändert 
(2) ... (2) unverändert 
(3) Von der Zahlung der Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren sind 

befreit: 
(3) Von der Zahlung der Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren sind 

befreit: 
 1. der Masseverwalter (Konkursmasse) und der Gläubigerausschuss, dies 

mit Ausnahme 
 

 a) der Gebühren für Rechtsstreitigkeiten, sofern die Konkursmasse als 
Klägerin oder Rechtsmittelwerberin auftritt, und 

 

 b) der Pauschalgebühren;  
 2. der Ausgleichsverwalter und der Gläubigerbeirat, ausgenommen bei 

Rechtsstreitigkeiten, die im Anschluss an das Ausgleichsverfahren 
geführt werden; 

 

 3. der Staatsanwalt;  1. der Staatsanwalt; 
 4. die Gerichte und die Behörden der Justizverwaltung;  2. die Gerichte und die Behörden der Justizverwaltung; 
 5. die Sicherheitsbehörden und -dienststellen im Rahmen der Erfüllung 

ihrer kriminal- und sicherheitspolizeilichen Aufgaben. 
 3. die Sicherheitsbehörden und -dienststellen im Rahmen der Erfüllung 

ihrer kriminal- und sicherheitspolizeilichen Aufgaben. 
Besondere Bestimmungen Besondere Bestimmungen 

§ 15. (1) bis (5) ... § 15. (1) bis (5) unverändert 
(6) Bei Streitigkeiten über die Aufhebung eines Schiedsspruches (§§ 595 ff. 

ZPO, Artikel XXIII und XXV EGZPO) ist, mit der aus § 18 Abs. 2 Z 3 sich 
ergebenden Einschränkung, der Wert des Gegenstandes des im Schiedsspruch 
entschiedenen Streites maßgebend. 

(6) Für Klagen auf Aufhebung eines Schiedsspruchs (§ 611 ZPO, 
Artikel XXIII und XXV EGZPO) ist der Wert des Gegenstandes des im Schieds-
spruch entschiedenen Streites maßgebend. Für eine nur teilweise Anfechtung ei-
nes Schiedsspruchs durch Aufhebungsklage und für die Erhebung von Aufhe-
bungsklagen durch beide Seiten ist § 18 Abs. 2 Z 3 entsprechend anzuwenden. 
Betrifft eine Aufhebungsklage nur die Entscheidung des Schiedsgerichts über 
seine Zuständigkeit (§ 611 Abs. 1 zweiter Satz ZPO), so hat abweichend von der 
Regel des ersten Satzes der Kläger den Wert des Streitgegenstandes in der 
Aufhebungsklage anzugeben; unterlässt er eine Bewertung, so gilt der Betrag von 
4 000 Euro als Streitwert. Für eine Klage auf Feststellung des Bestehens eines 
Schiedsspruchs (§ 612 ZPO) ist der Wert des Gegenstandes des im Schiedsspruch 
entschiedenen Streites maßgebend, für eine Klage auf Feststellung des Nichtbe-
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stehens eines Schiedsspruchs (§ 612 ZPO) der Wert des Streitgegenstandes, über 
den nach den Klagsbehauptungen kein Schiedsspruch ergangen ist. 

E. FEHLBETRÄGE UND HAFTUNG E. FEHLBETRÄGE UND HAFTUNG 
§ 31. (1) Wird der Anspruch des Bundes auf eine Gebühr mit der 

Überreichung der Eingabe (§ 2 Z 1 lit. a bis c, e, h, Z 2 und 7) begründet und ist 
die Gebühr nicht oder nicht vollständig beigebracht worden oder die Einziehung 
erfolglos geblieben, so ist von den zur Zahlung verpflichteten Personen neben der 
fehlenden Gebühr ein Mehrbetrag von 50% des ausstehenden Betrages zu 
erheben; der Mehrbetrag darf jedoch 290 Euro nicht übersteigen. Gleiches gilt im 
Fall des § 4 Abs. 6 letzter Halbsatz, wenn die Einziehung erfolglos geblieben ist. 

§ 31. (1) Wird der Anspruch des Bundes auf eine Gebühr mit der 
Überreichung der Eingabe (§ 2 Z 1 lit. a bis c, e, h, Z 2 und 7) begründet und ist 
die Gebühr nicht oder nicht vollständig beigebracht worden oder die Einziehung 
erfolglos geblieben, so ist von den zur Zahlung verpflichteten Personen neben der 
fehlenden Gebühr ein Mehrbetrag von 50% des ausstehenden Betrages zu 
erheben; der Mehrbetrag darf jedoch 400 Euro nicht übersteigen. Gleiches gilt im 
Fall des § 4 Abs. 6 letzter Halbsatz, wenn die Einziehung erfolglos geblieben ist. 

(2) bis (4) ... (2) bis (4) unverändert 
(5) Wurde in den Fällen der Selbstberechnung (§ 11 Grunderwerbsteuer-

gesetz 1987, § 23a Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz 1955) die 
gerichtliche Eintragungsgebühr bei dem für die Erhebung der jeweiligen Steuer 
zuständigen Finanzamt nicht oder in zu geringer Höhe entrichtet, so ist von den 
zur Zahlung verpflichteten Personen neben der fehlenden Gebühr ein Mehrbetrag 
von 50% des ausstehenden Betrages zu erheben; der Mehrbetrag darf jedoch 
290 Euro nicht übersteigen. Für den Fehlbetrag sowie den Mehrbetrag haftet als 
Bürge und Zahler mit den zur Zahlung der Gebühr verpflichteten Personen der im 
§ 11 Abs. 1 des Grunderwerbsteuergesetzes 1987 bzw. § 23a Abs. 1 des 
Erbschafts- und Schenkungssteuergesetzes 1955 angeführte Parteienvertreter, der 
den Schriftsatz, durch dessen Überreichung der Anspruch des Bundes auf die 
Eintragungsgebühr begründet wurde, verfaßt oder überreicht hat. 

(5) Wurde in den Fällen der Selbstberechnung (§ 11 Grunderwerbsteuer-
gesetz 1987, § 23a Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz 1955) die 
gerichtliche Eintragungsgebühr bei dem für die Erhebung der jeweiligen Steuer 
zuständigen Finanzamt nicht oder in zu geringer Höhe entrichtet, so ist von den 
zur Zahlung verpflichteten Personen neben der fehlenden Gebühr ein Mehrbetrag 
von 50% des ausstehenden Betrages zu erheben; der Mehrbetrag darf jedoch 
400 Euro nicht übersteigen. Für den Fehlbetrag sowie den Mehrbetrag haftet als 
Bürge und Zahler mit den zur Zahlung der Gebühr verpflichteten Personen der im 
§ 11 Abs. 1 des Grunderwerbsteuergesetzes 1987 bzw. § 23a Abs. 1 des 
Erbschafts- und Schenkungssteuergesetzes 1955 angeführte Parteienvertreter, der 
den Schriftsatz, durch dessen Überreichung der Anspruch des Bundes auf die 
Eintragungsgebühr begründet wurde, verfasst oder überreicht hat. 

  
Tarif- 
post 

Gegenstand Maßstab für die 
Gebührenbemessung 

Höhe der 
Gebühren 

11 E. Beglaubigungen und  
Beurkundungen  
a) 1. Beglaubigungen von Unter-
schriften bei einer Bemessungs-
grundlage bis 360 Euro  
.... 
2. wenn der Wert nicht 
bestimmbar ist 

 
 

für jede  Unterschrift 
 
 
 

für jede angefangene 
Seite der Abschrift 

 
 
 
 

2 Euro 
 
 

4 Euro 

Tarif- 
post 

Gegenstand Maßstab für die 
Gebührenbemessung 

Höhe der 
Gebühren 

11 E. Beglaubigungen und   
Beurkundungen   
a) 1. Beglaubigungen von Unter-
schriften bei einer Bemessungs-
grundlage bis 360 Euro  
.... 
2. wenn der Wert nicht 
bestimmbar ist 

 
 
für jede  Unterschrift 
 
 
 
für jede angefangene 
Seite der Abschrift 

 
 
 
 

3 Euro 
 
 

11 Euro 
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.... 
b) und c) ...         

.... 
b) und c) unverändert  

  
Tarif- 
post 

Gegenstand Maßstab für die 
Gebührenbemessung 

Höhe der 
Gebühren 

12 a) bis d) ... 
e) Verfahren nach dem Privat-
stiftungsgesetz. 
 
 
 
 
 
 
 

  
 

363 Euro 

 

Tarif- 
post 

Gegenstand Maßstab für die 
Gebührenbemessung 

Höhe der 
Gebühren 

12 a) bis d) unverändert 
e) Verfahren nach dem Privat-
stiftungsgesetz; 
f) Verfahren zur gerichtlichen 
Bestellung eines Schiedsrichters 
(§ 587 ZPO), über die 
Ablehnung eines Schiedsrichters 
(§ 589 Abs. 3 ZPO) und über die 
Beendigung des Amtes eines 
Schiedsrichters (§ 590 ZPO). 

  
 

363 Euro 
 
 
 
 
 
 

363 Euro  
15 Gebühren 

a) für Abschriften (Duplikate, 
Abschriften aus der Urkunden-
sammlung des Grundbuchs und 
des Firmenbuchs, aus den 
Hilfsverzeichnissen des Firmen-
buchs sowie aus den 
Grundbuch-, Firmenbuch- und 
Schiffsregisterakten), die einer 
Partei ausgestellt werden, 
b) ... 

 
für jede angefangene 
Seite der Abschrift 

 
2 Euro 

 

15 Gebühren 
a) für Abschriften (Duplikate, 
Abschriften aus der Urkunden-
sammlung des Grundbuchs und 
des Firmenbuchs, aus den 
Hilfsverzeichnissen des Firmen-
buchs sowie aus den 
Grundbuch-, Firmenbuch- und 
Schiffsregisterakten), die einer 
Partei ausgestellt werden, 
b) ... 

 
für jede angefangene 
Seite der Abschrift 

 
90 Cent 

 

Anmerkungen (TP 15) Anmerkungen (TP 15) 
 1. bis 5. ...  1. bis 5. unverändert 
 6. Für unbeglaubigte Aktenabschriften oder -ablichtungen ist eine Gebühr 

in Höhe von 40 Cent zu entrichten. § 31a ist auf diesen Gebührenbetrag 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass der aus dem Verhältnis der 
Indexzahlen berechnete Betrag auf die nächsten vollen 10 Cent 
aufzurunden ist. 

 6. Für unbeglaubigte Aktenabschriften oder -ablichtungen ist eine Gebühr 
in Höhe von 40 Cent zu entrichten.  

 6a. und 7. ...  6a. und 7. unverändert 
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  8. § 31a ist auf die Gebührenbeträge in Tarifpost 15 lit. a und b sowie in der 
Anmerkung 6 zur Tarifpost 15 mit der Maßgabe anzuwenden, dass der 
aus dem Verhältnis der Indexzahlen berechnete Betrag auf die nächsten 
vollen 10 Cent aufzurunden ist. 

Artikel VI 
In-Kraft-Treten, Übergangsbestimmungen, Aufhebungen 

 1. bis 26. ...  1. bis 26 ... 

  27. §§ 2, 6a, 10, 15 und 31 sowie die Tarifposten 11, 12 und 15 jeweils in der 
Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2007, BGBl. I Nr. xxx, treten mit 
1. Juli 2007 in Kraft. In ihrer dadurch geänderten Fassung sind die 
genannten Bestimmungen auf alle Schriften und Amtshandlungen 
anzuwenden, hinsichtlich derer der Anspruch auf die Gebühr nach dem 
30. Juni 2007 begründet wurde. § 31a ist auf die mit dem 
Budgetbegleitgesetz 2007 veränderten Gerichts- und Justizverwaltungs-
gebührenbeträge in den Tarifposten 11 und 15 sowie auf den mit diesem 
Bundesgesetz neu geschaffenen Gerichtsgebührenbetrag in der 
Tarifpost 12 mit der Maßgabe anzuwenden, dass Ausgangsgrundlage für 
die Neufestsetzung der geänderten Gebührenbeträge die für April 2006 
verlautbarte Indexzahl des von der Bundesanstalt Statistik Österreich 
veröffentlichten Verbraucherpreisindex 2000 ist. 

  28. In gesetzlichen Vorschriften vorgesehene persönliche oder sachliche 
Befreiungen von den Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren, die nach 
dem 31. Dezember 2001 in Kraft getreten sind, sind unwirksam, soweit 
dem Staatsverträge nicht entgegenstehen. Ausgenommen hievon sind die 
Befreiungen von den Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren nach  

 a) § 9 des Bundesmuseen-Gesetzes 2002, BGBl. I Nr. 14,  
 b) § 14 des Bundesgesetzes über die Auflassung und Übertragung von 

Bundesstraßen, BGBl. I Nr. 50/2002, Art. 5,  
 c) § 2 des Bundesgesetzes betreffend Verwertung der Bundes-

wohnbaugesellschaften, BGBl. I Nr. 46/2003,  
 d) § 2 des Marchfeldkanal-Bundesbeitragsgesetzes, BGBl. I Nr. 87/2003,  
 e) § 2 des Bundesgesetzes betreffend die Veräußerung von 
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Bundesanteilen an der Tiroler Flughafenbetriebsgesellschaft m.b.H. 
und von unbeweglichem Bundesvermögen, BGBl. I Nr. 121/2003,  

 f) § 50 Abs. 1 des Bundesbahngesetzes, BGBl. Nr. 825/1992, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 138/2003, Art. 1,  

 g) § 68a Abs. 5 des Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetzes, 
BGBl. Nr. 143/1998, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 63/2004,  

 h) § 76b Abs. 4 des Gaswirtschaftsgesetzes, BGBl. I Nr. 121/2000, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 106/2006, Art. 2,  

 i) § 8 des Bundesgesetzes zur Errichtung einer „Brenner Basistunnel 
Aktiengesellschaft“, BGBl. I Nr. 87/2004,  

 j) § 3 des Bundesgesetzes betreffend die Veräußerung von 
Bundesanteilen an der Gemeinnützige Wohnbau Gesellschaft mbH 
Villach und an der Entwicklungsgesellschaft Aichfeld-Murboden 
Gesellschaft m.b.H., BGBl. I Nr. 136/2004, Art. 8,  

 k) dem Bundesgesetz, mit dem eine Gerichtsgebührenbefreiung im 
Zusammenhang mit der Hochwasserhilfe gewährt wird, BGBl. I 
Nr. 156/2002, Art. 2,  

 l) dem Bundesgesetz, mit dem eine Gerichtsgebührenbefreiung im 
Zusammenhang mit der Hochwasserhilfe des Jahres 2005 gewährt 
wird, BGBl. I Nr. 113/2005,  

 m) § 907 Abs. 4 Z 3 UGB und  
 n) § 5 des Bundesgesetzes betreffend die Haftungsübernahme zur 

Zukunftssicherung der BAWAG P.S.K. Bank für Arbeit und 
Wirtschaft und Österreichische Postsparkasse AG, BGBl. I 
Nr. 61/2006. 

Artikel 2 
Änderung des Gerichtlichen Einbringungsgesetzes 1962 

§ 6. (1) Wenn der Zahlungspflichtige die geschuldeten Beträge nicht 
sogleich erlegt oder diese nicht aus einem Kostenvorschuß berichtigt werden 
können, wird die Einbringung dieser Beträge von dem hiezu bestimmten Beamten 
des Gerichtes erster Instanz (Kostenbeamter) veranlaßt (Zahlungsauftrag). Der 

§ 6. (1) Wenn der Zahlungspflichtige die geschuldeten Beträge nicht 
sogleich erlegt oder diese nicht aus einem Kostenvorschuß berichtigt werden 
können, wird die Einbringung dieser Beträge von dem hiezu bestimmten Beamten 
des Gerichtes erster Instanz (Kostenbeamter) veranlaßt (Zahlungsauftrag). Der 
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Zahlungsauftrag hat eine Aufstellung der geschuldeten Beträge und die 
Aufforderung zu enthalten, den Betrag binnen 14 Tagen bei Zwangsfolge 
einzuzahlen (Einhebung). Für die Einhebung ist vom Zahlungspflichtigen eine 
Einhebungsgebühr von 7 Euro zu entrichten. Der Zahlungsauftrag ist ein 
Exekutionstitel im Sinne der Exekutionsordnung. 

Zahlungsauftrag hat eine Aufstellung der geschuldeten Beträge und die Auf-
forderung zu enthalten, den Betrag binnen 14 Tagen bei Zwangsfolge einzuzahlen 
(Einhebung). Für die Einhebung ist vom Zahlungspflichtigen eine Einhebungs-
gebühr von 8 Euro zu entrichten. Ist dem Zahlungsauftrag ein ganz oder teilweise 
fehlgeschlagener Versuch der Gebühreneinhebung durch Abbuchung und Ein-
ziehung vorangegangen, so ist dem Zahlungspflichtigen zusätzlich zur Einhe-
bungsgebühr ein weiterer Betrag von 6 Euro zur Abgeltung der dem Bund aus der 
Rückbuchung entstehenden Aufwendungen an Bankspesen vorzuschreiben. Der 
Zahlungsauftrag ist ein Exekutionstitel im Sinne der Exekutionsordnung.  

(2) ... (2) unverändert 
§ 7. (1) ... § 7. (1) unverändert 
(2) … . Wurde ein Berichtigungsantrag offenbar mutwillig erhoben, so kann 

der darüber entscheidende Präsident des Gerichtshofs gegen den 
Zahlungspflichtigen eine Mutwillensstrafe bis zu 290 Euro verhängen. 

(2) … . Wurde ein Berichtigungsantrag offenbar mutwillig erhoben, so kann 
der darüber entscheidende Präsident des Gerichtshofs gegen den 
Zahlungspflichtigen eine Mutwillensstrafe bis zu 400 Euro verhängen. 

(3) bis (6) ... (3) bis (6) unverändert 
(7) Gegen den Berichtigungsbescheid nach Abs. 3 oder Abs. 4 dritter Satz 

sowie gegen die Verhängung einer Mutwillensstrafe nach Abs. 2 ist kein 
Rechtsmittel zulässig. 

(7) Gegen den Berichtigungsbescheid nach Abs. 3 oder Abs. 4 dritter Satz, 
die Zurückweisung eines Berichtigungsantrags nach Abs. 1 dritter Satz sowie die 
Verhängung einer Mutwillensstrafe nach Abs. 2 ist kein Rechtsmittel zulässig. 

§ 19a. (1) bis (5) ... § 19a. (1) bis (5) unverändert 
 (6) §§ 6 und 7 jeweils in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2007, 

BGBl. I Nr. xxx, treten mit 1. Juli 2007 in Kraft. In seiner dadurch geänderten 
Fassung ist § 6 auf alle Schriften und Amtshandlungen anzuwenden, hinsichtlich 
derer der Anspruch auf die Gebühr nach dem 30. Juni 2007 begründet wurde. § 7 
Abs. 2 ist in seiner durch dieses Bundesgesetz geänderten Fassung auf Berich-
tigungsanträge anzuwenden, die nach dem 30. Juni 2007 erhoben werden. 
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2. Abschnitt 
Finanzen 

Artikel 3 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988 

§ 1. (1) bis (3) … § 1. (1) bis (3) … 
(4) Auf Antrag werden auch Staatsangehörige von Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union oder eines Staates, auf den das Abkommen über den 
Europäischen Wirtschaftsraum anzuwenden ist, als unbeschränkt steuerpflichtig 
behandelt, die im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben, soweit sie inländische Einkünfte im Sinne des § 98 haben. Dies 
gilt nur, wenn ihre Einkünfte im Kalenderjahr mindestens zu 90% der 
österreichischen Einkommensteuer unterliegen oder wenn die nicht der 
österreichischen Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte nicht mehr als 
10.000 Euro betragen. Inländische Einkünfte, die nach einem Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung nur der Höhe nach beschränkt besteuert 
werden dürfen, gelten in diesem Zusammenhang als nicht der österreichischen 
Einkommensteuer unterliegend. Die Höhe der nicht der österreichischen 
Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte ist durch eine Bescheinigung der 
zuständigen ausländischen Abgabenbehörde nachzuweisen. 

(4) Auf Antrag werden auch Staatsangehörige von Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union oder eines Staates, auf den das Abkommen über den 
Europäischen Wirtschaftsraum anzuwenden ist, als unbeschränkt steuerpflichtig 
behandelt, die im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben, soweit sie inländische Einkünfte im Sinne des § 98 haben. Dies 
gilt nur, wenn ihre Einkünfte im Kalenderjahr mindestens zu 90% der 
österreichischen Einkommensteuer unterliegen oder wenn die nicht der 
österreichischen Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte nicht mehr als 
10.000 Euro betragen. Inländische Einkünfte, die nach einem Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung nur der Höhe nach beschränkt besteuert 
werden dürfen, gelten in diesem Zusammenhang als nicht der österreichischen 
Einkommensteuer unterliegend. Die Höhe der nicht der österreichischen 
Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte ist durch eine Bescheinigung der 
zuständigen ausländischen Abgabenbehörde nachzuweisen. Der Antrag kann bis 
zum Eintritt der Rechtskraft des Bescheides gestellt werden. 

§ 3. (1) Von der Einkommensteuer sind befreit: § 3. (1) Von der Einkommensteuer sind befreit: 
 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
 5. a) bis c)...  5. a) bis c)... 
 d) Beihilfen nach dem Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl. 

Nr. 31/1969, und Beihilfen nach dem Arbeitsmarktservicegesetz, 
BGBl. Nr. 313/1994, 

 d) Beihilfen nach dem Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl. 
Nr. 31/1969, Beihilfen nach dem Arbeitsmarktservicegesetz, BGBl. 
Nr. 313/1994, sowie das Altersteilzeitgeld gemäß § 27 des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 609/1977, 

 e) ...  e) ... 
 6. bis 13. …  6. bis 13. … 
 14. Der geldwerte Vorteil aus der Teilnahme an Betriebsveranstaltungen  14. Der geldwerte Vorteil aus der Teilnahme an Betriebsveranstaltungen 
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(z.B. Betriebsausflüge, kulturelle Veranstaltungen, Betriebsfeiern) und 
die dabei empfangenen üblichen Sachzuwendungen, soweit die Kosten 
der Betriebsveranstaltungen und der Sachzuwendungen angemessen sind.

(z.B. Betriebsausflüge, kulturelle Veranstaltungen, Betriebsfeiern) bis zu 
einer Höhe von 365 Euro jährlich und dabei empfangene 
Sachzuwendungen bis zu einer Höhe von 186 Euro jährlich. 

 15. bis 26. …  15. bis 26. … 
 27. Ersatzleistungen nach dem Strafrechtlichen Entschädigungsgesetz, 

BGBl. Nr. 270/1969. 
 27. Ersatzleistungen nach dem Strafrechtlichen Entschädigungsgesetz 2005, 

BGBl. I Nr. 125/2004. 
 28. bis 31. …  28. bis 31. … 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
§ 4. (1) bis (3) … § 4. (1) bis (3) … 
(4) Betriebsausgaben sind die Aufwendungen oder Ausgaben, die durch den 

Betrieb veranlaßt sind. Betriebsausgaben sind jedenfalls: 
(4) Betriebsausgaben sind die Aufwendungen oder Ausgaben, die durch den 

Betrieb veranlaßt sind. Betriebsausgaben sind jedenfalls: 
 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
 4. Ein Forschungsfreibetrag in Höhe von 25% für Aufwendungen 

(Ausgaben) zur Forschung und experimentellen Entwicklung, die 
systematisch und unter Einsatz wissenschaftlicher Methoden 
durchgeführt wird. Zielsetzung muss sein, den Stand des Wissens zu 
vermehren sowie neue Anwendungen dieses Wissens zu erarbeiten. Der 
Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, die Kriterien zur 
Festlegung der förderbaren Forschungsaufwendungen (-ausgaben) mittels 
Verordnung festzulegen. Der Freibetrag kann von jenen Aufwendungen 
nicht geltend gemacht werden, die Grundlage eines 
Forschungsfreibetrages gemäß Z 4a sind. Die Geltendmachung kann 
auch außerbilanzmäßig erfolgen. Voraussetzung ist, dass der Freibetrag 
in der Steuererklärung an der dafür vorgesehenen Stelle ausgewiesen 
wird. Eine Berichtigung einer unrichtigen oder unterlassenen Eintragung 
ist bis zum Eintritt der Rechtskraft des Bescheides möglich. 

 4. Ein Forschungsfreibetrag in Höhe von 25% für Aufwendungen 
(Ausgaben) zur Forschung und experimentellen Entwicklung, die 
systematisch und unter Einsatz wissenschaftlicher Methoden 
durchgeführt wird. Zielsetzung muss sein, den Stand des Wissens zu 
vermehren sowie neue Anwendungen dieses Wissens zu erarbeiten. Der 
Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, die Kriterien zur 
Festlegung der förderbaren Forschungsaufwendungen (-ausgaben) mittels 
Verordnung festzulegen. Der Freibetrag kann von Aufwendungen nicht 
geltend gemacht werden, die einem Betrieb oder einer Betriebsstätte 
außerhalb der Europäischen Union oder Staat des Europäischen 
Wirtschaftsraumes zuzurechnen sind oder die Grundlage eines 
Forschungsfreibetrages gemäß Z 4a sind. Die Geltendmachung kann 
auch außerbilanzmäßig erfolgen. Voraussetzung ist, dass der Freibetrag 
in der Steuererklärung an der dafür vorgesehenen Stelle ausgewiesen 
wird. Eine Berichtigung einer unrichtigen oder unterlassenen Eintragung 
ist bis zum Eintritt der Rechtskraft des Bescheides möglich. 

 4a. Ein Forschungsfreibetrag für Aufwendungen zur Entwicklung oder 
Verbesserung volkswirtschaftlich wertvoller Erfindungen, ausgenommen 
Verwaltungs- oder Vertriebskosten sowie Aufwendungen für 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens (Forschungsaufwendungen). Der 
volkswirtschaftliche Wert der angestrebten oder abgeschlossenen 
Erfindung ist durch eine Bescheinigung des Bundesministers für 

 4a. Ein Forschungsfreibetrag für Aufwendungen zur Entwicklung oder 
Verbesserung volkswirtschaftlich wertvoller Erfindungen, ausgenommen 
Verwaltungs- oder Vertriebskosten sowie Aufwendungen für 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens (Forschungsaufwendungen). Der 
volkswirtschaftliche Wert der angestrebten oder abgeschlossenen 
Erfindung ist durch eine Bescheinigung des Bundesministers für 
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Wirtschaft und Arbeit nachzuweisen. Die Bescheinigung ist nicht 
erforderlich, wenn die Erfindung bereits patentrechtlich geschützt ist. Der 
Forschungsfreibetrag kann – auch außerbilanzmäßig – innerhalb 
folgender Höchstbeträge geltend gemacht werden: 

Wirtschaft und Arbeit nachzuweisen. Die Bescheinigung ist nicht 
erforderlich, wenn die Erfindung bereits patentrechtlich geschützt ist. Der 
Freibetrag kann nur von Aufwendungen geltend gemacht werden, die 
Betrieben oder Betriebsstätten zuzurechnen sind, die im Inland oder 
innerhalb der Europäischen Union oder des Europäischen Wirtschafts-
raumes gelegen sind. Der Forschungsfreibetrag kann – auch außerbilanz-
mäßig – innerhalb folgender Höchstbeträge geltend gemacht werden: 

 a) und b) …  a) und b) … 
 4b.  …  4b. ... 
 5. Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen zur Durchführung von  5. Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen zur Durchführung von 
 – Forschungsaufgaben oder  – Forschungsaufgaben oder 
 – der Erwachsenenbildung dienenden Lehraufgaben, welche die 

wissenschaftliche oder künstlerische Lehre betreffen und dem 
Allgemeinen Hochschulstudiengesetz oder dem Kunsthochschul-
Studiengesetz entsprechen, 

 – der Erwachsenenbildung dienenden Lehraufgaben, welche die 
wissenschaftliche oder künstlerische Lehre betreffen und dem 
Universitätsgesetz 2002 entsprechen, 

sowie damit verbundenen wissenschaftlichen Publikationen und 
Dokumentationen an folgende Einrichtungen: 

sowie damit verbundenen wissenschaftlichen Publikationen und 
Dokumentationen an folgende Einrichtungen: 

 a) bis e) …  a) bis e) … 
 6. bis 10. …  6. bis 10. … 

(5) bis (9) … (5) bis (9) … 
(10) 1. … (10) 1. … 

 2. Darüber hinaus ist durch Zu- oder Abschläge und durch entsprechende 
Bilanzansätze sicherzustellen, daß sonstige Änderungen der Gewinn-
ermittlungsgrundsätze (z.B. hinsichtlich der handelsrechtlichen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung beim Übergang von der 
Gewinnermittlung gemäß § 4 Abs. 1 oder 3 auf § 5 oder hinsichtlich der 
Berücksichtigung von Wertminderungen des Betriebsvermögens beim 
Übergang auf Buchführung) mit dem Wechsel der Gewinnermittlungsart 
berücksichtigt werden. 

 2. Darüber hinaus ist durch Zu- oder Abschläge und durch entsprechende 
Bilanzansätze sicherzustellen, daß sonstige Änderungen der Gewinn-
ermittlungsgrundsätze (z.B. hinsichtlich der unternehmensrechtlichen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung beim Übergang von der 
Gewinnermittlung gemäß § 4 Abs. 1 oder 3 auf § 5 oder hinsichtlich der 
Berücksichtigung von Wertminderungen des Betriebsvermögens beim 
Übergang auf Buchführung) mit dem Wechsel der Gewinnermittlungsart 
berücksichtigt werden. 

 3. a) …  3. a) … 
 b) Beim Übergang von der Gewinnermittlungsart gemäß § 5 auf eine 

andere Gewinnermittlungsart sind die stillen Reserven des Grund und 
Bodens und des gewillkürten Betriebsvermögens aufzudecken und zu 

 b) Beim Übergang von der Gewinnermittlungsart gemäß § 5 auf eine 
andere Gewinnermittlungsart sind die stillen Reserven des Grund und 
Bodens und des gewillkürten Betriebsvermögens aufzudecken und zu 
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versteuern. Auf Antrag des Steuerpflichtigen sind die stillen Reserven 
des zum notwendigen Betriebsvermögen gehörenden Grund und 
Bodens aber einer Rücklage (bei Gewinnermittlung gemäß § 4 Abs. 3 
einem steuerfreien Betrag) zuzuführen, die (der) erst im Zeitpunkt des 
Ausscheidens des Grund und Bodens aus dem Betriebsvermögen oder 
im Zeitpunkt der Veräußerung oder Aufgabe des Betriebes insoweit zu 
versteuern ist, als sie in diesem Zeitpunkt noch vorhanden ist. 

versteuern. Auf Antrag des Steuerpflichtigen sind die stillen Reserven 
des zum notwendigen Betriebsvermögen gehörenden Grund und 
Bodens aber einer Rücklage (bei Gewinnermittlung gemäß § 4 Abs. 3 
einem steuerfreien Betrag) zuzuführen, die (der) erst im Zeitpunkt des 
Ausscheidens des Grund und Bodens aus dem Betriebsvermögen oder 
im Zeitpunkt der Veräußerung oder Aufgabe des Betriebes insoweit zu 
versteuern ist, als die stillen Reserven in diesem Zeitpunkt noch 
vorhanden sind. 

(11) bis (12) … (11) bis (12) … 
§ 5. (1) Für die Gewinnermittlung jener Steuerpflichtigen, die nach 

§ 189 UGB der Pflicht zur Rechnungslegung unterliegen und die Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb (§ 23) beziehen, sind die handelsrechtlichen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung maßgebend, außer zwingende steuerrechtliche 
Vorschriften treffen abweichende Regelungen. § 4 Abs. 1 letzter Satz ist jedoch 
nicht anzuwenden. Beteiligt sich ein Gesellschafter als Mitunternehmer am 
Betrieb eines nach § 189 UGB rechnungslegungspflichtigen Gewerbetreibenden, 
gilt auch diese Gesellschaft als rechnungslegungspflichtiger Gewerbetreibender. 

§ 5. (1) Für die Gewinnermittlung jener Steuerpflichtigen, die nach 
§ 189 UGB der Pflicht zur Rechnungslegung unterliegen und die Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb (§ 23) beziehen, sind die unternehmensrechtlichen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung maßgebend, außer zwingende steuerrechtliche 
Vorschriften treffen abweichende Regelungen. § 4 Abs. 1 letzter Satz ist jedoch 
nicht anzuwenden. Beteiligt sich ein Gesellschafter als Mitunternehmer am 
Betrieb eines nach § 189 UGB rechnungslegungspflichtigen Gewerbetreibenden, 
gilt auch diese Gesellschaft als rechnungslegungspflichtiger Gewerbetreibender. 

(2) Als rechnungslegungspflichtiger Gewerbetreibender im Sinne des Abs. 1 
gilt auf Antrag ein Steuerpflichtiger, der Einkünfte aus Gewerbebetrieb (§ 23) 
bezieht und nicht mehr der Pflicht zur Gewinnermittlung nach Abs. 1 unterliegt. 
Der Antrag ist in der Steuererklärung des Jahres zu stellen, in dem das 
Wirtschaftsjahr endet, für das erstmalig keine Pflicht zur Gewinnermittlung nach 
Abs. 1 besteht. Der Antrag bindet den Steuerpflichtigen so lange, als er nicht in 
einer Steuerklärung für das jeweils zu veranlagende Wirtschaftsjahr mit Wirkung 
für dieses und die folgenden Wirtschaftsjahre widerrufen wird. 

(2) Als rechnungslegungspflichtiger Gewerbetreibender im Sinne des Abs. 1 
gilt auf Antrag ein Steuerpflichtiger, der Einkünfte aus Gewerbebetrieb (§ 23) 
bezieht und nicht mehr der Pflicht zur Gewinnermittlung nach Abs. 1 unterliegt. 
Der Antrag ist für das Jahr zu stellen, in dem das Wirtschaftsjahr endet, für das 
erstmalig keine Pflicht zur Gewinnermittlung nach Abs. 1 besteht. Der Antrag 
kann bis zur Rechtskraft des Bescheides gestellt werden und bindet den 
Steuerpflichtigen so lange, als er nicht in einer Steuererklärung für das jeweils zu 
veranlagende Wirtschaftsjahr mit Wirkung für dieses und die folgenden 
Wirtschaftsjahre widerrufen wird. 

§ 6. … § 6. … 
 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. Verbindlichkeiten sind gemäß Z 2 lit. a zu bewerten. Im Jahr der 

Aufnahme einer Verbindlichkeit ist ein Aktivposten anzusetzen 
 3. Verbindlichkeiten sind gemäß Z 2 lit. a zu bewerten. Im Jahr der 

Aufnahme einer Verbindlichkeit ist ein Aktivposten anzusetzen 
 – in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen Rückzahlungsbetrag und 

aufgenommenem Betrag und 
 – in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen Rückzahlungsbetrag und 

aufgenommenem Betrag und 
 – in Höhe der mit der Verbindlichkeit unmittelbar zusammenhängenden 

Geldbeschaffungskosten. 
 – in Höhe der mit der Verbindlichkeit unmittelbar zusammenhängenden 

Geldbeschaffungskosten. 
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Der Aktivposten ist zwingend auf die gesamte Laufzeit der 
Verbindlichkeit zu verteilen. Die Verteilung kann gleichmäßig oder 
entsprechend abweichenden handelsrechtlichen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung vorgenommen werden. 

Der Aktivposten ist zwingend auf die gesamte Laufzeit der 
Verbindlichkeit zu verteilen. Die Verteilung kann gleichmäßig oder 
entsprechend abweichenden unternehmensrechtlichen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung vorgenommen werden. 

 4. und 5. …  4. und 5. … 
 6. a) …  6. a) … 
 b) Auf Grund eines in der Steuererklärung gestellten Antrages unterbleibt 

in folgenden Fällen der lit. a die Festsetzung der entstandenen 
Steuerschuld bis zur tatsächlichen Veräußerung oder dem sonstigen 
Ausscheiden der Wirtschaftsgüter aus dem Betriebsvermögen: 

 b) Auf Grund eines in der Steuererklärung gestellten Antrages unterbleibt 
in folgenden Fällen der lit. a die Festsetzung der entstandenen 
Steuerschuld bis zur tatsächlichen Veräußerung oder dem sonstigen 
Ausscheiden der Wirtschaftsgüter aus dem Betriebsvermögen: 

 1. Bei Überführung von Wirtschaftsgütern innerhalb eines Betriebes 
desselben Steuerpflichtigen oder 

 1. Bei Überführung von Wirtschaftsgütern innerhalb eines Betriebes 
desselben Steuerpflichtigen oder 

 2. bei Verlegung von Betrieben oder Betriebsstätten, sofern in 
beiden Fällen die Überführung oder Verlegung 

 2. bei Verlegung von Betrieben oder Betriebsstätten, sofern in 
beiden Fällen die Überführung oder Verlegung 

 – in einen Staat der Europäischen Union oder  – in einen Staat der Europäischen Union oder 
 – in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes erfolgt, mit 

dem eine umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der 
Republik Österreich besteht. 

 – in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes erfolgt, mit 
dem eine umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der 
Republik Österreich besteht. 

Über die nicht festgesetzte Steuerschuld ist im Abgabenbescheid 
abzusprechen. Eine spätere Überführung oder Verlegung 

Über die nicht festgesetzte Steuerschuld ist im Abgabenbescheid 
abzusprechen. Eine spätere Überführung oder Verlegung 

 – in einen Staat, der nicht der Europäischen Union angehört oder  – in einen Staat, der nicht der Europäischen Union angehört oder 
 – in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit dem eine 

umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der Republik 
Österreich nicht besteht, 

 – in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit dem eine 
umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der Republik 
Österreich nicht besteht, 

gilt als Veräußerung. Die Veräußerung oder das sonstige Ausscheiden 
der Wirtschaftsgüter aus dem Betriebsvermögen gilt als rück-
wirkendes Ereignis im Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung. 
Zwischen Überführung oder Verlegung und Veräußerung oder 
sonstigem Ausscheiden eingetretene Wertminderungen sind höchstens 
im Umfang der Bemessungsgrundlage bei Überführung oder Verle-
gung zu berücksichtigen. § 205 der Bundesabgabenordnung ist nicht 
anzuwenden. 

gilt als Veräußerung. Die Veräußerung oder das sonstige Ausscheiden 
der Wirtschaftsgüter aus dem Betriebsvermögen gilt als rück-
wirkendes Ereignis im Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung. 
Zwischen Überführung oder Verlegung und Veräußerung oder 
sonstigem Ausscheiden eingetretene Wertminderungen sind höchstens 
im Umfang der Bemessungsgrundlage bei Überführung oder Verle-
gung zu berücksichtigen, soweit diese nicht in einem anderen Staat 
berücksichtigt werden. § 205 der Bundesabgabenordnung ist nicht 
anzuwenden. 

 c) ...  c) ... 
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 7. bis 12. …  7. bis 12. … 
 13. Werden nach Maßgabe der handelsrechtlichen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung im handelsrechtlichen Jahresabschluß 
eines späteren Wirtschaftsjahres Investitionsfreibeträge (§ 10), Rückla-
gen nach § 11, die Übertragung stiller Reserven oder Übertragungsrück-
lagen (§  12) ganz oder teilweise rückgängig gemacht oder werden Anla-
gegüter einschließlich geringwertiger Wirtschaftsgüter (§ 13) oder gemäß 
Z 2 lit. c abgeschriebene Auslandsforderungen aufgewertet (Zuschrei-
bung), so sind diese Zuschreibungen auch für den steuerlichen Wert-
ansatz maßgebend und erhöhen den steuerlichen Gewinn dieses Jahres. 
Soweit nach Maßgabe der handelsrechtlichen Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Buchführung eine Zuschreibung zulässig ist, hat der Steuerpflich-
tige bei Anteilen an Körperschaften, die zum Anlagevermögen gehören, 
den höheren Teilwert anzusetzen. Dies hat nur insoweit zu erfolgen, als 
es sich um eine Beteiligung im Sinne des § 228 Abs. 1 HGB handelt. 

 13. Werden nach Maßgabe der unternehmensrechtlichen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung im unternehmensrechtlichen Jahresabschluss 
eines späteren Wirtschaftsjahres Investitionsfreibeträge oder die Über-
tragung stiller Rücklagen oder Übertragungsrücklagen (§ 12) ganz oder 
teilweise rückgängig gemacht oder werden Anlagegüter einschließlich 
geringwertiger Wirtschaftsgüter (§ 13) aufgewertet (Zuschreibung), so 
sind diese Zuschreibungen auch für den steuerlichen Wertansatz 
maßgebend und erhöhen den steuerlichen Gewinn dieses Jahres. Soweit 
nach Maßgabe der unternehmensrechtlichen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung eine Zuschreibung zulässig ist, hat der 
Steuerpflichtige bei Anteilen an Körperschaften, die zum 
Anlagevermögen gehören, den höheren Teilwert anzusetzen. Dies hat nur 
insoweit zu erfolgen, als es sich um eine Beteiligung im Sinne des § 228 
Abs. 1 UGB handelt. 

 14. bis 16. …  14. bis 16. … 
§ 10. (1) Natürliche Personen, die den Gewinn eines Betriebes gemäß § 4 

Abs. 3 ermitteln, können bei der Anschaffung oder Herstellung von abnutzbaren 
körperlichen Anlagegütern oder von Wertpapieren gemäß § 14 Abs. 5 Z 4 einen 
Freibetrag für investierte Gewinne bis zu 10 % des Gewinnes, ausgenommen 
Übergangsgewinne (§ 4 Abs. 10) und Veräußerungsgewinne (§ 24), höchstens 
jedoch 100 000 Euro gewinnmindernd geltend machen. Der Höchstbetrag von 
100 000 Euro steht jedem Steuerpflichtigen im Kalenderjahr nur einmal zu. Der 
Freibetrag für investierte Gewinne kann nur im Jahr der Anschaffung oder 
Herstellung der Wirtschaftsgüter geltend gemacht werden und ist mit den 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten begrenzt. Die Absetzung für Abnutzung 
(§§ 7 und 8) wird dadurch nicht berührt. 

§ 10. (1) Natürliche Personen, die den Gewinn eines Betriebes gemäß § 4 
Abs. 3 ermitteln, können bei der Anschaffung oder Herstellung von abnutzbaren 
körperlichen Anlagegütern oder von Wertpapieren gemäß § 14 Abs. 7 Z 4 einen 
Freibetrag für investierte Gewinne bis zu 10 % des Gewinnes, ausgenommen 
Übergangsgewinne (§ 4 Abs. 10) und Veräußerungsgewinne (§ 24), höchstens 
jedoch 100 000 Euro gewinnmindernd geltend machen. Der Höchstbetrag von 
100 000 Euro steht jedem Steuerpflichtigen im Kalenderjahr nur einmal zu. Der 
Freibetrag für investierte Gewinne kann nur im Jahr der Anschaffung oder 
Herstellung der Wirtschaftsgüter geltend gemacht werden und ist mit den 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten begrenzt. Die Absetzung für Abnutzung 
(§§ 7 und 8) wird dadurch nicht berührt. 

(2) Bei Gesellschaften, bei denen die Gesellschafter als Mitunternehmer 
anzusehen sind und die ihren Gewinn gemäß § 4 Abs. 3 ermitteln, können nur die 
Gesellschafter den Freibetrag für investierte Gewinne im Sinne des Abs. 1 in 
Anspruch nehmen. Der Freibetrag für investierte Gewinne, höchstens jedoch der 
Höchstbetrag von 100 000 Euro (Abs. 1), ist bei den Mitunternehmern mit einem 
der Gewinnbeteiligung entsprechenden Teilbetrag anzusetzen. Der Freibetrag für 
investierte Gewinne kann insoweit nicht geltend gemacht werden, als der Mit-
unternehmer die Beteiligung in einem Betriebsvermögen eines Betriebes hält, für 

(2) Bei Gesellschaften, bei denen die Gesellschafter als Mitunternehmer 
anzusehen sind und die ihren Gewinn gemäß § 4 Abs. 3 ermitteln, können nur die 
Gesellschafter den Freibetrag für investierte Gewinne im Sinne des Abs. 1 in 
Anspruch nehmen. Der Freibetrag für investierte Gewinne, höchstens jedoch der 
Höchstbetrag von 100 000 Euro (Abs. 1), ist bei den Mitunternehmern mit einem 
der Gewinnbeteiligung entsprechenden Teilbetrag anzusetzen. Hält der Mitunter-
nehmer die Beteiligung im Betriebsvermögen eines Betriebes, für den der Frei-
betrag für investierte Gewinne nach Abs. 1 geltend gemacht werden kann, kann er 
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den der Freibetrag für investierte Gewinne nach Abs. 1 geltend gemacht werden 
kann, oder dem ein Gewinnanteil zugeht, der durch Betriebsvermögensvergleich 
ermittelt wurde. 

nur bei Ermittlung des Gewinnes des Betriebes berücksichtigt werden. Eine Be-
rücksichtigung kommt nur in Betracht, wenn auch der Gewinn aus der Mit-
unternehmerschaft durch Einnahmen-Ausgaben-Rechnung ermittelt worden ist. 

(3) … (3) … 
 1. ...  1. ... 
 2. im Falle der Anschaffung von Wertpapieren gemäß § 14 Abs. 5 Z 4 diese 

dem Anlagevermögen ab dem Anschaffungszeitpunkt mindestens vier 
Jahre gewidmet werden, vorbehaltlich Abs. 5 Z 2. 

 2. im Falle der Anschaffung von Wertpapieren gemäß § 14 Abs. 7 Z 4 diese 
dem Anlagevermögen ab dem Anschaffungszeitpunkt mindestens vier 
Jahre gewidmet werden, vorbehaltlich Abs. 5 Z 2. 

(4) Für folgende Wirtschaftsgüter kann ein Freibetrag für investierte 
Gewinne nicht gewinnmindernd geltend gemacht werden: 

(4) Für folgende Wirtschaftsgüter kann ein Freibetrag für investierte 
Gewinne nicht gewinnmindernd geltend gemacht werden: 

 – Gebäude.  – Gebäude und Herstellungsaufwendungen eines Mieters oder sonstigen 
Nutzungsberechtigten auf ein Gebäude. 

 – Personen- und Kombinationskraftfahrzeuge, ausgenommen Fahrschul-
kraftfahrzeuge sowie Kraftfahrzeuge, die zu mindestens 80 % der 
gewerblichen Personenbeförderung dienen. 

 – Personen- und Kombinationskraftfahrzeuge, ausgenommen Fahrschul-
kraftfahrzeuge sowie Kraftfahrzeuge, die zu mindestens 80 % der 
gewerblichen Personenbeförderung dienen. 

 – Luftfahrzeuge.  – Luftfahrzeuge. 
 – Geringwertige Wirtschaftgüter, die gemäß § 13 abgesetzt werden.  – Geringwertige Wirtschaftgüter, die gemäß § 13 abgesetzt werden. 
 – Gebrauchte Wirtschaftsgüter.  – Gebrauchte Wirtschaftsgüter. 
 – Wirtschaftsgüter, die von einem Unternehmen erworben werden, das 

unter beherrschendem Einfluss des Steuerpflichtigen steht. 
 – Wirtschaftsgüter, die von einem Unternehmen erworben werden, das 

unter beherrschendem Einfluss des Steuerpflichtigen steht. 
 – Wirtschaftsgüter, für die der Forschungsfreibetrag gemäß § 4 Abs. 4 Z 4 

oder Z 4b in Anspruch genommen wurde. 
 – Wirtschaftsgüter, für die der Forschungsfreibetrag gemäß § 4 Abs. 4 Z 4 

oder Z 4b oder die Forschungsprämie gemäß § 108c in Anspruch 
genommen wurde. 

(5) Scheiden Wirtschaftsgüter, für die der Freibetrag für investierte Gewinne 
geltend gemacht worden ist, vor Ablauf der Frist aus dem Betriebsvermögen aus 
oder werden in eine Betriebsstätte außerhalb des EU/EWR-Raumes verbracht, gilt 
Folgendes: 

(5) Scheiden Wirtschaftsgüter, für die der Freibetrag für investierte Gewinne 
geltend gemacht worden ist, vor Ablauf der Frist von vier Jahren aus dem 
Betriebsvermögen aus oder werden in eine Betriebsstätte außerhalb des 
EU/EWR-Raumes verbracht, gilt Folgendes: 

 1. ...  1. ... 
 2. Im Falle des Ausscheidens von Wertpapieren gemäß § 14 Abs. 5 Z 4 un-

terbleibt insoweit der gewinnerhöhende Ansatz, als im Jahr des Aus-
scheidens begünstigte Wirtschaftsgüter, die die Voraussetzungen für den 
Freibetrag für investierte Gewinne erfüllen, angeschafft oder hergestellt 
werden. Die Frist von vier Jahren wird dadurch nicht unterbrochen. 

 2. Im Fall des Ausscheidens von Wertpapieren gemäß § 14 Abs. 7 Z 4 un-
terbleibt insoweit der gewinnerhöhende Ansatz, als im Jahr des Aus-
scheidens begünstigte Wirtschaftsgüter, die die Voraussetzungen für den 
Freibetrag erfüllen, angeschafft oder hergestellt werden (Ersatz-
beschaffung). Auf den Fristenlauf des angeschafften oder hergestellten 
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Wirtschaftsgutes wird die Behaltedauer des ausgeschiedenen Wertpapiers 
angerechnet. Die Frist kann jedoch nicht vor jenem Zeitpunkt enden, zu 
dem die Frist für das ausgeschiedene Wertpapier geendet hätte. Soweit 
Wirtschaftsgüter der Ersatzbeschaffung dienen, kann ein Freibetrag nicht 
in Anspruch genommen werden. 

Im Falle des Ausscheidens eines Wirtschaftsgutes infolge höherer Gewalt oder 
behördlichen Eingriffs unterbleibt der gewinnerhöhende Ansatz. 

Im Falle des Ausscheidens eines Wirtschaftsgutes infolge höherer Gewalt oder 
behördlichen Eingriffs unterbleibt der gewinnerhöhende Ansatz. 

(6) und (7) … (6) und (7) … 
§ 11a. … § 11a. … 
(1) bis (2) … (1) bis (2) … 
(3) Sinkt in einem folgenden Wirtschaftsjahr in sinngemäßer Anwendung 

des Abs. 1 unter Außerachtlassung eines Verlustes das Eigenkapital, ist insoweit 
eine Nachversteuerung unter Anwendung des Steuersatzes nach § 37 Abs. 1 
vorzunehmen. Nachzuversteuern ist höchstens jener Betrag, der in den 
vorangegangenen sieben Wirtschaftsjahren nach Abs. 1 begünstigt besteuert 
worden ist. Die Nachversteuerung ist zunächst für den begünstigten Betrag des 
zeitlich am weitest zurückliegenden Wirtschaftsjahres vorzunehmen. 

(3) Sinkt in einem folgenden Wirtschaftsjahr in sinngemäßer Anwendung 
des Abs. 1 unter Außerachtlassung eines Verlustes das Eigenkapital, ist insoweit 
eine Nachversteuerung vorzunehmen. Nachzuversteuern ist höchstens jener 
Betrag, der in den vorangegangenen sieben Wirtschaftsjahren nach Abs. 1 
begünstigt besteuert worden ist. Die Nachversteuerung ist zunächst für den 
begünstigten Betrag des zeitlich am weitest zurückliegenden Wirtschaftsjahres 
vorzunehmen. Die Nachversteuerung hat mit dem Steuersatz gemäß § 37 Abs. 1 
des Jahres der Inanspruchnahme der Begünstigung zu erfolgen. Der 
Nachversteuerungsbetrag erhöht nicht den Gesamtbetrag der Einkünfte. 

(4) bis (7) … (4) bis (7) … 
§ 12. (1) Natürliche Personen können stille Reserven (Abs. 2), die bei der 

Veräußerung von Anlagevermögen aufgedeckt werden, von den Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten oder den Teilbeträgen der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten im Sinne des § 10 Abs. 7 zweiter Satz des im Wirtschaftsjahr 
der Veräußerung angeschafften oder hergestellten Anlagevermögens absetzen. 

§ 12. (1) Natürliche Personen können stille Reserven (Abs. 2), die bei der 
Veräußerung von Anlagevermögen aufgedeckt werden, von den Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten oder den Teilbeträgen der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten des im Wirtschaftsjahr der Veräußerung angeschafften oder 
hergestellten Anlagevermögens absetzen. 

(2) … (2) … 
(3) Eine Übertragung ist nur zulässig, wenn (3) Eine Übertragung ist nur zulässig, wenn 

 1. das veräußerte Wirtschaftsgut im Zeitpunkt der Veräußerung mindestens 
sieben Jahre zum Anlagevermögen dieses Betriebes gehört hat und 

 1. das veräußerte Wirtschaftsgut im Zeitpunkt der Veräußerung mindestens 
sieben Jahre zum Anlagevermögen dieses Betriebes gehört hat und 

 2. das Wirtschaftsgut, auf das stille Reserven übertragen werden sollen, in 
einer inländischen Betriebsstätte verwendet wird; § 10 Abs. 2 letzter Satz 
ist anzuwenden. 

 2. das Wirtschaftsgut, auf das stille Reserven übertragen werden sollen, in 
einer inländischen Betriebsstätte verwendet wird. Dabei gelten 
Wirtschaftsgüter, die auf Grund einer entgeltlichen Überlassung 
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überwiegend im Ausland eingesetzt werden, nicht als in einer 
inländischen Betriebsstätte verwendet. 

Die in Z 1 genannte Frist beträgt 15 Jahre für Grundstücke oder Gebäude, auf die 
stille Reserven übertragen worden sind, und für Gebäude, die nach § 8 Abs. 2 
beschleunigt abgeschrieben worden sind. 

Die in Z 1 genannte Frist beträgt 15 Jahre für Grundstücke oder Gebäude, auf die 
stille Reserven übertragen worden sind, und für Gebäude, die nach § 8 Abs. 2 
beschleunigt abgeschrieben worden sind. 

(4) Eine Übertragung ist nur zulässig auf die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten (Teilbeträge im Sinne des § 10 Abs. 7 zweiter Satz) von 

(4) Eine Übertragung ist nur zulässig auf die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten (Teilbeträge der Anschaffungs- oder Herstellungskosten) von 

 1. körperlichen Wirtschaftsgütern, wenn auch die stillen Reserven aus der 
Veräußerung von körperlichen Wirtschaftsgütern stammen, 

 1. körperlichen Wirtschaftsgütern, wenn auch die stillen Reserven aus der 
Veräußerung von körperlichen Wirtschaftsgütern stammen, 

 2. unkörperlichen Wirtschaftsgütern, wenn auch die stillen Reserven aus der 
Veräußerung von unkörperlichen Wirtschaftsgütern stammen. 

 2. unkörperlichen Wirtschaftsgütern, wenn auch die stillen Reserven aus der 
Veräußerung von unkörperlichen Wirtschaftsgütern stammen. 

Die Übertragung stiller Reserven auf die Anschaffungskosten von Grund und 
Boden ist nur zulässig, wenn der Gewinn nach § 5 ermittelt wird und wenn auch 
die stillen Reserven aus der Veräußerung von Grund und Boden stammen. 
Die Übertragung stiller Reserven auf die Anschaffungskosten von (Teil-)Betrie-
ben, von Beteiligungen an Personengesellschaften und von Finanzanlagen sowie 
die Übertragung stiller Reserven, die aus der Veräußerung von (Teil-)Betrieben 
oder von Beteiligungen an Personengesellschaften stammen, ist nicht zulässig. 

Die Übertragung stiller Reserven auf die Anschaffungskosten von Grund und 
Boden ist nur zulässig, wenn der Gewinn nach § 5 ermittelt wird und wenn auch 
die stillen Reserven aus der Veräußerung von Grund und Boden stammen. 
Die Übertragung stiller Reserven auf die Anschaffungskosten von (Teil-)Betrie-
ben, von Beteiligungen an Personengesellschaften und von Finanzanlagen sowie 
die Übertragung stiller Reserven, die aus der Veräußerung von (Teil-)Betrieben 
oder von Beteiligungen an Personengesellschaften stammen, ist nicht zulässig. 

(5) bis (10) … (5) bis (10) … 
§ 14. (1) bis (4) … § 14. (1) bis (4) … 
(5) (Anm.: aufgehoben durch VfGH, BGBl. I Nr. 155/2006)  
(6) Steuerpflichtige, die ihren Gewinn gemäß § 4 Abs. 3 ermitteln, können 

für die am Schluss des Wirtschaftsjahres bestehenden fiktiven 
Abfertigungsansprüche einen Betrag steuerfrei belassen. Die Bestimmungen der 
Abs. 1 und 3 bis 5 sind anzuwenden. Die Begünstigung darf nur in Anspruch 
genommen werden, wenn die steuerfrei belassenen Beträge in einer laufend 
geführten Aufzeichnung ausgewiesen sind. Aus dieser Aufzeichnung müssen die 
Berechnung der steuerfrei belassenen Beträge sowie die genaue Bezeichnung der 
Wertpapiere unter Angabe des jeweiligen Anschaffungstages klar ersichtlich sein.

(5) Steuerpflichtige, die ihren Gewinn gemäß § 4 Abs. 3 ermitteln, können 
für die am Schluss des Wirtschaftsjahres bestehenden fiktiven 
Abfertigungsansprüche einen Betrag steuerfrei belassen. Die Bestimmungen der 
Abs. 1, 3 und 4 sind anzuwenden. Die Begünstigung darf nur in Anspruch 
genommen werden, wenn die steuerfrei belassenen Beträge in einer laufend 
geführten Aufzeichnung ausgewiesen sind. Aus dieser Aufzeichnung muss die 
Berechnung der steuerfrei belassenen Beträge klar ersichtlich sein. 

(7) Steuerpflichtige, die ihren Gewinn gemäß § 4 Abs. 1 oder § 5 ermitteln, 
können für schriftliche, rechtsverbindliche und unwiderrufliche Pensionszusagen 
und für direkte Leistungszusagen im Sinne des Betriebspensionsgesetzes in 
Rentenform Pensionsrückstellungen bilden. Für die Bildung gilt folgendes: 

(6) Steuerpflichtige, die ihren Gewinn gemäß § 4 Abs. 1 oder § 5 ermitteln, 
können für schriftliche, rechtsverbindliche und unwiderrufliche Pensionszusagen 
und für direkte Leistungszusagen im Sinne des Betriebspensionsgesetzes in 
Rentenform Pensionsrückstellungen bilden. Für die Bildung gilt folgendes: 
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 1. Die Pensionsrückstellung ist nach den anerkannten Regeln der 
Versicherungsmathematik zu bilden. 

 1. Die Pensionsrückstellung ist nach den anerkannten Regeln der 
Versicherungsmathematik zu bilden. 

 2. Die Pensionsrückstellung ist erstmals im Wirtschaftsjahr der 
Pensionszusage zu bilden, wobei Veränderungen der Pensionszusage wie 
neue Zusagen zu behandeln sind. Als neue Zusagen gelten auch 
Änderungen der Pensionsbemessungsgrundlage und Indexanpassungen 
von Pensionszusagen. 

 2. Die Pensionsrückstellung ist erstmals im Wirtschaftsjahr der 
Pensionszusage zu bilden, wobei Veränderungen der Pensionszusage wie 
neue Zusagen zu behandeln sind. Als neue Zusagen gelten auch 
Änderungen der Pensionsbemessungsgrundlage und Indexanpassungen 
von Pensionszusagen. 

 3. Der Rückstellung ist im jeweiligen Wirtschaftsjahr soviel zuzuführen, als 
bei Verteilung des Gesamtaufwandes auf die Zeit zwischen Pensions-
zusage und dem vorgesehenen Zeitpunkt der Beendigung der aktiven 
Arbeits- oder Werkleistung auf das einzelne Wirtschaftsjahr entfällt. 

 3. Der Rückstellung ist im jeweiligen Wirtschaftsjahr soviel zuzuführen, als 
bei Verteilung des Gesamtaufwandes auf die Zeit zwischen Pensions-
zusage und dem vorgesehenen Zeitpunkt der Beendigung der aktiven 
Arbeits- oder Werkleistung auf das einzelne Wirtschaftsjahr entfällt. 

 4. Soweit durch ordnungsmäßige Zuweisungen an die Pensionsrückstellung 
das zulässige Ausmaß der Rückstellung nicht erreicht wird, ist in dem 
Wirtschaftsjahr, in dem der Pensionsfall eintritt, eine erhöhte Zuweisung 
vorzunehmen. 

 4. Soweit durch ordnungsmäßige Zuweisungen an die Pensionsrückstellung 
das zulässige Ausmaß der Rückstellung nicht erreicht wird, ist in dem 
Wirtschaftsjahr, in dem der Pensionsfall eintritt, eine erhöhte Zuweisung 
vorzunehmen. 

 5. Die zugesagte Pension darf 80% des letzten laufenden Aktivbezugs nicht 
übersteigen. Auf diese Obergrenze sind zugesagte Leistungen aus 
Pensionskassen anzurechnen, soweit die Leistungen nicht vom 
Leistungsberechtigten getragen werden. 

 5. Die zugesagte Pension darf 80% des letzten laufenden Aktivbezugs nicht 
übersteigen. Auf diese Obergrenze sind zugesagte Leistungen aus 
Pensionskassen anzurechnen, soweit die Leistungen nicht vom 
Leistungsberechtigten getragen werden. 

 6. Der Bildung der Pensionsrückstellung ist ein Rechnungszinsfuß von 6 % 
zugrunde zu legen. 

 6. Der Bildung der Pensionsrückstellung ist ein Rechnungszinsfuß von 6 % 
zugrunde zu legen. 

 (7) Für die Pensionsrückstellung besteht folgendes Deckungserfordernis: 
  1. Am Schluss jedes Wirtschaftsjahres müssen Wertpapiere (Z 3) im 

Nennbetrag von mindestens 50% des am Schluss des vorangegangenen 
Wirtschaftsjahres in der Bilanz ausgewiesenen Rückstellungsbetrages im 
Betriebsvermögen vorhanden sein. Auf das Deckungserfordernis können 
Ansprüche aus Rückdeckungsversicherungen, die in der gesonderten 
Abteilung des Deckungsstocks für die Lebensversicherung im Sinne des 
§ 20 Abs. 2 Z 1 in Verbindung mit § 78 des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes geführt werden, in Höhe des versicherungs-
mathematischen Deckungskapitals angerechnet werden. Dies gilt auch 
für vergleichbare Ansprüche aus Rückdeckungsversicherungen 
gegenüber Versicherern, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes ansässig sind. Ist 
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der Rückkaufswert höher als das versicherungsmathematische 
Deckungskapital, kann der Rückkaufswert angerechnet werden. Soweit 
Wertpapiere oder Ansprüche aus Rückdeckungsversicherungen nicht 
ausschließlich der Besicherung von Pensionsanwartschaften oder 
Pensionsansprüchen dienen, erfüllen sie nicht das Deckungserfordernis. 

  2. Beträgt die Wertpapierdeckung nach Z 1 im Wirtschaftsjahr auch nur 
vorübergehend weniger als 50% der maßgebenden Rückstellung, ist der 
Gewinn um 30% der Wertpapierunterdeckung zu erhöhen. Die Fortfüh-
rung der Rückstellung wird durch die Gewinnerhöhung nicht berührt. 

  3. Z 2 gilt nicht 

  – für jenen Teil des Rückstellungsbetrages, der infolge des Absinkens 
der Pensionsansprüche am Schluss des Wirtschaftsjahres nicht mehr 
ausgewiesen ist, und 

  – für die Tilgung von Wertpapieren, wenn die getilgten Wertpapiere 
innerhalb von zwei Monaten nach Einlösung ersetzt werden. 

  4. Als Wertpapiere gelten: 

  a) Auf Inhaber lautende Schuldverschreibungen inländischer Schuldner, 
für die die Prospektpflicht gemäß § 2 des Kapitalmarktgesetzes, 
BGBl. Nr. 625/1991, gilt, oder vergleichbare auf Inhaber lautende 
Schuldverschreibungen von Schuldnern, die in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder Staat des Europäischen 
Wirtschaftsraumes ansässig sind, ausgenommen Schuldverschrei-
bungen, deren Ausgabewert niedriger ist als 90% des Nennbetrages. 

  b) Auf Inhaber lautende Schuldverschreibungen inländischer Schuldner, 
für die die Prospektpflicht nur wegen § 3 des Kapitalmarktgesetzes, 
BGBl. Nr. 625/1991, nicht gilt, oder vergleichbare auf Inhaber 
lautende Schuldverschreibungen von Schuldnern, die in einem ande-
ren Mitgliedstaat der Europäischen Union oder Staat des Europäischen 
Wirtschaftsraumes ansässig sind, ausgenommen Schuldverschrei-
bungen, deren Ausgabewert niedriger ist als 90% des Nennbetrages. 

  c) Auf Inhaber lautende Schuldverschreibungen inländischer Schuldner 
oder von Schuldnern, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union oder Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes ansässig 
sind, die vor Inkrafttreten des Kapitalmarktgesetzes ausgegeben 
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worden sind, ausgenommen Schuldverschreibungen, bei denen der 
Nominalwert der Gesamtemission 600 000 S nicht überschritten hat 
und Schuldverschreibungen, deren Ausgabewert niedriger war als 
90% des Nennbetrages. 

  d) Forderungen aus Schuldscheindarlehen an die Republik Österreich 
und an jeden anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder Staat 
des Europäischen Wirtschaftsraumes. 

  e) Anteilscheine an Kapitalanlagefonds im Sinne des Investmentfonds-
gesetzes 1993 sowie von in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes errichteten Ka-
pitalanlagefonds im Sinne des § 42 des Investmentfondsgesetzes 1993 
und des Art. 1 Abs. 2 zweiter Teilstrich der Richtlinie 85/611/EWG, 
welche ein Risikomanagementverfahren im Sinne des Art. 21 der 

Richtlinie 85/611/EWG einsetzen. Diese Kapitalanlagefonds 
  – dürfen nach den Fondsbestimmungen ausschließlich in 

Wertpapiere der in lit. a bis d genannten Art veranlagen, wobei 
Derivate im Sinne des § 21 des Investmentfondsgesetzes nur zur 
Absicherung erworben werden dürfen, oder 

  – müssen über Fondsbestimmungen verfügen, welche § 25 Abs. 1 
Z 5 bis 8, § 25 Abs. 2 bis 4 und § 25 Abs. 6 bis 8 des 
Pensionskassengesetzes entsprechen. 

 Wertpapierleihgeschäfte gemäß § 4 Abs. 8 des Investmentfonds-
gesetzes 1993 sind zulässig. An die Stelle des Nennwertes tritt der 
Erstausgabepreis. 

  f) Anteilscheine an Immobilienfonds im Sinne des Immobilien-Invest-
mentfondsgesetzes sowie von ausländischen offenen Immobilienfonds 
im Sinne des § 42 des Immobilien-Investmentfondsgesetzes mit Sitz 
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder Staat des 
Europäischen Wirtschaftsraumes, welche nach Satzung und tat-
sächlicher Geschäftsführung eine Veranlagung nach den Vorschriften 
der §§ 21 bis 33 des Immobilien-Investmentfondsgesetzes vornehmen. 
An die Stelle des Nennwertes tritt der Erstausgabepreis. 

(8) Abs. 7 gilt auch für Rückstellungen, die für Zusagen von Kostenersätzen 
für Pensionsverpflichtungen eines Dritten gebildet werden. 

(8) Abs. 6 und Abs. 7 gilt auch für Rückstellungen, die für Zusagen von 
Kostenersätzen für Pensionsverpflichtungen eines Dritten gebildet werden. 
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(9) Wird eine Pension zugesagt, für die von einem früheren Arbeitgeber 
(Vertragspartner) des Leistungsberechtigten Vergütungen gewährt werden, ist bei 
der Bildung der Pensionsrückstellung von der Höhe dieser Vergütungen, 
höchstens jedoch von dem nach Abs. 7 ermittelten Ausmaß auszugehen. 

(9) Wird eine Pension zugesagt, für die von einem früheren Arbeitgeber 
(Vertragspartner) des Leistungsberechtigten Vergütungen gewährt werden, ist bei 
der Bildung der Pensionsrückstellung von der Höhe dieser Vergütungen, 
höchstens jedoch von dem nach Abs. 6 ermittelten Ausmaß auszugehen. 

(10) Abs. 7 Z 5 und 6 gilt insoweit nicht, als dem Arbeitgeber die Aufgaben 
der gesetzlichen Pensionsversicherung übertragen sind. 

(10) Abs. 6 Z 5 und 6 gilt insoweit nicht, als dem Arbeitgeber die Aufgaben 
der gesetzlichen Pensionsversicherung übertragen sind. 

(11) Abs. 5 und Abs. 7 Z 7 sind auf Betriebe gewerblicher Art von 
Körperschaften öffentlichen Rechts (§ 2 des Körperschaftsteuergesetzes 1988) 
nicht anzuwenden. 

(11) Abs. 7 sind auf Betriebe gewerblicher Art von Körperschaften 
öffentlichen Rechts (§ 2 des Körperschaftsteuergesetzes 1988) nicht anzuwenden. 

(12) Für die Bildung von Rückstellungen für die Verpflichtung zu einer 
Zuwendung anläßlich eines Dienstjubiläums gilt folgendes: Die Bildung einer 
Rückstellung ist nur bei kollektivvertraglicher Vereinbarung, bei 
Betriebsvereinbarung oder bei anderen schriftlichen, rechtsverbindlichen und 
unwiderruflichen Zusagen zulässig. Die Rückstellung ist unter sinngemäßer 
Anwendung des Abs. 7 Z 1 bis 3, des Abs. 7 Z 6 sowie der Abs. 8 und 9 zu 
bilden; eine Bildung nach den Regeln der Finanzmathematik ist zulässig. 

(12) Für die Bildung von Rückstellungen für die Verpflichtung zu einer 
Zuwendung anläßlich eines Dienstjubiläums gilt folgendes: Die Bildung einer 
Rückstellung ist nur bei kollektivvertraglicher Vereinbarung, bei 
Betriebsvereinbarung oder bei anderen schriftlichen, rechtsverbindlichen und 
unwiderruflichen Zusagen zulässig. Die Rückstellung ist unter sinngemäßer 
Anwendung des Abs. 6 Z 1 bis 3, des Abs. 6 Z 6 sowie der Abs. 8 und 9 zu 
bilden; eine Bildung nach den Regeln der Finanzmathematik ist zulässig. 

(13) … (13) … 
§ 16. (1) … § 16. (1) … 

 1. bis 5. …  1. bis 5. … 
 6. Ausgaben des Steuerpflichtigen für Fahrten zwischen Wohnung und 

Arbeitsstätte. Für die Berücksichtigung dieser Aufwendungen gilt: 
 6. Ausgaben des Steuerpflichtigen für Fahrten zwischen Wohnung und 

Arbeitsstätte. Für die Berücksichtigung dieser Aufwendungen gilt: 
 a) Diese Ausgaben sind bei einer einfachen Fahrtstrecke zwischen 

Wohnung und Arbeitsstätte bis 20 km grundsätzlich durch den 
Verkehrsabsetzbetrag (§ 33 Abs. 5) abgegolten. 

 a) Diese Ausgaben sind bei einer einfachen Fahrtstrecke zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte bis 20 km grundsätzlich durch den 
Verkehrsabsetzbetrag (§ 33 Abs. 5) abgegolten. 

 b) Beträgt die einfache Fahrtstrecke zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte, die der Arbeitnehmer im Lohnzahlungszeitraum 
überwiegend zurücklegt, mehr als 20 km und ist die Benützung eines 
Massenbeförderungsmittels zumutbar, dann werden zusätzlich als 
Pauschbeträge berücksichtigt: 

 b) Beträgt die einfache Fahrtstrecke zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte, die der Arbeitnehmer im Lohnzahlungszeitraum 
überwiegend zurücklegt, mehr als 20 km und ist die Benützung eines 
Massenbeförderungsmittels zumutbar, dann werden zusätzlich als 
Pauschbeträge berücksichtigt: 

Bei einer Fahrtstrecke von Bei einer Fahrtstrecke von 
20 km bis 40 km 495 Euro jährlich 20 km bis 40 km 546 Euro jährlich 
40 km bis 60 km 981 Euro jährlich 40 km bis 60 km 1.080 Euro jährlich 
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über 60 km 1.467 Euro jährlich über 60 km 1.614 Euro jährlich 
 c) Ist dem Arbeitnehmer im Lohnzahlungszeitraum überwiegend die 

Benützung eines Massenbeförderungsmittels zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte zumindest hinsichtlich der halben Fahrtstrecke nicht 
zumutbar, dann werden anstelle der Pauschbeträge nach lit. b folgende 
Pauschbeträge berücksichtigt: 

 c) Ist dem Arbeitnehmer im Lohnzahlungszeitraum überwiegend die 
Benützung eines Massenbeförderungsmittels zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte zumindest hinsichtlich der halben Fahrtstrecke nicht 
zumutbar, dann werden anstelle der Pauschbeträge nach lit. b folgende 
Pauschbeträge berücksichtigt: 

2 km bis 20 km 270 Euro jährlich 2 km bis 20 km 297 Euro jährlich 
20 km bis 40 km 1.071 Euro jährlich 20 km bis 40 km 1.179 Euro jährlich 
40 km bis 60 km 1.863 Euro jährlich 40 km bis 60 km 2.052 Euro jährlich 
über 60 km 2.664 Euro jährlich über 60 km 2.931 Euro jährlich 
Mit dem Verkehrsabsetzbetrag und den Pauschbeträgen ... Mit dem Verkehrsabsetzbetrag und den Pauschbeträgen ... 

 7. ...  7. ... 
 8. a) bis c) ...  8. a) bis c) ... 
 d) Wird ein vom Steuerpflichtigen früher angeschafftes oder hergestelltes 

Wirtschaftsgut erstmalig zur Erzielung von Einkünten verwendet, sind 
der Bemessung der Absetzung für Abnutzung die fiktiven 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten zum Zeitpunkt der erstmaligen 
Nutzung zur Einkünfteerzielung zugrunde zu legen. 

 d) Wird ein vom Steuerpflichtigen früher angeschafftes oder hergestelltes 
Wirtschaftsgut erstmalig zur Erzielung von Einkünften verwendet, 
sind der Bemessung der Absetzung für Abnutzung die fiktiven 
Anschaffungskosten zum Zeitpunkt der erstmaligen Nutzung zur 
Einkünfteerzielung zugrunde zu legen. 

 e) ...  e) ... 
 9. und 10. …  9. und 10. … 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
§ 25. (1) … § 25. (1) … 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. a) …  3. a) … 
 b) Gleichartige Bezüge aus Versorgungs- und 

Unterstützungseinrichtungen der Kammern der selbständig 
Erwerbstätigen. 

 b) Gleichartige Bezüge aus Versorgungs- und 
Unterstützungseinrichtungen der Kammern der selbständig 
Erwerbstätigen. Soweit diese Bezüge auf Ansprüche entfallen, die von 
einer Pensionskasse an eine Versorgungs- und 
Unterstützungseinrichtung übertragen wurden, gilt Z 2 lit. a 
entsprechend. 

 c) und d) …  c) und d) … 
 4. und 5. …  4. und 5. … 
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(2) … (2) … 
§ 27. (1) und (2) … § 27. (1) und (2) … 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
 4. Bei einer Beteiligung an einem Handelsgewerbe als stiller Gesellschafter 

oder einer Beteiligung nach Art eines stillen Gesellschafters der 
Überschuß aus der Abschichtung. 

 4. Bei einer Beteiligung an einem Unternehmen als stiller Gesellschafter 
oder einer Beteiligung nach Art eines stillen Gesellschafters der 
Überschuß aus der Abschichtung. 

 5. ...  5. ... 
(3) … (3) … 
§ 31. (1) … § 31. (1) … 
(2) Als Veräußerung gelten auch (2) Als Veräußerung gelten auch 

 1. der Untergang von Anteilen auf Grund der Auflösung (Liquidation) oder 
Beendigung einer Körperschaft für sämtliche Beteiligte unabhängig vom 
Ausmaß ihrer Beteiligung und 

 1. der Untergang von Anteilen auf Grund der Auflösung (Liquidation) oder 
Beendigung einer Körperschaft für sämtliche Beteiligte unabhängig vom 
Ausmaß ihrer Beteiligung und 

 2. Maßnahmen des Steuerpflichtigen, die zum Verlust des 
Besteuerungsrechtes der Republik Österreich im Verhältnis zu anderen 
Staaten hinsichtlich eines Anteiles im Sinne des Abs. 1 führen. Bei 
Wegzug 

 2. Umstände, die zum Verlust des Besteuerungsrechtes der Republik 
Österreich im Verhältnis zu anderen Staaten hinsichtlich eines Anteiles 
im Sinne des Abs. 1 führen. Bei Wegzug 

 – in einen Staat der Europäischen Union oder  – in einen Staat der Europäischen Union oder 
 – in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes, sofern eine 

umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der Republik 
Österreich besteht, 

 – in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes, sofern eine 
umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der Republik 
Österreich besteht, 

ist auf Grund eines in der Steuererklärung gestellten Antrages über die 
durch den Wegzug entstandene Steuerschuld im Abgabenbescheid nur 
abzusprechen, die Steuerschuld jedoch bis zur tatsächlichen Veräußerung 
der Beteiligung nicht festzusetzen. Als Wegzug gelten alle Maßnahmen 
im Sinne des ersten Satzes. Ein späterer Wegzug 

ist auf Grund eines in der Steuererklärung gestellten Antrages über die 
durch den Wegzug entstandene Steuerschuld im Abgabenbescheid nur 
abzusprechen, die Steuerschuld jedoch bis zur tatsächlichen Veräußerung 
der Beteiligung nicht festzusetzen. Als Wegzug gelten alle Umstände im 
Sinne des ersten Satzes. Ein späterer Wegzug 

 – in einen Staat, der nicht der Europäischen Union angehört oder  – in einen Staat, der nicht der Europäischen Union angehört oder 
 – in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit dem eine 

umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der Republik 
Österreich nicht besteht, 

 – in einen Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit dem eine 
umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe mit der Republik 
Österreich nicht besteht, 

gilt als Veräußerung. Die Veräußerung gilt als rückwirkendes Ereignis 
im Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung. Zwischen Wegzug und 

gilt als Veräußerung. Die Veräußerung gilt als rückwirkendes Ereignis 
im Sinne des § 295a der Bundesabgabenordnung. Zwischen Wegzug und 
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Veräußerung eingetretene Wertminderungen sind höchstens im Umfang 
der Bemessungsgrundlage bei Wegzug zu berücksichtigen. § 205 der 
Bundesabgabenordnung ist nicht anzuwenden. 

Veräußerung eingetretene Wertminderungen sind höchstens im Umfang 
der Bemessungsgrundlage bei Wegzug zu berücksichtigen, soweit diese 
nicht in einem anderen Staat berücksichtigt werden. § 205 der 
Bundesabgabenordnung ist nicht anzuwenden. 

(3) bis (7) … (3) bis (7) … 
§ 38. (1) und (2) … § 38. (1) und (2) … 
(3) Der ermäßigte Steuersatz steht nur dann zu, wenn der aufrechte 

Patentschutz nachgewiesen wird. Dieser Nachweis ist für jeden 
Veranlagungszeitraum der Einkommensteuererklärung anzuschließen. 

(3) Der ermäßigte Steuersatz steht nur für Veranlagungszeiträume zu, für die 
der Patentschutz nach Abs. 2 aufrecht ist. Der aufrechte Patentschutz ist auf 
Verlangen der Abgabenbehörde vom Steuerpflichtigen nachzuweisen. 

§ 43. (1) und (2) … § 43. (1) und (2) … 
(3) In der Steuererklärung ist die Versicherungsnummer (§ 31 ASVG) jedes 

Beteiligten anzuführen. 
entfällt 

§ 67. (1) bis (10) … § 67. (1) bis (10) … 
(11) Die Abs. 1, 2, 6 und 8 sowie Abs. 7 hinsichtlich der Vergütungen an 

Arbeitnehmer für Diensterfindungen sind auch bei der Veranlagung von 
Arbeitnehmern anzuwenden. 

(11) Die Abs. 1, 2, 6, 7 und 8 sind auch bei der Veranlagung von 
Arbeitnehmern anzuwenden. 

(12) … (12) … 
§ 70. (1) Beschränkt lohnsteuerpflichtig sind Arbeitnehmer, bei denen die 

Voraussetzungen der §§ 1 Abs. 3 und 98 Z 4 vorliegen. 
§ 70. (1) Beschränkt lohnsteuerpflichtig sind Arbeitnehmer, bei denen die 

Voraussetzungen der §§ 1 Abs. 3 und § 98 Abs. 1 Z 4 vorliegen. 
(2) … (2) … 

 1. ...  1. ... 
 2. Bei Bezügen als Arbeitnehmer aus einer Tätigkeit im Sinne des § 99 

Abs. 1 Z 1 mit 20% des vollen Betrages dieser Bezüge. 
 2. Bei Bezügen als Arbeitnehmer aus einer Tätigkeit im Sinne des § 99 

Abs. 1 Z 1 mit 20% des vollen Betrages dieser Bezüge. Mit den Bezügen 
unmittelbar zusammenhängende Werbungskosten können vom vollen 
Betrag der Bezüge abgezogen werden, wenn sie ein in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder Staat des Europäischen 
Wirtschaftsraumes ansässiger beschränkt steuerpflichtiger Arbeitnehmer 
dem Arbeitgeber vor Zufließen der Bezüge schriftlich mitteilt. Zieht der 
Arbeitgeber diese Werbungskosten ab, beträgt die Lohnsteuer 35%. 

(4) … (4) … 
§ 94. Z 1 bis 5 … § 94. Z 1 bis 5 … 
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 6. a) und b) …  6. a) und b) … 
 c) Kapitalerträge im Sinne des § 93 Abs. 2 Z 3 und des § 93 Abs. 3, die  c) Kapitalerträge im Sinne des § 93 Abs. 2 Z 3 und des § 93 Abs. 3, die 
 – innerhalb einer Veranlagungs- und Risikogemeinschaft einer 

befreiten Pensions- oder Mitarbeitervorsorgekasse 
 – innerhalb einer Veranlagungs- und Risikogemeinschaft einer 

befreiten Pensions- oder Mitarbeitervorsorgekasse 
 – einer befreiten Unterstützungskasse  – einer befreiten Unterstützungskasse 
 – einer befreiten Privatstiftung im Sinne des § 6 Abs. 4 des 

Körperschaftsteuergesetzes 1988, 
 – einer befreiten Privatstiftung im Sinne des § 6 Abs. 4 des 

Körperschaftsteuergesetzes 1988, 
 – einer Versorgungs- oder Unterstützungseinrichtung einer 

Körperschaft des öffentlichen Rechtes oder 
 – einer Versorgungs- oder Unterstützungseinrichtung einer 

Körperschaft des öffentlichen Rechtes oder 
 – einer von der unbeschränkten Steuerpflicht befreiten Körperschaft 

im Rahmen eines ebenfalls steuerbefreiten Betriebes (§ 45 Abs. 2 
der Bundesabgabenordnung) 

 – einer von der unbeschränkten Steuerpflicht befreiten Körperschaft 
im Rahmen eines ebenfalls steuerbefreiten Betriebes (zB § 45 
Abs. 2 der Bundesabgabenordnung) 

nachweislich zuzurechnen sind, nachweislich zuzurechnen sind, 
 d) bis f) …  d) bis f) … 
 7. bis 12. …  7. bis 12. … 

§ 95. (1) bis (3) Z 1... § 95. (1) bis (3) Z 1... 
 2. Bei im Inland bezogenen Kapitalerträgen aus Forderungswertpapieren 

(§ 93 Abs. 3) die kuponauszahlende Stelle. Kuponauszahlende Stelle ist 
 2. Bei im Inland bezogenen Kapitalerträgen aus Forderungswertpapieren 

(§ 93 Abs. 3) die kuponauszahlende Stelle. Kuponauszahlende Stelle ist 
 – das Kreditinstitut, das an den Kuponinhaber Kapitalerträge im 

Zeitpunkt der Fälligkeit und anteilige Kapitalerträge anläßlich der 
Veräußerung des Wertpapiers auszahlt, 

 – das Kreditinstitut, das an den Kuponinhaber Kapitalerträge im 
Zeitpunkt der Fälligkeit und anteilige Kapitalerträge anläßlich der 
Veräußerung des Wertpapiers auszahlt, 

 – der inländische Emittent, der an den Kuponinhaber solche 
Kapitalerträge auszahlt. 

 – die Zweigstelle eines Dienstleisters mit Sitz in einem Mitgliedstaat, 
der auf Grund der Richtlinie 2006/48/EG, ABl. Nr. L 177 vom 
30.06.2006, oder auf Grund der Richtlinie 2004/39/EG, ABl. 
Nr. L 145 vom 21.04.2004, in der Fassung der Richtlinie 2006/31/EG, 
ABl. Nr. L 114 vom 05.04.2006, zur Erbringung von 
Wertpapierdienstleistungen und Nebendienstleistungen im Inland 
berechtigt ist, 

  – der inländische Emittent, der an den Kuponinhaber solche 
Kapitalerträge auszahlt. 

 3. und 4. …  3.  und 4. … 
(4) bis (6) … (4) bis (6) … 
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§ 98. (1) … § 98. (1) … 
 1. bis 4. …  1. bis 4. … 
 5. a) und b) …  5. a) und b) … 
 c) gemäß § 108 Abs. 7, § 108a Abs. 5, § 108g Abs. 5 oder § 41 Abs. 2 

des Investmentfondsgesetzes 1993 nachzuversteuernde Beträge 
vorliegen; 

entfällt 

 d) ...  d) ... 
 6. bis 8. …  6. bis 8. … 

(2) … (2) … 
 (3) Die beschränkte Steuerpflicht erstreckt sich auch auf nachträgliche 

Einkünfte (§ 32 Z 2) einschließlich nachzuversteuernder oder rückzuzahlender 
Beträge aus Vorjahren, in denen unbeschränkte oder beschränkte Steuerpflicht 
nach Abs. 1 bestanden hat. 

§ 99. (1) … § 99. (1) … 
(2) Der Abzugsteuer unterliegt der volle Betrag der Einnahmen 

(Betriebseinnahmen) oder der Gewinnanteile. Vom Schuldner übernommene 
Abzugsteuer unterliegt als weiterer Vorteil ebenfalls dem Steuerabzug. 

 (2) 1.  Der Abzugsteuer unterliegt der volle Betrag der Einnahmen 
(Betriebseinnahmen) oder Gewinnanteile. Vom Schuldner übernommene 
Abzugsteuer unterliegt als weiterer Vorteil ebenfalls dem Steuerabzug. 

  2. Mit den Einnahmen (Betriebseinnahmen) unmittelbar zusammen-
hängende Ausgaben (Betriebsausgaben oder Werbungskosten) können 
vom vollen Betrag der Einnahmen (Betriebseinnahmen) abgezogen 
werden, wenn sie ein in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder Staat des Europäischen Wirtschaftsraumes ansässiger beschränkt 
Steuerpflichtiger vor dem Zufließen der Einkünfte dem Schuldner der 
Abzugssteuer schriftlich mitgeteilt hat. Ist der Empfänger der als 
Ausgaben geltend gemachten Beträge beschränkt steuerpflichtig und 
übersteigen die Ausgaben beim Empfänger den Betrag von 2.000 Euro, 
ist ein Abzug vom vollen Betrag der Einnahmen nicht zulässig, wenn die 
steuerliche Erfassung beim Empfänger zur inländischen Besteuerung 
nicht ausreichend sichergestellt ist. 

(3) … (3) … 
§ 100. (1) Die Abzugsteuer gemäß § 99 beträgt generell 20% und 25% bei 

Einkünften gemäß § 99 Abs. 1 Z 6. 
§ 100. (1) Die Abzugsteuer gemäß § 99 beträgt generell 20% und 25% bei 

Einkünften gemäß § 99 Abs. 1 Z 6. In den Fällen des § 99 Abs. 2 Z 2 beträgt die 

43 der Beilagen XXIII. GP - Regierungsvorlage - Textgegenüberstellung 25 von 104



 

26 von 104 

Geltende Fassung 
 

Vorgeschlagene Fassung 

Abzugsteuer 35%, wenn der Steuerpflichtige eine natürliche Person ist, sonst 
25%. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
§ 108h. (1) … § 108h. (1) … 

 1. Die Veranlagung der Zukunftsvorsorgebeiträge und der an die 
Zukunftsvorsorgeeinrichtung überwiesenen Prämien erfolgt im Wege 
von 

 1. Die Veranlagung der Zukunftsvorsorgebeiträge und der an die 
Zukunftsvorsorgeeinrichtung überwiesenen Prämien erfolgt im Wege 
von 

 a) bis c) …  a) bis c) … 
und zwar mindestens im Ausmaß von 40% in Aktien, die an einer in 
einem Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes gelegenen 
Börse erstzugelassen sind. Der Anteil der Börsekapitalisierung der in 
diesem Mitgliedstaat erstzugelassenen Aktien darf in einem mehrjährigen 
Zeitraum 30% des Bruttoinlandsproduktes dieses Mitgliedstaates nicht 
übersteigen. 

und zwar mindestens im Ausmaß von 40% in Aktien, die an einer in 
einem Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes gelegenen 
Börse erstzugelassen sind. Der Anteil der Börsekapitalisierung der in 
diesem Mitgliedstaat erstzugelassenen Aktien darf in einem mehrjährigen 
Zeitraum 40% des Bruttoinlandsproduktes dieses Mitgliedstaates nicht 
übersteigen. 

 2. und 3 …  2. und 3... 

(2) … (2) … 
§ 116. (1) bis (3) … § 116. (1) bis (3) … 
(4) 1. bis 3. … (4) 1. bis 3. … 

 4. Die Wertpapierdeckung muß erstmalig am Schluß des im 
Kalenderjahr 1991 endenden Wirtschaftsjahres gegeben sein. 
Abweichend von § 14 Abs. 7 Z 7 ist das prozentuelle Ausmaß von 50% 
auf 20 Wirtschaftsjahre gleichmäßig verteilt zu erreichen. 

 4. Die Wertpapierdeckung muß erstmalig am Schluß des im 
Kalenderjahr 1991 endenden Wirtschaftsjahres gegeben sein. 
Abweichend von § 14 Abs. 7 Z 7 ist das prozentuelle Ausmaß von 50% 
auf 20 Wirtschaftsjahre gleichmäßig verteilt zu erreichen. Dies gilt auch 
für die Wertpapierdeckung im Sinne des § 14 Abs. 7 in der Fassung 
BGBl I Nr. xxx/2007 mit der Maßgabe, dass das vor Aufhebung des § 14 
Abs. 7 Z 7 durch BGBl I Nr. 155/2006 bereits erreichte Prozentausmaß 
als Ausgangspunkt für die weitere Erhöhung heranzuziehen ist. 

 5. …  5. … 
(5) … (5) … 
§ 124b. 1. bis 84. … § 124b. 1. bis 84. … 

 85. § 27 Abs. 2 Z 2 ist nicht auf Kapitalanlagen anzuwenden, deren 
Verzinsung nur von der Entwicklung eines (bestehenden oder künstlich 
geschaffenen) Wertpapierindex oder eines vergleichbaren Index 

 85. § 27 Abs. 2 Z 2 ist nicht auf Kapitalanlagen anzuwenden, deren 
Verzinsung nur von der Entwicklung eines (bestehenden oder künstlich 
geschaffenen) Wertpapierindex oder eines vergleichbaren Index 
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abhängig ist, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: abhängig ist, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 
 a) Die Kapitalanlagen wurden vor dem 1. März 2004 begeben und  a) Die Kapitalanlagen wurden vor dem 1. März 2004 begeben und 
 b) es ist rechtlich oder faktisch eine Kapitalrückzahlung von nicht mehr 

als 20% des bei der Begebung eingesetzten Kapitals garantiert. 
 b) es ist rechtlich oder faktisch eine Kapitalrückzahlung von nicht mehr 

als 20% des bei der Begebung eingesetzten Kapitals garantiert. 
 Die Wertveränderungen solcher Wertpapiere sind nicht als 

kapitalertragsteuerpflichtig im Sinne des § 93 Abs. 4 Z 2 zu behandeln. 
Dies gilt für Daueremissionen mit unbegrenztem Volumen nur dann, 
wenn die Emission bis zu dem in lit. a genannten Zeitpunkt geschlossen 
wurde, für Daueremissionen mit begrenztem Volumen, wenn die 
Emission vor dem 1. August 2005 geschlossen wurde. Wurde keine 
Schließung durchgeführt, hat eine lineare Abgrenzung der 
Bemessungsgrundlage für die zu späteren Stichtagen zu erhebende (oder 
gutzuschreibende) Kapitalertragsteuer zu erfolgen. 

 86. bis 133. …  86 bis 133. … 
 134. § 2 Abs. 5, 6, § 4 Abs. 10 Z 3, § 5 und § 6 Z 5 jeweils in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2006 sind erstmalig für Wirtschaftsjahre 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2006 beginnen. § 16 Abs. 1 
Z 8 lit. d, § 17 Abs. 1 und Abs. 2 Z 2 sowie § 30 jeweils in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2006 sind erstmalig für die 
Veranlagung 2007 anzuwenden. § 102 Abs. 2 Z 2 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2006 ist erstmalig bei der 
Veranlagung 2006 anzuwenden. § 2 Abs. 4, § 23 Z 2, § 27 Abs. 1 Z 2, 
§ 93 Abs. 2 Z 2, § 95 Abs. 4 Z 2, § 96 Abs. 3 und § 102 Abs. 1 Z 2 
jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2006 treten 
mit 1. Jänner 2007 in Kraft. Bei Unternehmern, deren Betrieb vor dem 
1. Jänner 2007 eröffnet wurde, ist folgendermaßen vorzugehen: Für 
Betriebe, die bis zu diesem Stichtag nicht im Firmenbuch eingetragen 
waren, ist der Gewinn für Geschäftsjahre, die vor dem 1. Jänner 2010 
beginnen, auf Antrag unbeschadet der Bestimmungen des § 124 BAO 
nach den vor dem 1. Jänner 2007 geltenden abgabenrechtlichen 
Bestimmungen zu ermitteln. Der Antrag ist in der Steuererklärung jenes 
Wirtschaftsjahres zu stellen, für das sich erstmals eine 
Rechnungslegungspflicht nach § 189 UGB ergibt. 

 134. § 2 Abs. 5, 6, § 4 Abs. 10 Z 3, § 5 und § 6 Z 5 jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2006 sind erstmalig für Wirtschaftsjahre 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2006 beginnen. § 16 Abs. 1 
Z 8 lit. d sowie § 17 Abs. 1 und Abs. 2 Z 2 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2006 sind erstmalig für die 
Veranlagung 2007 anzuwenden. § 30 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 100/2006 ist erstmals auf Veräußerungsvorgänge nach dem 
31. Dezember 2006 anzuwenden. § 102 Abs. 2 Z 2 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2006 ist erstmalig bei der 
Veranlagung 2006 anzuwenden. § 2 Abs. 4, § 23 Z 2, § 27 Abs. 1 Z 2, 
§ 93 Abs. 2 Z 2, § 95 Abs. 4 Z 2, § 96 Abs. 3 und § 102 Abs. 1 Z 2 
jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2006 treten 
mit 1. Jänner 2007 in Kraft. Bei Unternehmern, deren Betrieb vor dem 
1. Jänner 2007 eröffnet wurde, ist folgendermaßen vorzugehen: Für 
Betriebe, die bis zu diesem Stichtag nicht im Firmenbuch eingetragen 
waren, richtet sich die Art der Gewinnermittlung für Wirtschaftsjahre, die 
vor dem 1. Jänner 2010 beginnen, auf Antrag unbeschadet der 
Bestimmungen des § 124 BAO nach den vor dem 1. Jänner 2007 
geltenden abgabenrechtlichen Bestimmungen. Eine zwischen 
1. Jänner 2007 und 31. Dezember 2009 erfolgende Eintragung in das 
Firmenbuch löst für Gewerbetreibende jedoch keinen Wechsel zur 
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Gewinnermittlung nach § 5 aus. Der Antrag ist in der Steuererklärung 
jenes Wirtschaftsjahres zu stellen, für das sich erstmals eine 
Rechnungslegungspflicht nach § 189 UGB ergibt. 

 135. Die §§ 10, 11a Abs. 2 und 18 Abs. 7 jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 101/2006 sind erstmalig bei der 
Veranlagung für das Kalenderjahr 2007 anzuwenden. 

 135. Die §§ 10, 11a Abs. 2 und 18 Abs. 7 jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 101/2006 sind erstmalig bei der 
Veranlagung für das Kalenderjahr 2007 anzuwenden. Anlaufverluste im 
Sinne der bis zur Veranlagung für das Kalenderjahr 2006 geltenden 
Fassung des § 18 Abs. 7 sind abzugsfähig, soweit sie vor 2007 weder 
ausgeglichen noch abgezogen werden konnten. Diese Verluste sind bei 
der Einkommensermittlung vorrangig abzuziehen. 

Artikel 5 
Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 1988 

§ 2. (1) bis (4) … § 2. (1) bis (4) … 
(5) Eine privatwirtschaftliche Tätigkeit im Sinne des Abs. 1 liegt nicht vor, 

wenn die Tätigkeit überwiegend der öffentlichen Gewalt dient (Hoheitsbetrieb). 
Eine Ausübung der öffentlichen Gewalt ist insbesondere anzunehmen, wenn es 
sich um Leistungen handelt, zu deren Annahme der Leistungsempfänger auf 
Grund gesetzlicher oder behördlicher Anordnung verpflichtet ist. Als 
Hoheitsbetriebe gelten insbesondere Wasserwerke, wenn sie überwiegend der 
Trinkwasserversorgung dienen, Forschungsanstalten, Wetterwarten, 
Schlachthöfe, Friedhöfe, Anstalten zur Nahrungsmitteluntersuchung, zur 
Desinfektion, zur Leichenverbrennung, zur Müllbeseitigung, zur 
Straßenreinigung und zur Abfuhr von Spülwasser und Abfällen. 

(5) Eine privatwirtschaftliche Tätigkeit im Sinne des Abs. 1 liegt nicht vor, 
wenn die Tätigkeit überwiegend der öffentlichen Gewalt dient (Hoheitsbetrieb). 
Eine Ausübung der öffentlichen Gewalt ist insbesondere anzunehmen, wenn es 
sich um Leistungen handelt, zu deren Annahme der Leistungsempfänger auf 
Grund gesetzlicher oder behördlicher Anordnung verpflichtet ist. Als 
Hoheitsbetriebe gelten insbesondere Wasserwerke, wenn sie überwiegend der 
Trinkwasserversorgung dienen, Forschungsanstalten, Wetterwarten, Friedhöfe, 
Anstalten zur Nahrungsmitteluntersuchung, zur Desinfektion, zur 
Leichenverbrennung, zur Müllbeseitigung, zur Straßenreinigung und zur Abfuhr 
von Spülwasser und Abfällen. 

§ 5. … § 5. … 
 1. bis 13. …  1. bis 13. … 
 14. Mittelstandsfinanzierungsgesellschaften bis zum Ablauf des fünften auf 

das Jahr der Eintragung der neugegründeten Gesellschaft in das 
Firmenbuch folgenden Kalenderjahren und in der Folge hinsichtlich des 
dem Finanzierungsbereich zuzurechnenden Teiles des Einkommens nach 
Maßgabe des § 6b. Die Befreiung entfällt rückwirkend, wenn der 
angestrebte begünstigte Zweck innerhalb der ersten sieben Jahre nach der 
Eintragung der neu gegründeten Gesellschaft in das Firmenbuch 

 14. Mittelstandsfinanzierungsgesellschaften, die bis zum 31. Dezember 2007 
zur Eintragung in das Firmenbuch angemeldet werden, bis zum Ablauf 
des fünften auf das Jahr der Eintragung der neugegründeten Gesellschaft 
in das Firmenbuch folgenden Kalenderjahres und in der Folge 
hinsichtlich des dem Finanzierungsbereich zuzurechnenden Teiles des 
Einkommens nach Maßgabe des § 6b. Die Befreiung entfällt 
rückwirkend, wenn der angestrebte begünstigte Zweck innerhalb der 
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aufgegeben wird. ersten sieben Jahre nach der Eintragung der neu gegründeten Gesellschaft 
in das Firmenbuch aufgegeben wird. 

§ 6b. (1) … § 6b. (1) … 
(2) Der Bundesminister für Finanzen bestimmt durch Verordnung die Art der 

Veranlagung des Eigenkapitals im Finanzierungsbereich. Dabei gilt folgendes: 
(2) Der Bundesminister für Finanzen bestimmt durch Verordnung die Art der 

Veranlagung des Eigenkapitals im Finanzierungsbereich. Dabei gilt folgendes: 
 1. Als Beteiligungen gelten  1. Als Beteiligungen gelten 
 a) Kommanditanteile einer Kommanditgesellschaft oder einer 

Kommandit-Erwerbsgesellschaft, wenn damit die Stellung als 
Mitunternehmer verbunden ist; 

 a) Kommanditanteile, wenn damit die Stellung als Mitunternehmer 
verbunden ist; 

 b) stille Beteiligungen im Sinne des § 178 des Handelsgesetzbuches, 
wenn damit die Stellung als Mitunternehmer verbunden ist; 

 b) stille Beteiligungen im Sinne des § 179 des 
Unternehmensgesetzbuches, wenn damit die Stellung als 
Mitunternehmer verbunden ist; 

 c) Aktien und Geschäftsanteile einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung; 

 c) Aktien und Geschäftsanteile einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung; 

 d) Genußrechte im Sinne des § 174 des Aktiengesetzes, wenn damit das 
Recht auf Beteiligung am Gewinn und am Liquidationsgewinn einer 
Kapitalgesellschaft verbunden ist; 

 d) Genussrechte im Sinne des § 174 des Aktiengesetzes, wenn damit das 
Recht auf Beteiligung am Gewinn und am Liquidationsgewinn einer 
Kapitalgesellschaft verbunden ist; 

 e) stille Beteiligungen im Sinne des § 178 des Handelsgesetzbuches, die 
keine Stellung als Mitunternehmer vermitteln, wenn die Beteiligung 
am Einzelunternehmen einer natürlichen Person, am Unternehmen 
einer Personengesellschaft des Handelsrechtes oder einer 
Eingetragenen Erwerbsgesellschaft besteht, an denen keine juristi-
schen Personen oder solche lediglich als Arbeitsgesellschafter ohne 
Vermögenseinlage beteiligt sind, 

 e) stille Beteiligungen im Sinne des § 179 des Unternehmensgesetz-
buches, die keine Stellung als Mitunternehmer vermitteln, wenn die 
Beteiligung am Einzelunternehmen einer natürlichen Person oder am 
Unternehmen einer Personengesellschaft besteht, an der keine 
juristischen Personen oder solche lediglich als Arbeitsgesellschafter 
ohne Vermögenseinlage beteiligt sind; 

 f) die Geldveranlagung neben Beteiligungen im Sinne der lit. a bis d in 
Form von Darlehen, Schuldverschreibungen, nicht unter lit. b 
fallenden stillen Beteiligungen oder nicht unter lit. d fallenden 
Genußrechten, sowie in Form von Zuzahlungen in wirtschaftlich 
begründeten Fällen. 

 f) die Geldveranlagung neben Beteiligungen im Sinne der lit. a bis d in 
Form von Darlehen, Schuldverschreibungen, nicht unter lit. b 
fallenden stillen Beteiligungen oder nicht unter lit. d fallenden 
Genussrechten, sowie in Form von Zuzahlungen in wirtschaftlich 
begründeten Fällen.“ 

 2. bis 4. …  2. bis 4. … 
(3) Die Aktiengesellschaft hat das Vorliegen der Voraussetzungen jährlich 

durch Bestätigung eines inländischen Wirtschaftsprüfers oder einer inländischen 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft nachzuweisen. Der Bundesminister für Finanzen 

(3) Die Aktiengesellschaft hat das Vorliegen der Voraussetzungen jährlich 
durch Bestätigung eines inländischen Wirtschaftsprüfers oder einer inländischen 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft nachzuweisen. Das Finanzamt Wien 1/23 hat das 
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hat das Vorliegen der Voraussetzungen zu bescheinigen und sämtliche 
Aktiengesellschaften, die diese Voraussetzungen erfüllen, einmal jährlich im 
,,Amtsblatt der Österreichischen Finanzverwaltung“ zu veröffentlichen. 

Vorliegen der Voraussetzungen zu bescheinigen und sämtliche 
Aktiengesellschaften, die diese Voraussetzungen erfüllen, einmal jährlich im 
,,Amtsblatt der Österreichischen Finanzverwaltung“ zu veröffentlichen. 

(4) … (4) … 
§ 7. (1) und (2) … § 7. (1) und (2) … 
(3) Bei Steuerpflichtigen, die auf Grund der Rechtsform nach 

handelsrechtlichen Vorschriften zur Rechnungslegung verpflichtet sind, bei 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften und bei vergleichbaren unbeschränkt 
steuerpflichtigen ausländischen Körperschaften sind alle Einkünfte (§ 2 Abs. 3 
des Einkommensteuergesetzes 1988) den Einkünften aus Gewerbebetrieb (§ 23 
Z 1 des Einkommensteuergesetzes 1988) zuzurechnen. Der Gewinn ist 

(3) Bei Steuerpflichtigen, die auf Grund der Rechtsform nach 
unternehmensrechtlichen Vorschriften zur Rechnungslegung verpflichtet sind, bei 
rechnungslegungspflichtigen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften und bei 
vergleichbaren unbeschränkt steuerpflichtigen ausländischen Körperschaften sind 
alle Einkünfte (§ 2 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 1988) den Einkünften 
aus Gewerbebetrieb (§ 23 Z 1 des Einkommensteuergesetzes 1988) zuzurechnen. 
Der Gewinn ist 

 – bei Betrieben gewerblicher Art (§ 2), die nach handelsrechtlichen 
Vorschriften zur Rechnungslegung verpflichtet sind, 

 – bei Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften unabhängig vom 
Bestehen einer Rechnungslegungspflicht nach § 189 UGB und 

 – bei vergleichbaren unbeschränkt steuerpflichtigen ausländischen 
Körperschaften 

 
 – bei vergleichbaren unbeschränkt steuerpflichtigen ausländischen 

Körperschaften und 
 – bei Betrieben gewerblicher Art (§ 2), die nach unternehmensrechtlichen 

Vorschriften zur Rechnungslegung verpflichtet sind, 

nach § 5 des Einkommensteuergesetzes 1988 zu ermitteln. nach § 5 des Einkommensteuergesetzes 1988 zu ermitteln. Auf den Wechsel 
zwischen der Einkommensermittlung nach Abs. 2 und diesem Absatz sind die 
Vorschriften des § 6 Z 4 und 5 des Einkommensteuergesetzes 1988 anzuwenden. 

 Als rechnungslegungspflichtige Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft im 
Sinne des ersten Satzes gilt auf Antrag auch eine Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaft, die nicht mehr unter den ersten Satz fällt. Der Antrag 
ist in der Steuererklärung des Jahres zu stellen, in dem das Wirtschaftsjahr endet, 
für das erstmalig keine Pflicht zur Gewinnermittlung nach dem ersten Satz 
besteht. Der Antrag kann bis zur Rechtskraft des Bescheides gestellt werden und 
bindet die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft so lange, als er nicht in einer 
Steuererklärung für das jeweils zu veranlagende Wirtschaftsjahr mit Wirkung für 
dieses und die folgenden Wirtschaftsjahre widerrufen wird. 

(4) … (4) … 
(5) Steuerpflichtige, die nach handelsrechtlichen Vorschriften zur 

Buchführung verpflichtet sind, und buchführende Steuerpflichtige, die Land- und 
(5) Steuerpflichtige, die zur Rechnungslegung verpflichtet sind, und 

buchführende Steuerpflichtige, die eine Land- und Forstwirtschaft betreiben, 
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Forstwirtschaft betreiben, dürfen ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirt-
schaftsjahr haben; in diesem Fall ist der Gewinn bei Ermittlung des Einkommens 
für jenes Kalenderjahr zu berücksichtigen, in dem das Wirtschaftsjahr endet. § 2 
Abs. 6 und 7 des Einkommensteuergesetzes 1988 ist anzuwenden. 

dürfen ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirtschaftsjahr haben; in diesem Fall 
ist der Gewinn bei Ermittlung des Einkommens für jenes Kalenderjahr zu 
berücksichtigen, in dem das Wirtschaftsjahr endet. § 2 Abs. 6 und 7 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 ist anzuwenden. 

§ 8. (1) Bei der Ermittlung des Einkommens bleiben Einlagen und Beiträge 
jeder Art insoweit außer Ansatz, als sie von Personen in ihrer Eigenschaft als 
Gesellschafter, Mitglieder oder in ähnlicher Eigenschaft geleistet werden. 

§ 8. (1) Bei der Ermittlung des Einkommens bleiben Einlagen und Beiträge 
jeder Art insoweit außer Ansatz, als sie von Personen in ihrer Eigenschaft als 
Gesellschafter, Mitglieder oder in ähnlicher Eigenschaft geleistet werden. § 6 
Z 14 lit. b des Einkommensteuergesetzes 1988 ist sinngemäß anzuwenden. Bei 
einem Forderungsverzicht auf Seiten des Gesellschafters ist der nicht mehr 
werthaltige Teil der Forderung steuerwirksam. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
§ 9. (1) … § 9. (1) … 
(2) Gruppenmitglieder (als Beteiligungskörperschaften oder als beteiligte 

inländische Körperschaften) können sein: 
(2) Gruppenmitglieder (als Beteiligungskörperschaften oder als beteiligte 

inländische Körperschaften) können sein: 
 – unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesellschaften und Erwerbs- und 

Wirtschaftsgenossenschaften 
 – unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesellschaften und Erwerbs- und 

Wirtschaftsgenossenschaften, die unter § 7 Abs. 3 fallen, 
 – nicht unbeschränkt steuerpflichtige ausländische Körperschaften, die mit 

einer inländischen Kapitalgesellschaft oder Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaft vergleichbar sind und ausschließlich mit 
unbeschränkt steuerpflichtigen Gruppenmitgliedern oder dem 
Gruppenträger finanziell verbunden sind (Abs. 4). 

 – nicht unbeschränkt steuerpflichtige ausländische Körperschaften, die mit 
einer inländischen Kapitalgesellschaft oder Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaft vergleichbar sind und ausschließlich mit 
unbeschränkt steuerpflichtigen Gruppenmitgliedern oder dem 
Gruppenträger finanziell verbunden sind (Abs. 4). 

Inländische unbeschränkt steuerpflichtige Gruppenmitglieder können auch Mit-
beteiligte einer Beteiligungsgemeinschaft nach Maßgabe des Abs. 3 und 4 sein. 

Inländische unbeschränkt steuerpflichtige Gruppenmitglieder können auch Mit-
beteiligte einer Beteiligungsgemeinschaft nach Maßgabe des Abs. 3 und 4 sein. 

(3) Gruppenträger können sein (3) Gruppenträger können sein 
 – unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesellschaften,  – unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesellschaften, 
 – unbeschränkt steuerpflichtige Erwerbs- und 

Wirtschaftsgenossenschaften, 
 – unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesellschaften und Erwerbs- und 

Wirtschaftsgenossenschaften, die unter § 7 Abs. 3 fallen, 
 – unbeschränkt steuerpflichtige Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 

im Sinne des Versicherungsaufsichtsgesetzes, 
 – unbeschränkt steuerpflichtige Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 

im Sinne des Versicherungsaufsichtsgesetzes, 
 – unbeschränkt steuerpflichtige Kreditinstitute im Sinne des 

Bankwesengesetzes, 
 – unbeschränkt steuerpflichtige Kreditinstitute im Sinne des 

Bankwesengesetzes, 
 – beschränkt steuerpflichtige  – beschränkt steuerpflichtige 
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 – in der Anlage 2 zum Einkommensteuergesetz 1988 in der jeweils 
geltenden Fassung genannten, den von den Teilstrichen 1 bis 4 um-
fassten inländischen Rechtsformen vergleichbaren Gesellschaften und 

 – in der Anlage 2 zum Einkommensteuergesetz 1988 in der jeweils 
geltenden Fassung genannten, den von den Teilstrichen 1 bis 4 um-
fassten inländischen Rechtsformen vergleichbaren Gesellschaften und 

 – den Kapitalgesellschaften vergleichbare Gesellschaften, die den Ort 
der Geschäftsleitung und den Sitz in einem Mitgliedstaat des 
Europäischen Wirtschaftsraumes haben, 

 – den Kapitalgesellschaften vergleichbare Gesellschaften, die den Ort 
der Geschäftsleitung und den Sitz in einem Mitgliedstaat des 
Europäischen Wirtschaftsraumes haben, 

wenn sie mit einer Zweigniederlassung im Firmenbuch eingetragen sind 
und die Beteiligung an den Gruppenmitgliedern (Abs. 2) der 
Zweigniederlassung zuzurechnen ist, und 

wenn sie mit einer Zweigniederlassung im Firmenbuch eingetragen sind 
und die Beteiligung an den Gruppenmitgliedern (Abs. 2) der 
Zweigniederlassung zuzurechnen ist, und 

 – Beteiligungsgemeinschaften (als Personengesellschaft,  
Beteiligungssyndikat oder im Wege gemeinsamer Kontrolle), wenn sie 
ausschließlich aus den in den Vorpunkten genannten Steuerpflichtigen 
gebildet werden, nach Maßgabe des Abs. 4. Als 
Beteiligungsgemeinschaft gelten jedenfalls Personen, die die 
Beteiligungskörperschaft gemeinsam im Sinne des Art. 3 der 
Fusionskontrollverordnung, (EWG) Nr. 139/2004 in der jeweils 
geltenden Fassung, kontrollieren oder an der gemeinsamen Kontrolle 
mitwirken. Ein Mitbeteiligter einer Beteiligungsgemeinschaft kann 
gleichzeitig Gruppenträger oder Gruppenmitglied einer anderen 
Unternehmensgruppe sein. 

 – Beteiligungsgemeinschaften (als Personengesellschaft,  
Beteiligungssyndikat oder im Wege gemeinsamer Kontrolle), wenn sie 
ausschließlich aus den in den Vorpunkten genannten Steuerpflichtigen 
gebildet werden, nach Maßgabe des Abs. 4. Als 
Beteiligungsgemeinschaft gelten jedenfalls Personen, die die 
Beteiligungskörperschaft gemeinsam im Sinne des Art. 3 der 
Fusionskontrollverordnung, (EWG) Nr. 139/2004 in der jeweils 
geltenden Fassung, kontrollieren oder an der gemeinsamen Kontrolle 
mitwirken. Ein Mitbeteiligter einer Beteiligungsgemeinschaft kann 
gleichzeitig Gruppenträger oder Gruppenmitglied einer anderen 
Unternehmensgruppe sein. 

Ist eine Körperschaft in mehreren Staaten unbeschränkt steuerpflichtig, kann sie 
nur dann Gruppenträger sein, wenn sie im Inland mit einer Zweigniederlassung 
im Firmenbuch eingetragen ist und die Beteiligung an Gruppenmitgliedern der 
Zweigniederlassung zuzurechnen ist. 

Ist eine Körperschaft in mehreren Staaten unbeschränkt steuerpflichtig, kann sie 
nur dann Gruppenträger sein, wenn sie im Inland mit einer Zweigniederlassung 
im Firmenbuch eingetragen ist und die Beteiligung an Gruppenmitgliedern der 
Zweigniederlassung zuzurechnen ist. 

(4) bis (10) … (4) bis (10) … 
§ 21. (1) … § 21. (1) … 

 1. ...  1. ... 
 2. Bei beschränkt Steuerpflichtigen gilt hinsichtlich jener Einkünfte, die 

einer im Inland unterhaltenen Betriebsstätte zuzurechnen sind, folgendes:
 2. Bei beschränkt Steuerpflichtigen gilt hinsichtlich jener Einkünfte, die 

einer im Inland unterhaltenen Betriebsstätte zuzurechnen sind, folgendes: 
 a) Handelt es sich bei der beschränkt steuerpflichtigen Körperschaft um 

eine Gesellschaft, die die in der Anlage 2 zum 
Einkommensteuergesetz 1988 vorgesehenen Voraussetzungen des 
Artikels 2 der Richtlinie Nr. 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 
(ABl. EG Nr. L 225 S. 6) in der Fassung des Vertrages über den 

 a) Handelt es sich bei der beschränkt steuerpflichtigen Körperschaft um 
eine Gesellschaft, die die in der Anlage 2 zum 
Einkommensteuergesetz 1988 vorgesehenen Voraussetzungen des 
Artikels 2 der Richtlinie Nr. 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 
(ABl. EG Nr. L 225 S. 6) in der Fassung des Vertrages über den 

43 der Beilagen XXIII. GP - Regierungsvorlage - Textgegenüberstellung32 von 104



 

33 von 104 

Geltende Fassung 
 

Vorgeschlagene Fassung 

Beitritt Österreichs zur Europäischen Union erfüllt, ist abweichend 
von der Z 1 § 10 sinngemäß anzuwenden. 

Beitritt Österreichs zur Europäischen Union erfüllt, ist abweichend 
von der Z 1 § 10 sinngemäß anzuwenden. 

 b) Besteht bei nicht unter Z 3 fallenden Steuerpflichtigen hinsichtlich der 
Betriebsstätte nach handelsrechtlichen Vorschriften eine 
Verpflichtung zur Rechnungslegung, sind alle Einkünfte als 
gewerbliche Einkünfte zu behandeln. Der Gewinn ist nach § 5 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 zu ermitteln. 

 b) Besteht bei nicht unter Z 3 fallenden Steuerpflichtigen hinsichtlich der 
Betriebsstätte nach unternehmensrechtlichen Vorschriften eine 
Verpflichtung zur Rechnungslegung, sind alle Einkünfte als 
gewerbliche Einkünfte zu behandeln. Der Gewinn ist nach § 5 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 zu ermitteln. 

 3. ...  3. ... 
(2) … (2) … 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. für Kapitalerträge aus Geldeinlagen und sonstigen Forderungen bei 

Kreditinstituten (§ 93 Abs. 2 Z 3 des Einkommensteuergesetzes 1988) 
sowie aus Forderungswertpapieren (§ 93 Abs. 3 des 
Einkommensteuergesetzes 1988), die 

 3. für Kapitalerträge aus Geldeinlagen und sonstigen Forderungen bei 
Kreditinstituten (§ 93 Abs. 2 Z 3 des Einkommensteuergesetzes 1988) 
sowie aus Forderungswertpapieren (§ 93 Abs. 3 des 
Einkommensteuergesetzes 1988), die 

 – innerhalb einer Veranlagungs- oder Risikogemeinschaft einer 
Pensions- oder Mitarbeitervorsorgekasse (§ 6 Abs. 1 und 5), 

 – innerhalb einer Veranlagungs- oder Risikogemeinschaft einer 
Pensions- oder Mitarbeitervorsorgekasse (§ 6 Abs. 1 und 5), 

 – einer Unterstützungskasse (§ 6 Abs. 2),  – einer Unterstützungskasse (§ 6 Abs. 2), 
 – einer Privatstiftung im Sinne des § 6 Abs. 4,  – einer Privatstiftung im Sinne des § 6 Abs. 4, 
 – einer Versorgungs- oder Unterstützungseinrichtung einer Körperschaft 

des öffentlichen Rechts, 
 – einer Versorgungs- oder Unterstützungseinrichtung einer Körperschaft 

des öffentlichen Rechts, 
 – den Einkünften aus Kapitalvermögen (§ 27 des 

Einkommensteuergesetzes 1988) einer nicht unter § 5 Z 6 fallenden 
Privatstiftung oder 

 – den Einkünften aus Kapitalvermögen (§ 27 des 
Einkommensteuergesetzes 1988) einer nicht unter § 5 Z 6 fallenden 
Privatstiftung oder 

 – einem von der unbeschränkten Steuerpflicht befreiten 
Steuerpflichtigen im Rahmen eines ebenfalls steuerbefreiten Betriebes 
(§ 45 Abs. 2 der Bundesabgabenordnung) 

 – einem von der unbeschränkten Steuerpflicht befreiten 
Steuerpflichtigen im Rahmen eines ebenfalls steuerbefreiten Betriebes 
(zB § 45 Abs. 2 der Bundesabgabenordnung) 

nachweislich zuzurechnen sind, nachweislich zuzurechnen sind, 
 4. bis 6. …  4. bis 6. … 

(3) … (3) … 
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Artikel 6 
Änderung des Umgründungssteuergesetzes 

§ 1. (1) Verschmelzungen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind § 1. (1) Verschmelzungen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind 
 1. Verschmelzungen auf Grund handelsrechtlicher Vorschriften,  1. Verschmelzungen auf Grund gesellschaftsrechtlicher Vorschriften, 
 2. Verschmelzungen im Sinne handelsrechtlicher Vorschriften auf Grund 

anderer Gesetze, 
 2. Verschmelzungen im Sinne gesellschaftsrechtlicher Vorschriften auf 

Grund anderer Gesetze, 
 3. Vermögensübertragungen im Sinne des § 236 des Aktiengesetzes und des 

§ 60 des Versicherungsaufsichtsgesetzes und 
 3. Vermögensübertragungen im Sinne des § 236 des Aktiengesetzes und des 

§ 60 des Versicherungsaufsichtsgesetzes und 
 4. Verschmelzungen ausländischer Körperschaften im Ausland auf Grund 

vergleichbarer Vorschriften. 
 4. Verschmelzungen ausländischer Körperschaften im Ausland auf Grund 

vergleichbarer Vorschriften. 
(2) Abs. 1 Z 1 bis 4 findet nur insoweit Anwendung, als das Besteuerungs-

recht der Republik Österreich hinsichtlich der stillen Reserven einschließlich 
eines allfälligen Firmenwertes bei der übernehmenden Körperschaft nicht 
eingeschränkt wird. Soweit bei der Verschmelzung auf eine übernehmende 

(2) Abs. 1 Z 1 bis 4 findet nur insoweit Anwendung, als das Besteuerungs-
recht der Republik Österreich hinsichtlich der stillen Reserven einschließlich 
eines allfälligen Firmenwertes bei der übernehmenden Körperschaft nicht 
eingeschränkt wird. Soweit bei der Verschmelzung auf eine übernehmende 

 – in der Anlage genannte Gesellschaft eines Mitgliedsstaates der 
Europäischen Union oder 

 – in der Anlage genannte Gesellschaft eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union oder 

 – den Kapitalgesellschaften vergleichbare Gesellschaft eines Mitglied-
staates des Europäischen Wirtschaftsraumes, mit dem eine umfassende 
Amts- und Vollstreckungshilfe mit der Republik Österreich besteht, 

 – den Kapitalgesellschaften vergleichbare Gesellschaft eines Staates des 
Europäischen Wirtschaftsraumes, mit dem eine umfassende Amts- und 
Vollstreckungshilfe mit der Republik Österreich besteht, 

die den Ort der Geschäftsleitung in dem betreffenden Mitgliedstaat hat, eine 
Steuerpflicht nach § 20 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 entsteht, ist die 
Steuerschuld auf Antrag der übertragenden Körperschaft bis zur tatsächlichen 
Veräußerung oder einem sonstigen Ausscheiden des Vermögens(teiles) aus der 
übernehmenden Gesellschaft nicht festzusetzen. Über die nicht festgesetzte 
Steuerschuld ist im Körperschaftsteuerbescheid abzusprechen. Die Veräußerung 
oder ein sonstiges Ausscheiden des Vermögens(teiles) gilt als rückwirkendes 
Ereignis im Sinn des § 295a der Bundesabgabenordnung. Zwischen 
Verschmelzung und Veräußerung (Ausscheiden) eingetretene Wertminderungen 
sind höchstens im Umfang der Bemessungsgrundlage zum 
Verschmelzungsstichtag zu berücksichtigen. § 205 der Bundesabgabenordnung 
ist nicht anzuwenden. 

die den Ort der Geschäftsleitung in dem betreffenden Staat hat, eine Steuerpflicht 
nach § 20 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 entsteht, ist die Steuerschuld auf 
Antrag in der letzten Körperschaftsteuererklärung der übertragenden Körperschaft 
bis zur tatsächlichen Veräußerung oder einem sonstigen Ausscheiden des 
Vermögens(teiles) aus der übernehmenden Gesellschaft nicht festzusetzen. Über 
die nicht festgesetzte Steuerschuld ist im Körperschaftsteuerbescheid 
abzusprechen. Die Veräußerung oder ein sonstiges Ausscheiden des 
Vermögens(teiles) gilt als rückwirkendes Ereignis im Sinn des § 295a der 
Bundesabgabenordnung. Zwischen Verschmelzung und Veräußerung 
(Ausscheiden) eingetretene Wertminderungen sind höchstens im Umfang der 
Bemessungsgrundlage zum Verschmelzungsstichtag zu berücksichtigen, soweit 
diese nicht in einem anderen Staat berücksichtigt werden. 
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(3) … (3) … 
§ 3. (1) … § 3. (1) … 

 1. ...  1. ... 
 2. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich des 

übernommenen Vermögens entsteht, gilt Folgendes: 
 2. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich des 

übernommenen Vermögens entsteht, gilt Folgendes: 
 – Das übernommene Vermögen ist mit dem gemeinen Wert anzusetzen.  – Das übernommene Vermögen ist mit dem gemeinen Wert anzusetzen. 
 – Wird Vermögen ganz oder teilweise übernommen, für das die 

Steuerschuld bei der übernehmenden Körperschaft auf Grund einer 
Umgründung im Sinne dieses Bundesgesetzes oder auf Grund des § 6 
Z 6 des Einkommensteuergesetzes 1988 nicht festgesetzt worden ist, 
sind die fortgeschriebenen Buchwerte vor der Umgründung oder 
Verlegung anzusetzen. Die spätere Veräußerung oder das sonstige 
Ausscheiden gilt nicht als rückwirkendes Ereignis im Sinn des § 295a 
der Bundesabgabenordnung. Weist die übernehmende Körperschaft 
nach, dass Wertsteigerungen im übrigen EU/EWR-Raum eingetreten 
sind, sind diese vom Veräußerungserlös abzuziehen. 

 – Wird Vermögen ganz oder teilweise übernommen, für das die 
Steuerschuld bei der übernehmenden Körperschaft auf Grund einer 
Umgründung im Sinne dieses Bundesgesetzes nicht festgesetzt 
worden ist, nicht gemäß § 16 Abs. 1 zweiter Teilstrich entstanden ist 
oder auf Grund des § 6 Z 6 des Einkommensteuergesetzes 1988 nicht 
festgesetzt worden ist, sind die fortgeschriebenen Buchwerte vor der 
Umgründung oder Verlegung anzusetzen. Die spätere Veräußerung 
oder das sonstige Ausscheiden gilt nicht als rückwirkendes Ereignis 
im Sinn des § 295a der Bundesabgabenordnung. Weist die 
übernehmende Körperschaft nach, dass Wertsteigerungen im übrigen 
EU/EWR-Raum eingetreten sind, sind diese vom Veräußerungserlös 
oder vom gemeinen Wert im Zeitpunkt des Ausscheidens abzuziehen. 

 3. ...  3. ... 
(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
§ 5. (1) Der Austausch von Anteilen an der übertragenden Körperschaft auf 

Grund der Verschmelzung gilt nicht als Tausch. Soweit das Besteuerungsrecht 
der Republik Österreich hinsichtlich des übertragenen Vermögens auf Grund der 
Verschmelzung auf eine in § 1 Abs. 2 zweiter Satz genannte Gesellschaft 
eingeschränkt wird, gilt der erste Satz auch für Anteilsinhaber, die in einem in § 1 
Abs. 2 zweiter Satz genannten Staat ansässig sind. Zuzahlungen auf Grund 
handelsrechtlicher Vorschriften kürzen die Anschaffungskosten oder Buchwerte. 

§ 5. (1) Für die Anteilsinhaber gilt Folgendes: 
 1. Der Austausch von Anteilen an der übertragenden Körperschaft auf 

Grund der Verschmelzung gilt nicht als Tausch. Die Anteile an der 
übernehmenden Körperschaft gelten mit Beginn des dem 
Verschmelzungsstichtag folgenden Tages als erworben. 

 2. Zuzahlungen auf Grund gesellschaftsrechtlicher Vorschriften kürzen die 
Anschaffungskosten oder Buchwerte. 

  3. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich des 
übertragenen Vermögens auf Grund der Verschmelzung eingeschränkt 
wird, gilt Z 1 auch für Anteilsinhaber, die in einem in § 1 Abs. 2 zweiter 
Satz genannten Staat ansässig sind. 

  4. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich an den Anteilen 
der übertragenden Körperschaft auf Grund des Austausches 
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eingeschränkt wird, gilt dies als Tausch im Sinne des § 6 Z 14 lit. a des 
Einkommensteuergesetzes 1988 an dem dem Verschmelzungsstichtag 
folgenden Tag. § 1 Abs. 2 ist sinngemäß anzuwenden. 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 
(7) Für internationale Schachtelbeteiligungen im Sinne des § 10 Abs. 2 des 

Körperschaftsteuergesetzes 1988 gilt folgendes: 
(7) Für internationale Schachtelbeteiligungen im Sinne des § 10 Abs. 2 des 

Körperschaftsteuergesetzes 1988 gilt folgendes: 
 1. Entsteht durch eine Verschmelzung im Sinne des § 1 Abs. 1 bei einer 

Körperschaft als Anteilsinhaber eine internationale Schachtelbeteiligung 
oder wird ihr Ausmaß durch neue Anteile oder durch Zurechnung zur 
bestehenden Beteiligung verändert, ist hinsichtlich der bisher nicht 
steuerbegünstigten Beteiligungsquoten auf den Unterschiedsbetrag 
zwischen den Buchwerten und den höheren Teilwerten § 10 Abs. 3 erster 
Satz des Körperschaftsteuergesetzes 1988 nicht anzuwenden. 

 1. Entsteht durch eine Verschmelzung im Sinne des § 1 Abs. 1 bei einer 
Körperschaft als Anteilsinhaber eine internationale Schachtelbeteiligung 
oder wird ihr Ausmaß durch neue Anteile oder durch Zurechnung zur 
bestehenden Beteiligung verändert, ist hinsichtlich der bisher nicht 
steuerbegünstigten Beteiligungsquoten auf den Unterschiedsbetrag 
zwischen den Buchwerten und den höheren Teilwerten § 10 Abs. 3 erster 
Satz des Körperschaftsteuergesetzes 1988 nicht anzuwenden. 

 2. Geht durch eine Verschmelzung im Sinne des § 1 Abs. 1 die Eigenschaft 
einer Beteiligung als internationale Schachtelbeteiligung unter, gilt, 
soweit für sie keine Option zugunsten der Steuerwirksamkeit erklärt 
worden ist, der höhere Teilwert zum Verschmelzungsstichtag, abzüglich 
vorgenommener oder als nach diesem Bundesgesetz vorgenommen 
geltender Teilwertabschreibungen im Sinne des § 6 Z 2 lit. a des 
Einkommensteuergesetzes 1988, als Buchwert. 

 2. Geht durch eine Verschmelzung im Sinne des § 1 Abs. 1 die Eigenschaft 
einer Beteiligung als internationale Schachtelbeteiligung unter, gilt, 
soweit für sie keine Option zugunsten der Steuerwirksamkeit erklärt 
worden ist, der höhere Teilwert zum Verschmelzungsstichtag, abzüglich 
von auf Grund einer Umgründung nach diesem Bundesgesetz von § 10 
Abs. 3 erster Satz des Körperschaftsteuergesetzes 1988 ausgenommener 
Beträge, als Buchwert. 

§ 6. (1) und (2) … § 6. (1) und (2) … 
(3) Verschmelzungen nach § 1 gelten nicht als steuerbare Umsätze im Sinne 

des Umsatzsteuergesetzes 1994; die übernehmende Körperschaft tritt für den 
Bereich der Umsatzsteuer unmittelbar in die Rechtsstellung der übertragenden 
Körperschaft ein. 

(3) Die Annahme eines Abfindungsangebotes gilt als Anteilsveräußerung. 
Beim Erwerber gilt der Beginn des dem Verschmelzungsstichtag folgenden Tages 
als Anschaffungstag der Anteile. 

(4) Verschmelzungen nach § 1 sind von den Kapitalverkehrsteuern befreit 
wenn die übertragende Körperschaft am Tag der Anmeldung des 
Verschmelzungsbeschlusses zur Eintragung in das Firmenbuch länger als zwei 
Jahre besteht. 

(4) Verschmelzungen nach § 1 gelten nicht als steuerbare Umsätze im Sinne 
des Umsatzsteuergesetzes 1994; die übernehmende Körperschaft tritt für den 
Bereich der Umsatzsteuer unmittelbar in die Rechtsstellung der übertragenden 
Körperschaft ein. 

(5) Werden auf Grund einer Verschmelzung nach § 1 Erwerbsvorgänge nach 
§ 1 Abs. 1 oder 2 des Grunderwerbsteuergesetzes 1987 verwirklicht, so ist die 
Grunderwerbsteuer vom Zweifachen des Einheitswertes zu berechnen. 

(5) Verschmelzungen nach § 1 sind von den Kapitalverkehrsteuern befreit 
wenn die übertragende Körperschaft am Tag der Anmeldung des 
Verschmelzungsbeschlusses zur Eintragung in das Firmenbuch länger als zwei 
Jahre besteht. 
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 (6) Werden auf Grund einer Verschmelzung nach § 1 Erwerbsvorgänge nach 
§ 1 Abs. 1 oder 2 des Grunderwerbsteuergesetzes 1987 verwirklicht, so ist die 
Grunderwerbsteuer vom Zweifachen des Einheitswertes zu berechnen. 

§ 9. (1) … § 9. (1) … 
 1. ...  1. ... 
  2. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich der 

Anteile an der übertragenden Körperschaft durch die Umwandlung 
eingeschränkt wird, gilt dies als Tausch im Sinne des § 6 Z 14 lit. a des 
Einkommensteuergesetzes 1988 an dem dem Umwandlungsstichtag 
folgenden Tag. § 1 Abs. 2 ist sinngemäß anzuwenden. 

 2. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich des 
übernommenen Vermögens entsteht, gilt Folgendes: 

 3. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich des 
übernommenen Vermögens entsteht, gilt Folgendes: 

 – Das übernommene Vermögen ist mit dem gemeinen Wert anzusetzen.  – Das übernommene Vermögen ist mit dem gemeinen Wert anzusetzen. 
 – Wird Vermögen ganz oder teilweise übernommen, für das die Steu-

erschuld bei einem Rechtsnachfolger auf Grund einer Umgründung im 
Sinne dieses Bundesgesetzes oder auf Grund des § 6 Z 6 oder des § 31 
des Einkommensteuergesetzes 1988 nicht festgesetzt worden ist, sind 
die fortgeschriebenen Buchwerte oder die Anschaffungskosten vor der 
Umgründung oder Verlegung anzusetzen. Die spätere Veräußerung 
oder das sonstige Ausscheiden gilt nicht als rückwirkendes Ereignis 
im Sinn des § 295a der Bundesabgabenordnung. Weist die 
übernehmende Körperschaft nach, dass Wertsteigerungen im übrigen 
EU/EWR-Raum eingetreten sind, sind diese vom Veräußerungserlös 
abzuziehen. 

 – Wird Vermögen ganz oder teilweise übernommen, für das die Steu-
erschuld bei einem Rechtsnachfolger auf Grund einer Umgründung im 
Sinne dieses Bundesgesetzes oder auf Grund des § 6 Z 6 oder des § 31 
des Einkommensteuergesetzes 1988 nicht festgesetzt worden ist oder 
gemäß § 16 Abs. 1 zweiter Teilstrich nicht entstanden ist, sind die 
fortgeschriebenen Buchwerte oder die Anschaffungskosten vor der 
Umgründung oder Verlegung anzusetzen. Die spätere Veräußerung 
oder das sonstige Ausscheiden gilt nicht als rückwirkendes Ereignis 
im Sinn des § 295a der Bundesabgabenordnung. Weist die 
übernehmende Körperschaft nach, dass Wertsteigerungen im übrigen 
EU/EWR-Raum eingetreten sind, sind diese vom Veräußerungserlös 
abzuziehen 

  – Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich der 
Anteile an der durch eine errichtende Umwandlung entstandenen 
Personengesellschaft entsteht, sind diese mit dem gemeinen Wert 
anzusetzen. 

 3. ...  
(2) bis (3) … (2) bis (3) … 
(4) … (4) … 

 1. ...  1. ... 
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 2. Geht durch die Umwandlung die Eigenschaft einer Beteiligung als 
internationale Schachtelbeteiligung unter, gilt, soweit für sie keine 
Option zugunsten der Steuerwirksamkeit erklärt worden ist, der höhere 
Teilwert zum Umwandlungsstichtag, abzüglich vorgenommener oder als 
nach diesem Bundesgesetz vorgenommen geltender Teilwertabschrei-
bungen im Sinne des § 6 Z 2 lit. a des Einkommensteuergesetzes 1988, 
als Buchwert. 

 2. Geht durch die Umwandlung die Eigenschaft einer Beteiligung als 
internationale Schachtelbeteiligung unter, gilt, soweit für sie keine 
Option zugunsten der Steuerwirksamkeit erklärt worden ist, der höhere 
Teilwert zum Umwandlungsstichtag, abzüglich von auf Grund einer 
Umgründung nach diesem Bundesgesetz von § 10 Abs. 3 erster Satz des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988 ausgenommener Beträge, als Buchwert. 

(5) bis (9) … (5) bis (9) … 
§ 16. (1) Der Einbringende hat das in § 15 genannte Vermögen in der 

Einbringungsbilanz und einzubringende Kapitalanteile im Einbringungsvertrag 
mit den in § 14 Abs. 1 genannten Werten anzusetzen (Buchwerteinbringung). 
Soweit im Rahmen der Einbringung Vermögensteile auf eine ausländische 
übernehmende Körperschaft überführt werden, ist § 1 Abs. 2 sinngemäß 
anzuwenden. Abweichend vom zweiten Satz gilt bei Einbringung von 
Kapitalanteilen im Sinne des § 12 Abs. 2 Z 3 durch eine unbeschränkt 
steuerpflichtige Kapitalgesellschaft oder Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft 
in eine in der Anlage genannte Gesellschaft eines Mitgliedsstaates der 
Europäischen Union Folgendes: 

§ 16. (1) Der Einbringende hat das in § 15 genannte Vermögen in der 
Einbringungsbilanz (oder im Einbringungsvertrag) und einzubringende 
Kapitalanteile im Einbringungsvertrag mit den in § 14 Abs. 1 genannten Werten 
anzusetzen (Buchwerteinbringung). Soweit im Rahmen der Einbringung in eine 
ausländische Körperschaft das Besteuerungsrecht der Republik Österreich 
hinsichtlich des Vermögens eingeschränkt wird, ist § 1 Abs. 2 sinngemäß 
anzuwenden. Abweichend vom zweiten Satz gilt bei Einbringung von 
Kapitalanteilen im Sinne des § 12 Abs. 2 Z 3 durch eine unbeschränkt 
steuerpflichtige Kapitalgesellschaft oder Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft 
in eine in der Anlage genannte Gesellschaft eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union Folgendes: 

 – Der erste Satz ist anzuwenden.  – Der erste Satz ist anzuwenden. 
 – Entsteht durch die Einbringung eine internationale Schachtelbeteiligung 

im Sinne des § 10 Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 oder wird 
ihr Ausmaß durch neue Anteile oder durch Zurechnung zur bestehenden 
Beteiligung verändert, entsteht eine Steuerschuld hinsichtlich des 
Unterschiedsbetrages zwischen dem Buchwert und dem nach § 6 Z 14 
des Einkommensteuergesetzes 1988 maßgebenden Wert zum 
Einbringungsstichtag, wenn die Kapitalanteile von der übernehmenden 
Gesellschaft in weiterer Folge veräußert werden oder sonst aus dem 
Betriebsvermögen ausscheiden. 

 – Entsteht durch die Einbringung eine internationale Schachtelbeteiligung 
im Sinne des § 10 Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 oder wird 
ihr Ausmaß durch neue Anteile oder durch Zurechnung zur bestehenden 
Beteiligung verändert, entsteht eine Steuerschuld hinsichtlich des 
Unterschiedsbetrages zwischen dem Buchwert und dem nach § 6 Z 14 
des Einkommensteuergesetzes 1988 maßgebenden Wert zum 
Einbringungsstichtag, wenn die Kapitalanteile von der übernehmenden 
Gesellschaft in weiterer Folge veräußert werden oder sonst aus dem 
Betriebsvermögen ausscheiden. Dies gilt nicht, soweit die Anteile an der 
übernehmenden Körperschaft vor dem Entstehen der Steuerschuld 
entgeltlich übertragen werden. 

 – Zwischen dem Einbringungsstichtag und der Veräußerung (Ausscheiden) 
eingetretene Wertminderungen sind höchstens im Ausmaß des 
Unterschiedsbetrages zu berücksichtigen. 

 – Zwischen dem Einbringungsstichtag und der Veräußerung (Ausscheiden) 
eingetretene Wertminderungen sind höchstens im Ausmaß des 
Unterschiedsbetrages zu berücksichtigen. 
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(2) Für Personen, bei denen das Besteuerungsrecht der Republik Österreich 
im Verhältnis zu anderen Staaten hinsichtlich der in Kapitalanteilen enthaltenen 
stillen Reserven eingeschränkt ist, gilt folgendes: 

(2) Für Personen, bei denen das Besteuerungsrecht der Republik Österreich 
im Verhältnis zu anderen Staaten hinsichtlich der in Kapitalanteilen enthaltenen 
stillen Reserven eingeschränkt ist, gilt folgendes: 

 1. Wird das Besteuerungsrecht im Verhältnis zu anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union oder zu anderen Mitgliedstaaten des Europäi-
schen Wirtschaftsraumes, mit denen eine umfassende Amts- und Voll-
streckungshilfe mit der Republik Österreich besteht, eingeschränkt, sind 
auf das inländische und das ausländische Vermögen die Abs. 1 und 3 
anzuwenden. Soweit im Rahmen der Einbringung Vermögensteile im 
Sinne des § 12 Abs. 2 Z 3 – auf die ausländische Körperschaft überführt 
werden, ist § 1 Abs. 2 sinngemäß anzuwenden. Abs. 1 dritter bis letzter 
Satz ist anzuwenden. 

 1. Wird das Besteuerungsrecht im Verhältnis zu anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union oder zu anderen Mitgliedstaaten des Europäi-
schen Wirtschaftsraumes, mit denen eine umfassende Amts- und Voll-
streckungshilfe mit der Republik Österreich besteht, eingeschränkt, sind 
auf das inländische und das ausländische Vermögen die Abs. 1 und 3 
anzuwenden. Soweit im Rahmen der Einbringung Vermögensteile auf die 
ausländische Körperschaft überführt werden, ist § 1 Abs. 2 sinngemäß 
anzuwenden. Abs. 1 dritter bis letzter Satz ist anzuwenden. 

 2. ...  2. ... 
(3) und (4) … (3) und (4) … 
(5) … (5) … 

 1. ...  1. ... 
 2. Neben der in Z 1 genannten Passivpost kann eine weitere Passivpost für 

vorbehaltene Entnahmen in folgender Weise gebildet werden: 
 2. Neben der in Z 1 genannten Passivpost kann eine weitere Passivpost für 

vorbehaltene Entnahmen in folgender Weise gebildet werden: 
 – Auszugehen ist vom positiven Verkehrswert am Einbringungsstichtag 

(§ 12 Abs. 1). 
 – Auszugehen ist vom positiven Verkehrswert am Einbringungsstichtag 

(§ 12 Abs. 1). 
 – Sämtliche Veränderungen auf Grund der Inanspruchnahme der Z 1, 

Z 3, Z 4 und Z 5 und der nicht nach Z 1 rückbezogenen Entnahmen 
sind zu berücksichtigen, sofern diese Veränderungen insgesamt zu 
einer Verminderung des Verkehrswertes führen. 

 – Sämtliche Veränderungen auf Grund der Inanspruchnahme der Z 1, 
Z 3, und Z 4 und der nicht nach Z 1 rückbezogenen Entnahmen sind 
zu berücksichtigen, sofern diese Veränderungen insgesamt zu einer 
Verminderung des Verkehrswertes führen. 

 – Der sich danach ergebende Betrag ist höchstens in Höhe von 50% 
anzusetzen. 

 – Der sich danach ergebende Betrag ist höchstens in Höhe von 50% 
anzusetzen. 

 3. bis 5. …  3. bis 5. … 
§ 18. (1) … § 18. (1) … 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich 

übernommener Vermögensteile entsteht, gilt Folgendes: 
 3. Soweit das Besteuerungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich 

übernommener Vermögensteile entsteht, gilt Folgendes: 
 – Die übernommenen Vermögensteile sind mit dem gemeinen Wert  – Die übernommenen Vermögensteile sind mit dem gemeinen Wert 
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anzusetzen, soweit sich aus § 17 Abs. 2 Z 1 nichts anderes ergibt. anzusetzen, soweit sich aus § 17 Abs. 2 Z 1 nichts anderes ergibt. 
 – Werden Vermögensteile übernommen, für die bei der übernehmenden 

Körperschaft die Steuerschuld auf Grund einer Umgründung im Sinne 
dieses Bundesgesetzes oder auf Grund des § 6 Z 6 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 nicht festgesetzt worden ist, sind die 
Anschaffungskosten oder fortgeschriebenen Buchwerte vor der 
Umgründung oder Verlegung anzusetzen. Die spätere Veräußerung 
oder das sonstige Ausscheiden gilt nicht als rückwirkendes Ereignis 
im Sinn des § 295a der Bundesabgabenordnung. Weist die 
übernehmende Körperschaft nach, dass Wertsteigerungen im übrigen 
EU/EWR-Raum eingetreten sind, sind diese vom Veräußerungserlös 
abzuziehen. 

 – Wird Vermögen ganz oder teilweise übernommen, für das die 
Steuerschuld bei der übernehmenden Körperschaft auf Grund einer 
Umgründung im Sinne dieses Bundesgesetzes nicht festgesetzt 
worden ist, nicht gemäß § 16 Abs. 1 zweiter Teilstrich entstanden ist 
oder auf Grund des § 6 Z 6 des Einkommensteuergesetzes 1988 nicht 
festgesetzt worden ist, sind die fortgeschriebenen Buchwerte vor der 
Umgründung oder Verlegung anzusetzen. Die spätere Veräußerung 
oder das sonstige Ausscheiden gilt nicht als rückwirkendes Ereignis 
im Sinn des § 295a der Bundesabgabenordnung. Weist die 
übernehmende Körperschaft nach, dass Wertsteigerungen im übrigen 
EU/EWR-Raum eingetreten sind, sind diese vom Veräußerungserlös 
oder vom gemeinen Wert im Zeitpunkt des Ausscheidens oder vom 
Entnahmewert abzuziehen. 

 4. und 5. …  4. und 5. … 
(2) Für nach § 16 Abs. 5 Z 1 und 2 gebildete Passivposten gilt Folgendes: (2) Für nach § 16 Abs. 5 Z 1 und 2 gebildete Passivposten gilt Folgendes: 

 1. Soweit sich auf Grund sämtlicher Veränderungen im Sinne des 
§ 16 Abs. 5 ein negativer Buchwert des einzubringenden Vermögens 
ergibt oder sich ein solcher erhöht, gelten die als rückwirkende 
Entnahmen zu behandelnden Beträge der Passivposten im Ausmaß des 
negativen Buchwertes mit dem Tag der nach § 13 Abs. 1 maßgebenden 
Anmeldung oder Meldung der Einbringung als an den Einbringenden 
ausgeschüttet. Der als ausgeschüttet geltende Betrag ist in der 
Anmeldung gemäß § 96 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 1988 
anzugeben. Abweichend von § 96 Abs. 1 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 ist die Kapitalertragsteuer 

 1. Soweit sich auf Grund sämtlicher Veränderungen im Sinne des 
§ 16 Abs. 5 ein negativer Buchwert des einzubringenden Vermögens 
ergibt oder sich ein solcher erhöht, gelten die als rückwirkende 
Entnahmen zu behandelnden Beträge der Passivposten im Ausmaß des 
negativen Buchwertes mit dem Tag der nach § 13 Abs. 1 maßgebenden 
Anmeldung oder Meldung der Einbringung als an den Einbringenden 
ausgeschüttet. Der als ausgeschüttet geltende Betrag ist in der 
Anmeldung gemäß § 96 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 1988 
anzugeben. Abweichend von § 96 Abs. 1 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 ist die Kapitalertragsteuer 

 – bei Entnahmen gemäß § 16 Abs. 5 Z 1 binnen einer Woche nach dem 
Tag der nach § 13 Abs. 1 maßgebenden Anmeldung oder Meldung der 
Einbringung und 

 – bei Entnahmen gemäß § 16 Abs. 5 Z 1 binnen einer Woche nach dem 
Tag der nach § 13 Abs. 1 maßgebenden Anmeldung oder Meldung der 
Einbringung und 

 – bei Entnahmen gemäß § 16 Abs. 5 Z 2 binnen einer Woche  – bei Entnahmen gemäß § 16 Abs. 5 Z 2 binnen einer Woche 
 – nach einer Tilgung oder  – nach einer Tilgung oder 
 – nach dem Beschluss auf Auflösung oder  – nach dem Beschluss auf Auflösung oder 
 – nach dem Beschluss auf Verschmelzung, Umwandlung oder 

Aufspaltung 
 – nach dem Beschluss auf Verschmelzung, Umwandlung oder 

Aufspaltung 
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abzuführen. abzuführen. Die Ausschüttungsfiktion nach dem ersten Satz entfällt, 
soweit Anteile an der übernehmenden Körperschaft vor den im Vorsatz 
genannten Maßnahmen entgeltlich übertragen worden sind. 

 2. ...  2. ... 
(3) und (4) … (3) und (4) … 

 1. ...  1. ... 
 2. Geht durch die Einbringung die Eigenschaft einer Beteiligung als 

internationale Schachtelbeteiligung unter, gilt der höhere Teilwert zum 
Einbringungsstichtag, abzüglich vorgenommener oder als nach diesem 
Bundesgesetz vorgenommen geltender Teilwertabschreibungen im Sinne 
des § 6 Z 2 lit. a des Einkommensteuergesetzes 1988, als Buchwert. 

 2. Geht durch die Einbringung die Eigenschaft einer Beteiligung als 
internationale Schachtelbeteiligung unter, gilt, soweit für sie keine 
Option zugunsten der Steuerwirksamkeit erklärt worden ist, der höhere 
Teilwert zum Einbringungsstichtag, abzüglich von auf Grund einer 
Umgründung nach diesem Bundesgesetz von § 10 Abs. 3 erster Satz des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988 ausgenommener Beträge, als Buchwert. 

(5) … (5) … 
§ 20. (1) … § 20. (1) … 
(2) Im Falle der Gewährung von Anteilen im Sinne des § 19 Abs. 1 und 

Abs. 2 Z 1 und 2 gilt der nach den §§ 16 und 17 maßgebende Wert der 
Sacheinlage als deren Anschaffungskosten. Zuzahlungen im Sinne des § 19 
Abs. 2 Z 3 kürzen beim Empfänger die Anschaffungskosten oder Buchwerte. 
Ausschüttungen im Sinne des § 18 Abs. 2 Z 1 erhöhen ab Eintritt der Fälligkeit 
die Anschaffungskosten oder Buchwerte. Kommt es in Fällen des § 16 Abs. 1 
oder Abs. 2 Z 1 zur Festsetzung der Steuerschuld, erhöhen sich rückwirkend mit 
Beginn des dem Einbringungsstichtag folgenden Tages die Anschaffungskosten 
oder Buchwerte entsprechend. 

(2) Für die Bewertung der Anteile und der sonstigen Gegenleistung im Sinne 
des Abs. 1 gilt Folgendes: 

  1. Im Falle der Gewährung von Anteilen im Sinne des § 19 Abs. 1 und 
Abs. 2 Z 1 und 2 gilt der nach den §§ 16 und 17 maßgebende Wert der 
Sacheinlage als deren Anschaffungskosten. 

  2. Kommt die Abfindung im Sinne des § 19 Abs. 2 Z 1 ausländischen 
Einbringenden zu, ist § 6 Z 6 des Einkommensteuergesetzes 1988 
sinngemäß anzuwenden. 

  3. Zuzahlungen im Sinne des § 19 Abs. 2 Z 3 kürzen beim Empfänger die 
Anschaffungskosten oder Buchwerte 

  4. Ausschüttungen im Sinne des § 18 Abs. 2 Z 1 erhöhen ab Eintritt der 
Fälligkeit die Anschaffungskosten oder Buchwerte. 
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  5. Kommt es in Fällen des § 16 Abs. 1 oder Abs. 2 Z 1 zur Festsetzung der 
Steuerschuld, erhöhen sich rückwirkend mit Beginn des dem 
Einbringungsstichtag folgenden Tages die Anschaffungskosten oder 
Buchwerte entsprechend. 

(3) bis (7) … (3) bis (7) … 
 1. ...  1. ... 
 2. Geht durch eine Einbringung die Eigenschaft einer Beteiligung als 

internationale Schachtelbeteiligung unter, gilt, soweit für sie keine 
Option zugunsten der Steuerwirksamkeit erklärt worden ist, der höhere 
Teilwert zum Einbringungsstichtag, abzüglich vorgenommener oder als 
nach diesem Bundesgesetz vorgenommen geltender 
Teilwertabschreibungen im Sinne des § 6 Z 2 lit. a des 
Einkommensteuergesetzes 1988, als Buchwert. 

 2. Geht durch eine Einbringung die Eigenschaft einer Beteiligung als 
internationale Schachtelbeteiligung unter, gilt, soweit für sie keine 
Option zugunsten der Steuerwirksamkeit erklärt worden ist, der höhere 
Teilwert zum Einbringungsstichtag, abzüglich von auf Grund einer 
Umgründung nach diesem Bundesgesetz von § 10 Abs. 3 erster Satz des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988 ausgenommener Beträge, als Buchwert. 

(8) … (8) … 
§ 21. … § 21. … 

 1. ...  1. ... 
 2. Für eigene Verluste der übernehmenden Körperschaft ist § 4 Z 1 lit. b 

und c anzuwenden. 
 2. Für eigene Verluste der übernehmenden Körperschaft ist § 4 Z 1 lit. b, c 

und d anzuwenden. 
 3. ...  3. ... 

§ 24. (1) … § 24. (1) … 
 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. Soweit im Rahmen des Zusammenschlusses Vermögensteile auf die 

ausländische Personengesellschaft überführt werden, ist § 1 Abs. 2 
sinngemäß anzuwenden. 

 3. Soweit im Rahmen des Zusammenschlusses zu einer ausländischen 
Personengesellschaft das Besteuerungsrecht der Republik Österreich 
hinsichtlich des Vermögens eingeschränkt wird, ist § 1 Abs. 2 sinngemäß 
anzuwenden. 

 4. ...  4. ... 
(2) … (2) … 
§ 25. (1) bis (3) … § 25. (1) bis (3) … 

 1. ...  1. ... 
 2. Geht durch den Zusammenschluss die Eigenschaft einer Beteiligung als 

internationale Schachtelbeteiligung unter, gilt, soweit für sie keine 
Option zugunsten der Steuerwirksamkeit erklärt worden ist, der höhere 

 2. Geht durch den Zusammenschluss die Eigenschaft einer Beteiligung als 
internationale Schachtelbeteiligung unter, gilt, soweit für sie keine 
Option zugunsten der Steuerwirksamkeit erklärt worden ist, der höhere 
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Teilwert zum Zusammenschlussstichtag, abzüglich vorgenommener oder 
als nach diesem Bundesgesetz vorgenommen geltender 
Teilwertabschreibungen im Sinne des § 6 Z 2 lit. a des 
Einkommensteuergesetzes 1988, als Buchwert. 

Teilwert zum Zusammenschlussstichtag, abzüglich von auf Grund einer 
Umgründung nach diesem Bundesgesetz von § 10 Abs. 3 erster Satz des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988 ausgenommener Beträge, als Buchwert. 

(4) … (4) … 
§ 29. (1) … § 29. (1) … 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. Soweit im Rahmen der Realteilung Vermögensteile auf einen 

ausländischen Nachfolgeunternehmer überführt werden, ist § 1 Abs. 2 
sinngemäß anzuwenden. 

 3 Soweit im Rahmen der Realteilung auf einen ausländischen 
Nachfolgeunternehmer das Besteuerungsrecht der Republik Österreich 
hinsichtlich des Vermögens eingeschränkt wird, ist § 1 Abs. 2 sinngemäß 
anzuwenden. 

 4. ...  4. ... 
(2) … (2) … 
§ 30. (1) bis (3) … § 30. (1) bis (3) … 

 1. ...  1. ... 
 2. Geht durch die Realteilung die Eigenschaft einer Beteiligung als 

internationale Schachtelbeteiligung unter, gilt, soweit für sie keine 
Option zugunsten der Steuerwirksamkeit erklärt worden ist, der höhere 
Teilwert zum Teilungsstichtag, abzüglich vorgenommener oder als nach 
diesem Bundesgesetz vorgenommen geltender Teilwertabschreibungen 
im Sinne des § 6 Z 2 lit. a des Einkommensteuergesetzes 1988, als 
Buchwert. 

 2. Geht durch die Realteilung die Eigenschaft einer Beteiligung als 
internationale Schachtelbeteiligung unter, gilt, soweit für sie keine 
Option zugunsten der Steuerwirksamkeit erklärt worden ist, der höhere 
Teilwert zum Teilungsstichtag, abzüglich von auf Grund einer 
Umgründung nach diesem Bundesgesetz von § 10 Abs. 3 erster Satz des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988 ausgenommener Beträge, als Buchwert. 

§ 36. (1) Bei den Anteilsinhabern der spaltenden Körperschaft und im Falle 
der Spaltung zur Aufnahme auch bei den Anteilsinhabern übernehmender 
Körperschaften gilt der dem Spaltungsplan oder Spaltungs- und 
Übernahmevertrag entsprechende Austausch von Anteilen nicht als Tausch. 

§ 36. (1) Bei den Anteilsinhabern der spaltenden Körperschaft und im Falle 
der Spaltung zur Aufnahme auch bei den Anteilsinhabern übernehmender 
Körperschaften gilt der dem Spaltungsplan oder Spaltungs- und 
Übernahmevertrag entsprechende Austausch von Anteilen nicht als Tausch. Die 
Anteile an den neuen oder übernehmenden Körperschaften gelten mit Beginn des 
dem Spaltungsstichtag folgenden Tages als erworben. Neue Anteile treten für 
Zwecke der Anwendung der Fristen der §§ 30 und 31 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 an die Stelle der alten Anteile. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
 1. ...  1. ... 
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 2. Geht durch die Spaltung die Eigenschaft einer Beteiligung als 
internationale Schachtelbeteiligung unter, gilt der höhere Teilwert zum 
Spaltungsstichtag, abzüglich vorgenommener oder als nach diesem 
Bundesgesetz vorgenommen geltender Teilwertabschreibungen im Sinne 
des § 6 Z 2 lit. a des Einkommensteuergesetzes 1988, als Buchwert. 

 2. Geht durch die Spaltung die Eigenschaft einer Beteiligung als 
internationale Schachtelbeteiligung unter, gilt der höhere Teilwert zum 
Spaltungsstichtag, abzüglich von auf Grund einer Umgründung nach 
diesem Bundesgesetz von § 10 Abs. 3 erster Satz des 
Körperschaftsteuergesetzes 1988 ausgenommener Beträge, als Buchwert. 

§ 37. (1) … § 37. (1) … 
(2) Tauschvorgänge im Sinne des Abs. 1, die ohne oder ohne wesentliche 

Zuzahlung (Abs. 4) erfolgen, gelten nicht als Veräußerung und Anschaffung. 
Neue Anteile treten für Zwecke der Anwendung der Fristen der §§ 30 und 31 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 an die Stelle der alten Anteile. 

(2) Tauschvorgänge im Sinne des Abs. 1, die ohne oder ohne wesentliche 
Zuzahlung (Abs. 4) erfolgen, gelten nicht als Veräußerung und Anschaffung. Die 
Anteile an den neuen oder übernehmenden Körperschaften gelten mit Beginn des 
dem Spaltungsstichtag folgenden Tages als erworben. Neue Anteile treten für 
Zwecke der Anwendung der Fristen der §§ 30 und 31 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 an die Stelle der alten Anteile. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 
§ 38b. (1) … § 38b. (1) … 
(2) Der Spaltungsvertrag hat vorzusehen, daß die zur Durchführung der 

Spaltung erforderlichen Tauschvorgänge innerhalb eines Monats nach dem 
Zeitpunkt durchgeführt werden, ab dem sie handelsrechtlich zulässig sind. 

(2) Der Spaltungsvertrag hat vorzusehen, daß die zur Durchführung der 
Spaltung erforderlichen Tauschvorgänge innerhalb eines Monats nach dem 
Zeitpunkt durchgeführt werden, ab dem sie gesellschaftsrechtlich zulässig sind. 

(3) … (3) … 
§ 38d. (1) bis (4) … § 38d. (1) bis (4) … 

 1. ...  1. ... 
 2. Geht durch die Spaltung die Eigenschaft einer Beteiligung als inter-

nationale Schachtelbeteiligung unter, gilt, soweit für sie keine Option 
zugunsten der Steuerwirksamkeit erklärt worden ist, der höhere Teilwert 
zum Spaltungsstichtag, abzüglich vorgenommener oder als nach diesem 
Bundesgesetz vorgenommen geltender Teilwertabschreibungen im Sinne 
des § 6 Z 2 lit. a des Einkommensteuergesetzes 1988, als Buchwert. 

 2. Geht durch die Spaltung die Eigenschaft einer Beteiligung als inter-
nationale Schachtelbeteiligung unter, gilt, soweit für sie keine Option 
zugunsten der Steuerwirksamkeit erklärt worden ist, der höhere Teilwert 
zum Spaltungsstichtag, abzüglich auf Grund einer Umgründung nach 
diesem Bundesgesetz von § 10 Abs. 3 erster Satz des Körperschaft-
steuergesetzes 1988 ausgenommener Beträge, als Buchwert. 

(5) Gehören die erworbenen Anteile nicht zum Betriebsvermögen und ergibt 
sich die Möglichkeit der Besteuerung der stillen Reserven nicht schon nach den 
Bestimmungen des Einkommensteuergesetzes 1988, ist § 20 Abs. 5 anzuwenden. 
Im Falle einer Aufspaltung nach § 38a Abs. 2 Z 2 tritt dabei an die Stelle des 
Einbringungsstichtages der in § 19 Abs. 5 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 
genannte Zeitpunkt. 

(5) Gehören die erworbenen Anteile nicht zum Betriebsvermögen und ergibt 
sich die Möglichkeit der Besteuerung der stillen Reserven nicht schon nach den 
Bestimmungen des Einkommensteuergesetzes 1988, ist § 20 Abs. 5 anzuwenden. 
Im Falle einer Aufspaltung nach § 38a Abs. 2 tritt dabei an die Stelle des 
Einbringungsstichtages der in § 19 Abs. 5 des Körperschaftsteuergesetzes 1988 
genannte Zeitpunkt. 
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Artikel 7 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1994 

§ 3a. (1) bis (9) … § 3a. (1) bis (9) … 
(10) … (10) … 

 1. bis 6. …  1. bis 6. … 
 7. die sonstigen Leistungen der in § 6 Abs. 1 Z 8 lit. a bis h und Z 9 lit. c 

bezeichneten Art; 
 7. die sonstigen Leistungen der in § 6 Abs. 1 Z 8 lit. a bis i und 

Z 9 lit. c bezeichneten Art; 
 8. bis 16. …  8. bis 16. … 

(11) bis (13) … (11) bis (13) … 
§ 6. (1) … § 6. (1) … 

 1. bis 8. …  1. bis. 8. … 
 a) bis h) …  a) bis h) … 
 i) die Leistungen im Rahmen des Investmentgeschäfts, des Immobilien-

fondsgeschäfts und des Kapitalfinanzierungsgeschäfts (§ 1 Abs. 1 
Z 13, Z 13a und Z 15 des Bankwesengesetzes, BGBl. Nr. 532/1993), 
durch Unternehmen, die jeweils eine Konzession für dieses Geschäft 
besitzen. Befreit ist auch die Verwaltung von Kapitalanlagefonds 
gemäß § 3 Abs. 3 Investmentfondsgesetz, BGBl. Nr. 532/1993, von 
Immobilienfonds gemäß § 3 Abs. 3 Immobilien-Investmentfonds-
gesetz, BGBl. I Nr. 80/2003, und von Beteiligungen im Rahmen des 
Kapitalfinanzierungsgeschäftes (§ 1 Abs. 1 Z 15 des Bankwesen-
gesetzes, BGBl. Nr. 532/1993) durch dritte Unternehmer für derartige 
Unternehmen; 

 i) die Verwaltung von Sondervermögen nach dem 
Investmentfondsgesetz, BGBl. Nr. 532/1993, und dem Immobilien-
Investmentfondsgesetz, BGBl. I Nr. 80/2003, und die Verwaltung von 
Beteiligungen im Rahmen des Kapitalfinanzierungsgeschäftes (§ 1 
Abs. 1 Z 15 des Bankwesengesetzes, BGBl. Nr. 532/1993) durch 
Unternehmer, die eine Konzession für dieses Geschäft besitzen, sowie 
die Verwaltung von durch die anderen Mitgliedstaaten als solche 
definierten Sondervermögen; 

 j) ...  j) ... 
 9. bis 28. …  9. bis 28. … 

(2) … (2) … 
§ 7. (1) bis (4) … § 7. (1) bis (4) … 
(5) Die Versendung des Gegenstandes in das Drittlandsgebiet ist durch 

Versendungsbelege, wie Frachtbriefe, Postaufgabebescheinigungen, 
Konnossemente und dergleichen, oder deren Doppelstücke nachzuweisen. 

(5) Die Versendung des Gegenstandes in das Drittlandsgebiet ist durch 
Versendungsbelege, wie Frachtbriefe, Postaufgabebescheinigungen, 
Konnossemente und dergleichen, oder deren Doppelstücke nachzuweisen. 
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Anstelle dieser Versendungsbelege darf der Unternehmer den Ausfuhrnachweis 
auch in folgender Weise führen: 

Anstelle dieser Versendungsbelege darf der Unternehmer den Ausfuhrnachweis 
auch in folgender Weise führen: 

 1. Durch eine von einem im Gemeinschaftsgebiet ansässigen Spediteur 
auszustellende Ausfuhrbescheinigung oder 

 1. Durch eine von einem im Gemeinschaftsgebiet ansässigen Spediteur 
auszustellende Ausfuhrbescheinigung oder 

 2. durch die mit der zollamtlichen Ausgangsbestätigung versehene 
schriftliche Anmeldung in der Ausfuhr. 

 2. durch die mit der zollamtlichen Ausgangsbestätigung versehene 
schriftliche Anmeldung in der Ausfuhr oder durch eine Ausfuhranzeige 
im Sinne des Artikels 796e der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 in der 
Fassung der Verordnung (EG) Nr. 1875/2006, ABl. Nr. L 360 
vom 19.12.2006, S. 64. 

(6) In den nachstehend angeführten Fällen hat der Unternehmer den 
Ausfuhrnachweis in folgender Weise zu führen: 

(6) In den nachstehend angeführten Fällen hat der Unternehmer den 
Ausfuhrnachweis in folgender Weise zu führen: 

 1. Im Falle des Abholens durch eine vom liefernden Unternehmer 
ausgestellte und mit der zollamtlichen Ausgangsbestätigung versehene 
Ausfuhrbescheinigung, wenn der Gegenstand der Lieferung nicht für 
unternehmerische Zwecke erworben und im persönlichen Reisegepäck 
ausgeführt wird. 

 1. Im Falle des Abholens durch eine vom liefernden Unternehmer 
ausgestellte und mit der zollamtlichen Ausgangsbestätigung versehene 
Ausfuhrbescheinigung, wenn der Gegenstand der Lieferung nicht für 
unternehmerische Zwecke erworben und im persönlichen Reisegepäck 
ausgeführt wird. 

 2. im Falle der Beförderung des Gegenstandes in das Drittland durch  2. im Falle der Beförderung des Gegenstandes in das Drittland durch 
 a) eine mit der zollamtlichen Ausgangsbestätigung versehene schriftliche 

Anmeldung in der Ausfuhr, 
 a) eine mit der zollamtlichen Ausgangsbestätigung versehene schriftliche 

Anmeldung in der Ausfuhr oder eine Ausfuhranzeige im Sinne des 
Artikels 796e der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 in der Fassung der 
Verordnung (EG) Nr. 1875/2006, ABl. Nr. L 360 
vom 19.12.2006, S. 64, 

 b) eine vom liefernden Unternehmer ausgestellte und mit der 
zollamtlichen Ausgangsbestätigung versehene Ausfuhrbescheinigung, 
wenn eine schriftliche Anmeldung nach den zollrechtlichen 
Vorschriften nicht erforderlich ist. 

 b) eine vom liefernden Unternehmer ausgestellte und mit der 
zollamtlichen Ausgangsbestätigung versehene Ausfuhrbescheinigung, 
wenn eine schriftliche oder elektronische Anmeldung nach den 
zollrechtlichen Vorschriften nicht erforderlich ist. 

(7) … (7) … 
§ 10. (1) und (2) … § 10. (1) und (2) … 

 1. bis 12. …  1. bis 12. … 
 13. die mit dem Betrieb von Unternehmen zur Müllbeseitigung und zur 

Abfuhr von Spülwasser und Abfällen regelmäßig verbundenen Umsätze; 
 13. die mit dem Betrieb von Unternehmen zur Müllbeseitigung und zur 

Abfuhr von Spülwasser und Abfällen regelmäßig verbundenen sonstigen 
Leistungen; 

 14. und 15. …  14. und 15. … 
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(3) … (3) … 
(4) Die Steuer ermäßigt sich auf 16% für die in den Gebieten Jungholz und 

Mittelberg bewirkten Umsätze im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 durch 
Unternehmer, die einen Wohnsitz (Sitz), gewöhnlichen Aufenthalt oder eine 
Betriebsstätte in diesen Gebieten haben. Dies gilt nicht für die Lieferung und die 
Vermietung von Kraftfahrzeugen an Leistungsempfänger, die ihren Wohnsitz 
oder Sitz im Inland, ausgenommen in den Gebieten Jungholz und Mittelberg, 
haben, und für Umsätze an die Betriebsstätte eines Unternehmers im Inland, 
ausgenommen in den Gebieten Jungholz und Mittelberg. Die Regelung gilt nicht 
für Umsätze, auf welche die Bestimmungen des Abs. 2 und 3 anzuwenden sind. 

(4) Die Steuer ermäßigt sich auf 19% für die in den Gebieten Jungholz und 
Mittelberg bewirkten Umsätze im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 durch 
Unternehmer, die einen Wohnsitz (Sitz), gewöhnlichen Aufenthalt oder eine 
Betriebsstätte in diesen Gebieten haben. Dies gilt nicht für die Lieferung und die 
Vermietung von Kraftfahrzeugen an Leistungsempfänger, die ihren Wohnsitz 
oder Sitz im Inland, ausgenommen in den Gebieten Jungholz und Mittelberg, 
haben, und für Umsätze an die Betriebsstätte eines Unternehmers im Inland, 
ausgenommen in den Gebieten Jungholz und Mittelberg. Die Regelung gilt nicht 
für Umsätze, auf welche die Bestimmungen des Abs. 2 und 3 anzuwenden sind. 

§ 11. (1) … § 11. (1) … 
(1a) Führt der Unternehmer Leistungen im Sinne des § 19 Abs. 1 zweiter 

Satz, § 19 Abs. 1a und Abs. 1b aus, für die der Leistungsempfänger die Steuer 
schuldet, hat er in den Rechnungen die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des 
Leistungsempfängers anzugeben und auf die Steuerschuldnerschaft des 
Leistungsempfängers hinzuweisen. Die Vorschrift über den gesonderten 
Steuerausweis in einer Rechnung findet keine Anwendung. 

(1a) Führt der Unternehmer Lieferungen oder sonstige Leistungen im Sinne 
des § 19 Abs. 1 zweiter Satz, Abs. 1a, Abs. 1b, Abs. 1c und Abs. 1d aus, für die 
der Leistungsempfänger die Steuer schuldet, hat er in den Rechnungen die Um-
satzsteuer-Identifikationsnummer des Leistungsempfängers anzugeben und auf 
die Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers hinzuweisen. Die Vorschrift 
über den gesonderten Steuerausweis in einer Rechnung findet keine Anwendung. 

(2) bis (15) … (2) bis (15) … 
§ 12. (1) … § 12. (1) … 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. die gemäß § 19 Abs. 1 zweiter Satz, § 19 Abs. 1a und Abs. 1b 

geschuldeten Beträge für Lieferungen und sonstige Leistungen, die im 
Inland für sein Unternehmen ausgeführt worden sind. 

 3. die gemäß § 19 Abs. 1 zweiter Satz, Abs. 1a, Abs. 1b, Abs. 1c und 
Abs. 1d geschuldeten Beträge für Lieferungen und sonstige Leistungen, 
die im Inland für sein Unternehmen ausgeführt worden sind. 

Der Bundesminister für Finanzen kann durch Verordnung für Unternehmer, Der Bundesminister für Finanzen kann durch Verordnung für Unternehmer, 
 – die im Gemeinschaftsgebiet weder ihren Sitz noch eine Betriebsstätte 

haben und 
 – die im Gemeinschaftsgebiet weder ihren Sitz noch eine Betriebsstätte 

haben und 
 – im Inland keine Umsätze,  – im Inland keine Umsätze, 
 – ausgenommen Beförderungsumsätze und damit verbundene 

Nebentätigkeiten, die gem. § 6 Abs. 1 Z 3 und 5 befreit sind, sowie 
 – ausgenommen Beförderungsumsätze und damit verbundene 

Nebentätigkeiten, die gem. § 6 Abs. 1 Z 3 und 5 befreit sind, sowie 
 – Umsätze, bei denen die Steuer gem. § 27 Abs. 4 vom 

Leistungsempfänger einzubehalten und abzuführen ist, 
 – Umsätze, bei denen die Steuer gem. § 27 Abs. 4 vom 

Leistungsempfänger einzubehalten und abzuführen ist, 
ausführen, den Vorsteuerabzug einschränken oder versagen, soweit dies zur ausführen, den Vorsteuerabzug einschränken oder versagen, soweit dies zur 
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Erzielung einer den Grundsätzen der Gegenseitigkeit entsprechenden Behandlung 
erforderlich ist. Der Bundesminister für Finanzen kann aus 
Vereinfachungsgründen durch Verordnung bestimmen, daß in den Fällen, in 
denen ein anderer als der Unternehmer, für dessen Unternehmen der Gegenstand 
eingeführt worden ist, die Einfuhrumsatzsteuer entrichtet, der andere den 
Vorsteuerabzug in Anspruch nehmen kann. 

Erzielung einer den Grundsätzen der Gegenseitigkeit entsprechenden Behandlung 
erforderlich ist. Der Bundesminister für Finanzen kann aus 
Vereinfachungsgründen durch Verordnung bestimmen, daß in den Fällen, in 
denen ein anderer als der Unternehmer, für dessen Unternehmen der Gegenstand 
eingeführt worden ist, die Einfuhrumsatzsteuer entrichtet, der andere den 
Vorsteuerabzug in Anspruch nehmen kann. 

(2) bis (17) … (2) bis (17) … 
§ 18. (1) … § 18. (1) … 
(2) Der Aufzeichnungspflicht ist genügt, wenn (2) Der Aufzeichnungspflicht ist genügt, wenn 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
  4.  
 4. – die nach § 11 Abs. 12 und 14 sowie nach § 16 Abs. 2 geschuldeten 

Steuerbeträge und 
 – die nach § 11 Abs. 12 und 14 sowie nach § 16 Abs. 2 geschuldeten 

Steuerbeträge und 
 – die Bemessungsgrundlagen für die Lieferungen und sonstigen 

Leistungen, für die die Steuer gemäß § 19 Abs. 1 zweiter Satz, § 19 
Abs. 1a und Abs. 1b geschuldet wird, getrennt nach Steuersätzen, 
sowie die hierauf entfallenden Steuerbeträge 

 – die Bemessungsgrundlagen für die Lieferungen und sonstigen 
Leistungen, für die die Steuer gemäß § 19 Abs. 1 zweiter Satz,  
Abs. 1a, Abs. 1b, Abs. 1c und Abs. 1d geschuldet wird, getrennt nach 
Steuersätzen, sowie die hierauf entfallenden Steuerbeträge 

aufgezeichnet werden; aufgezeichnet werden; 
 5. bis 7. …  5. bis 7. … 

(3) bis (10) … (3) bis (10) … 
§ 19. (1) bis (1c) … § 19. (1) bis (1c) … 
 (1d) Der Bundesminister für Finanzen kann durch Verordnung bestimmen, 

dass bei Umsätzen, die in Art. 199 Ab. 1 lit. d der Richtlinie 2006/112/EG über 
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem, ABl. Nr. L 347 vom 11.12.2006 S. 1, 
angeführt sind, die Steuer vom Leistungsempfänger geschuldet wird, wenn dieser 
Unternehmer ist. Weiters kann in der Verordnung bestimmt werden, dass der 
leistende Unternehmer für diese Steuer haftet. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 
§ 28. (1) bis (10a) … § 28. (1) bis (10a) … 
 (10b) Anlässlich des Beitritts neuer Mitgliedstaaten zu Europäischen Union 

gilt folgende Übergangsregelung: 
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  1. Für einen Gegenstand, der 

  a) vor dem Beitrittsdatum in das Gemeinschaftsgebiet oder in einen der 
neu beitretenden Mitgliedstaaten (neue Mitgliedstaaten) verbracht 
wurde und 

  b) seit der Verbringung in das Gemeinschaftsgebiet oder in einen der 
neuen Mitgliedstaaten dem Verfahren der vorübergehenden 
Verwendung mit vollständiger Befreiung von den Einfuhrabgaben 
oder einem Verfahren oder einer sonstigen Regelung nach Art. 
156 der Richtlinie 2006/112/EG oder ähnlichen Verfahren oder 
Regelungen des neuen Mitgliedstaates unterstellt war und 

  c) dieses Verfahren oder diese Regelung nicht vor dem Beitrittsdatum 
verlassen hat, 

 finden die Vorschriften, die bei der Unterstellung des Gegenstands unter 
das Verfahren oder die Regelung galten, nach dem Beitrittsdatum bis 
zum Verlassen dieses Verfahrens oder dieser Regelung weiterhin 
Anwendung. 

  2. Für einen Gegenstand, der 

  a) vor dem Beitrittsdatum unter ein zollrechtliches Versandverfahren 
gestellt wurde und 

  b) dieses Verfahren nicht vor dem Beitrittsdatum verlassen hat, 

 finden die Vorschriften, die bei der Unterstellung des Gegenstands unter 
das Verfahren galten, nach dem Beitrittsdatum bis zum Verlassen dieses 
Verfahrens weiterhin Anwendung. 

  3. Die folgenden Vorgänge werden der Einfuhr eines Gegenstandes im 
Sinne des § 1 Abs. 1 Z 3 gleichgestellt, sofern sich der Gegenstand in 
einem der neuen Mitgliedstaaten oder im Gemeinschaftsgebiet im freien 
Verkehr befand: 

  a) das Verlassen, einschließlich des unrechtmäßigen Verlassens, eines 
Verfahrens der vorübergehenden Verwendung, unter das der 
betreffende Gegenstand vor dem Beitrittsdatum gemäß Z 1 gestellt 
worden ist; 

  b) das Verlassen, einschließlich des unrechtmäßigen Verlassens, eines 
Verfahrens oder einer sonstigen Regelung nach Art. 

43 der Beilagen XXIII. GP - Regierungsvorlage - Textgegenüberstellung 49 von 104



 

50 von 104 

Geltende Fassung 
 

Vorgeschlagene Fassung 

156 der Richtlinie 2006/112/EG oder ähnlicher Verfahren oder 
Regelungen, unter den der betreffende Gegenstand vor dem 
Beitrittsdatum gemäß Z 1 gestellt worden ist; 

  c) die Beendigung eines der in Z 2 genannten Verfahren, das vor dem 
Beitrittsdatum im Gebiet eines der neuen Mitgliedstaaten für die 
Zwecke einer vor dem Beitrittsdatum im Gebiet dieses Mitgliedstaates 
gegen Entgelt bewirkten Lieferung von Gegenständen durch einen 
Unternehmer begonnen wurde; 

  d) jede Unregelmäßigkeit oder jeder Verstoß anlässlich oder im Verlauf 
eines zollrechtlichen Versandverfahrens, das gemäß lit. c begonnen 
wurde. 

 Voraussetzung für die Gleichstellung mit der Einfuhr im Sinne des § 1 
Abs. 1 Z 3 ist, dass das Verlassen, einschließlich des unrechtmäßigen 
Verlassens, oder die Beendigung des Verfahrens oder der Regelung oder 
die Unregelmäßigkeit oder der Verstoß im Inland, ausgenommen die 
Gebiete Jungholz und Mittelberg, erfolgt. 

  4. Einer Einfuhr im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 3 ebenfalls gleichgestellt wird 
die im Inland, ausgenommen die Gebiete Jungholz und Mittelberg, durch 
einen Unternehmer oder Nichtunternehmer nach dem Beitrittsdatum er-
folgende Verwendung von Gegenständen, die ihm vor dem Bei-
trittsdatum im Gebiet der Gemeinschaft oder eines der neuen Mitglied-
staaten geliefert wurden, sofern folgende Voraussetzungen gegeben sind: 

  a) Die Lieferung dieser Gegenstände war nach Art. 146 Abs. 1 Buchst. a 
und b der Richtlinie 2006/112/EG des Rates oder nach einer ent-
sprechenden Bestimmung in den neuen Mitgliedstaaten steuerfrei oder 
befreiungsfähig und 

  b) die Gegenstände wurden nicht vor dem Beitrittsdatum in einen der 
neuen Mitgliedstaaten oder in die Gemeinschaft verbracht. 

 Steuerschuldner ist derjenige, der die Gegenstände im Inland, 
ausgenommen die Gebiete Jungholz und Mittelberg, verwendet. 

  5. Die Einfuhr eines Gegenstandes im Sinne der Z 3 und 4 wird nicht 
besteuert, wenn 

  a) der eingeführte Gegenstand in ein Gebiet außerhalb des 
Gemeinschaftsgebietes, wie es nach dem Beitritt neuer Mitgliedstaaten 
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besteht, versendet oder befördert wird oder 
  b) der im Sinne der Z 3 lit. a eingeführte Gegenstand – mit Ausnahme 

von Fahrzeugen – in den Mitgliedstaat, aus dem er ausgeführt wurde, 
und an denjenigen, der ihn ausgeführt hat, zurückversendet oder 
zurückbefördert wird oder 

  c) der im Sinne der Z 3 lit. a eingeführte Gegenstand ein Fahrzeug ist, 
welches unter den für den Binnenmarkt eines der neuen 
Mitgliedstaaten oder eines der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
geltenden allgemeinen Steuerbedingungen vor dem Beitrittsdatum 
erworben oder eingeführt wurde oder für welches bei der Ausfuhr 
keine Befreiung oder Vergütung der Umsatzsteuer gewährt worden ist. 

 Diese Bedingung gilt als erfüllt, wenn der Zeitraum zwischen der 
ersten Inbetriebnahme des Fahrzeugs und dem Beitritt zur 
Europäischen Union mehr als 8 Jahre beträgt oder wenn der Betrag 
der bei der Einfuhr fälligen Umsatzsteuer 20 Euro nicht überschreitet. 

(11) bis (28) … (11) bis (28) … 

Anlage Anlage 
 1. bis 19. …  1. bis 19. … 
 20. Waren des Kapitels 12 der Kombinierten Nomenklatur, und zwar  20. Waren des Kapitels 12 der Kombinierten Nomenklatur, und zwar 
 a) Ölsamen und ölhaltige Früchte sowie Mehl daraus (Positionen 1201 

bis 1208 der Kombinierten Nomenklatur), 
 a) Ölsamen und ölhaltige Früchte sowie Mehl daraus (Positionen 1201 

bis 1208 der Kombinierten Nomenklatur), 
 b) Samen, Früchte und Sporen, zur Aussaat (Position 1209 der 

Kombinierten Nomenklatur), 
 b) Samen, Früchte und Sporen, zur Aussaat (Position 1209 der 

Kombinierten Nomenklatur), 
 c) Hopfen (Blütenzapfen), frisch oder getrocknet, auch gemahlen, sonst 

zerkleinert oder in Form von Pellets; Lupulin (Position 1210 der 
Kombinierten Nomenklatur), 

 c) Hopfen (Blütenzapfen), frisch oder getrocknet, auch gemahlen, sonst 
zerkleinert oder in Form von Pellets; Lupulin (Position 1210 der 
Kombinierten Nomenklatur), 

 d) Minze, Lindenblüten und -blätter, Salbei, Kamillenblüten, 
Holunderblüten und anderer Haustee (Unterposition 1211 90 75 sowie 
aus Unterposition 1211 90 95 der Kombinierten Nomenklatur), 

 d) Minze, Lindenblüten und -blätter, Salbei, Kamillenblüten, 
Holunderblüten und anderer Haustee (aus Unterposition 1211 90 85 
der Kombinierten Nomenklatur), 

 e) Rosmarin, Beifuß, Basilikum und Dost in Aufmachungen für den 
Einzelverkauf als Gewürz (aus Unterpositionen 1211 90 70 und 
1211 90 95 der Kombinierten Nomenklatur), 

 e) Rosmarin, Beifuß, Basilikum und Dost in Aufmachungen für den 
Einzelverkauf als Gewürz (aus Unterpositionen 1211 90 85 der 
Kombinierten Nomenklatur), 

 f) Johannisbrot, Zuckerrüben, frisch oder getrocknet, auch gemahlen;  f) Johannisbrot, Zuckerrüben, frisch, gekühlt, gefroren oder getrocknet, 
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Steine und Kerne von Früchten sowie andere pflanzliche Waren 
(einschließlich nicht gerösteter Zichorienwurzeln der Varietät 
Cichorium intybus sativum) der hauptsächlich zur menschlichen 
Ernährung verwendeten Art, anderweit weder genannt noch 
inbegriffen (Unterpositionen 1212 10, 1212 30, 1212 91 und 1212 99 
der Kombinierten Nomenklatur), 

auch gemahlen; Steine und Kerne von Früchten sowie andere pflanz-
liche Waren (einschließlich nichtgerösteter Zichorienwurzeln der 
Varietät Cichorium intybus sativum) der hauptsächlich zur menschli-
chen Ernährung verwendeten Art, anderweit weder genannt noch 
inbegriffen (Unterpositionen 1212 91 20, 1212 91 80, 1212 99 30, 
1212 99 41, 1212 99 49 und 1212 99 70 der Kombinierten 
Nomenklatur), 

 g) Stroh und Spreu von Getreide, roh, auch gehäckselt, gemahlen, 
gepreßt oder in Form von Pellets (Position 1213 der Kombinierten 
Nomenklatur), 

 g) Stroh und Spreu von Getreide, roh, auch gehäckselt, gemahlen, 
gepresst oder in Form von Pellets (Position 1213 der Kombinierten 
Nomenklatur), 

 h) Kohlrüben, Runkelrüben, Wurzeln zu Futterzwecken, Heu, Luzerne, 
Klee, Esparsette, Futterkohl, Lupinen, Wicken und ähnliches 
pflanzliches Futter, auch in Form von Pellets (Position 1214 der 
Kombinierten Nomenklatur). 

 h) Steckrüben, Futterrüben, Wurzeln zu Futterzwecken, Heu, Luzerne, 
Klee, Esparsette, Futterkohl, Lupinen, Wicken und ähnliches Futter, 
auch in Form von Pellets (Position 1214 der Kombinierten 
Nomenklatur). 

 21. bis 29. …  21. bis 29. … 
 30. Milch und Milcherzeugnisse der Positionen 0401, 0402 und 0404, mit 

Zusatz von Früchten oder Kakao (aus Unterpositionen 2202 90 91, 
2202 90 95 und 2202 90 99 der Kombinierten Nomenklatur). 

 30. Milch und Milcherzeugnisse der Positionen 0401, 0402, 0403 und 0404, 
mit Zusätzen, ausgenommen Zusätze von Kaffee, Tee oder Mate und von 
Auszügen, Essenzen und Konzentraten aus Kaffee, Tee oder Mate und 
von Zubereitungen auf der Grundlage dieser Waren (aus 
Unterpositionen 2202 90 91, 2202 90 95 und 2202 90 99 der 
Kombinierten Nomenklatur) 

 31. bis 46. …  31. bis 46. … 
Art. 1. (1) bis (5) … Art. 1. (1) bis (5) … 
(6) Abs. 4 gilt nicht für den Erwerb neuer Fahrzeuge und 

verbrauchsteuerpflichtiger Waren. Verbrauchsteuerpflichtige Waren im Sinne 
dieses Gesetzes sind Mineralöle, Alkohol und alkoholische Getränke sowie 
Tabakwaren. 

(6) Abs. 4 gilt nicht für den Erwerb neuer Fahrzeuge und 
verbrauchsteuerpflichtiger Waren. Verbrauchsteuerpflichtige Waren im Sinne 
dieses Gesetzes sind Alkohol und alkoholische Getränke, Tabakwaren sowie 
Energieerzeugnisse, jeweils im Sinne der geltenden Gemeinschaftsvorschriften, 
nicht jedoch über das Erdgasverteilungsnetz geliefertes Gas sowie Elektrizität. 

(7) bis (10) … (7) bis (10) … 
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Artikel 8 
Änderung des Gebührengesetzes 1957 

§ 14. TP 1 bis 7 … § 14. TP 1 bis 7 … 
8 Einreise- und Aufenthaltstitel 8 Einreise- und Aufenthaltstitel 
(1) Erteilung eines Einreisetitels (Visum) (1) Erteilung eines Einreisetitels (Visum) 

 1. Durchreisevisum (Visum B) .........................................................  35 Euro.  1. Durchreisevisum (Visum B) .........................................................  60 Euro.
 2. Reisevisum (Visum C) ..................................................................  35 Euro.  2. Reisevisum (Visum C) ..................................................................  60 Euro.
 3. Sammelvisum  3. Sammelvisum 

Durchreisevisum (Visum B) oder Reisevisum Durchreisevisum (Visum B) oder Reisevisum 
   (Visum C) für 5 bis 50 Personen ....................................................  35 Euro    (Visum C) für 5 bis 50 Personen ...................................................  60 Euro

plus 1 Euro plus 1 Euro 
pro Person. pro Person. 

 4. bis 5. …  4. bis 5. … 
 (1a) Die Visumgebühr für Drittstaatsangehörige von Staaten, mit denen die 

Europäische Union ein Sichtvermerksabkommen betreffend eine Änderung der 
Visumgebühren geschlossen hat, wird für die unter Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten 
Visa durch diese Abkommen festgesetzt. 

 (1b) Die Visumgebühr für Drittstaatsangehörige von Staaten, mit denen die 
Europäische Union ein Sichtvermerksabkommen – aufgrund eines Mandates des 
Rates, das vor dem 1. 1. 2007 erteilt wurde – verhandelt, beträgt bis zum Ende 
dieser Verhandlungen, längstens aber bis zum 1. 1. 2008 für die unter Abs. 1 Z 1 
bis 3 genannten Visa 35 Euro. 

 (2) 1. Die Erteilung von Einreisetiteln gemäß Abs. 1 sowie die Ausstellung von 
Diplomatenvisa und Dienstvisa, sind von den Verwaltungsabgaben des 
Bundes befreit; 

 (2) 1. Die Erteilung von Einreisetiteln gemäß Abs. 1 sowie die Ausstellung von 
Diplomatenvisa und Dienstvisa, sind von den Verwaltungsabgaben des 
Bundes befreit; 

  2. Gebührenfrei ist die Erteilung eines Visums für: 
  a) Kinder unter 6 Jahren, 
  b) Schüler, Studenten, postgraduierte Studenten und begleitende Lehrer 

im Rahmen einer Reise zu Studien- oder Ausbildungszwecken, 
  c) Forscher aus Drittstaaten, die sich im Sinne der 
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Empfehlung 2005/761/EG (ABl. Nr. L 289 vom 03.11.2005 S. 23) zu 
Forschungszwecken innerhalb der Gemeinschaft bewegen, 

  d) begünstigte Drittstaatsangehörige im Sinne des § 2 Abs. 4 Z 11 des 
Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), BGBl. I Nr. 100; 

 2. Einreisetitel gemäß Abs. 1, wenn diese der Wahrung kultureller, 
außenpolitischer, entwicklungspolitischer, humanitärer oder sonstiger 
erheblicher öffentlicher Interessen dienen oder dafür eine völkerrechtliche 
Verpflichtung besteht, sowie Diplomatenvisa und Dienstvisa, sofern 
Gegenseitigkeit besteht, sind von den Gebühren befreit. 

 3. … . 

(3) bis (7) … (3) bis (7) … 
§ 33 Tarifpost 5 § 33 Tarifpost 5 
(1) bis (3) … (1) bis (3) … 
(4) Gebührenfrei sind (4) Gebührenfrei sind 

 1.  …  1.  … 
 2. Werknutzungsverträge sowie Patent-, Marken- und Musterlizenzverträge;  2. Werknutzungs-, Patent-, Marken- und Musterlizenzverträge sowie 

Verträge über die Nutzung von Software; 
 3. und 4. …  3. und 4. … 

(5) … (5) … 

Artikel 9 
Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1995 

§ 3. (1) Die Mineralölsteuer beträgt: § 3. (1) Die Mineralölsteuer beträgt: 
 1. für 1 000 l Benzin der Unterpositionen 2710 11 31 (soweit der Bleigehalt 

0,013 g je Liter nicht übersteigt), 2710 11 41, 2710 11 45 und 2710 11 49 
der Kombinierten Nomenklatur, 

 1. für 1 000 l Benzin der Unterpositionen 2710 11 31 (soweit der Bleigehalt 
0,013 g je Liter nicht übersteigt), 2710 11 41, 2710 11 45 und 2710 11 49 
der Kombinierten Nomenklatur, 

 a) wenn die Steuerschuld nach dem 31. Dezember 2004 und vor dem 
1. Oktober 2007 entsteht, 

 a) wenn die Steuerschuld nach dem 31. Dezember 2004 und vor dem 
1. Juli 2007 entsteht, 

 aa) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 417  Euro;  aa) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 417 Euro; 
 bb) mit einem Schwefelgehalt von mehr als 10 mg/kg 432 Euro;  bb) mit einem Schwefelgehalt von mehr als 10 mg/kg 432 Euro; 
 b) wenn die Steuerschuld nach dem 30. September 2007 entsteht,  b) wenn die Steuerschuld nach dem 30. Juni 2007 und vor dem 

1. Oktober 2007 entsteht, 
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 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 44 l und 
einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 412 Euro; 

 aa) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 447 Euro; 

 bb) ansonsten 445 Euro;  bb) mit einem Schwefelgehalt von mehr als 10 mg/kg 462 Euro; 
  c) wenn die Steuerschuld nach dem 30. September 2007 entsteht, 
  aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 44 l und 

einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 442 Euro; 
  bb) ansonsten 475 Euro; 
 2. für 1 000 l Benzin der Unterpositionen 2710 11 31, 2710 11 51 und 

2710 11 59 der Kombinierten Nomenklatur, 
 2. für 1 000 l Benzin der Unterpositionen 2710 11 31, 2710 11 51 und 

2710 11 59 der Kombinierten Nomenklatur, 
 a) wenn die Steuerschuld nach dem 31. Dezember 2004 und vor dem 

1. Oktober 2007 entsteht, 
 a) wenn die Steuerschuld nach dem 31. Dezember 2004 und vor dem 

1. Juli 2007 entsteht, 
 aa) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 489 Euro;  aa) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 489 Euro; 
 bb) mit einem Schwefelgehalt von mehr als 10 mg/kg 504 Euro;  bb) mit einem Schwefelgehalt von mehr als 10 mg/kg 504 Euro; 
 b) wenn die Steuerschuld nach dem 30. September 2007 entsteht,  b) wenn die Steuerschuld nach dem 30. Juni 2007 und vor dem 

1. Oktober 2007 entsteht, 
 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 44 l und 

einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 484  Euro; 
 aa) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 519 Euro; 

 bb) ansonsten 517 Euro;  bb) mit einem Schwefelgehalt von mehr als 10 mg/kg 
534 Euro; 

  c) wenn die Steuerschuld nach dem 30. September 2007 entsteht, 
  aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 44 l und 

einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 514 Euro; 
  bb) ansonsten 547 Euro; 
 3. für 1 000 l mittelschwere Öle der Unterpositionen 2710 19 21 und 

2710 19 25 der Kombinierten Nomenklatur, 
 3. für 1 000 l mittelschwere Öle der Unterpositionen 2710 19 21 und 

2710 19 25 der Kombinierten Nomenklatur, 
 a) 317 Euro, wenn die Steuerschuld nach dem 31. Dezember 2004 und 

vor dem 1. Oktober 2005 entsteht, 
 a) 325 Euro, wenn die Steuerschuld nach dem 30. September 2005 und 

vor dem 1. Juli 2007 entsteht; 
 b) 325 Euro, wenn die Steuerschuld nach dem 30. September 2005 

entsteht; 
 b) 355 Euro, wenn die Steuerschuld nach dem 30. Juni 2007 entsteht; 

 4. für 1 000 l Gasöle der Unterpositionen 2710 19 41 bis 2710 19 49 der 
Kombinierten Nomenklatur, ausgenommen gekennzeichnetes Gasöl, 

 4. für 1 000 l Gasöle der Unterpositionen 2710 19 41 bis 2710 19 49 der 
Kombinierten Nomenklatur, ausgenommen gekennzeichnetes Gasöl, 

 a) wenn die Steuerschuld nach dem 31. Dezember 2004 und vor dem  a) wenn die Steuerschuld nach dem 30. September 2005 und vor dem 
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1. Oktober 2005 entsteht, 1. Juli 2007 entsteht, 
 aa) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 302 Euro;  aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 44 l und 

einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 297 Euro; 
 bb) mit einem Schwefelgehalt von mehr als 10 mg/kg 317 Euro;  bb) ansonsten 325 Euro; 
 b) wenn die Steuerschuld nach dem 30. September 2005 entsteht,  b) wenn die Steuerschuld nach dem 30. Juni 2007 entsteht, 
 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 44 l und 

einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 297 Euro, 
 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 44 l und 

einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 347 Euro; 
 bb) ansonsten 325 Euro;  bb) ansonsten 375 Euro; 
 5. ...  5. ... 
 6. für 1 000 kg gasförmige Kohlenwasserstoffe nach § 2 Abs. 1 Z 5, die als 

Treibstoff verwendet werden, 261 €; 
 6. für 1 000 kg gasförmige Kohlenwasserstoffe, die als Treibstoff 

verwendet werden, ausgenommen Erdgas, 261 €; 
 7. für Heizöle der Unterpositionen 2710 19 61 bis 2710 19 69 der 

Kombinierten Nomenklatur, 
 7. für Heizöle der Unterpositionen 2710 19 61 bis 2710 19 69 der 

Kombinierten Nomenklatur, 
 a) wenn sie zum Verheizen oder zu einem nach § 4 Abs. 1 Z 9 lit. a 

begünstigten Zweck verwendet werden, für 1 000 kg 60 Euro, 
 a) wenn sie zum Verheizen oder zu einem nach § 4 Abs. 1 Z 9 lit. a 

begünstigten Zweck verwendet werden, für 1 000 kg 60 Euro, 
 b) ansonsten für 1 000 l, wenn die Steuerschuld nach dem 

31. Dezember 2004 und vor dem 1. Oktober 2005 entsteht, 
 b) ansonsten für 1 000 l, wenn die Steuerschuld nach dem 

30. September 2005 und vor dem 1. Juli 2007 entsteht, 
 aa) mit einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 302 Euro;  aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 44 l und 

einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 297 Euro; 
 bb) mit einem Schwefelgehalt von mehr als 10 mg/kg 317 Euro;  bb) ansonsten 325 Euro; 
 c) ansonsten für 1 000 l, wenn die Steuerschuld nach dem 

30. September 2005 entsteht, 
 c) ansonsten für 1 000 l, wenn die Steuerschuld nach dem 30. Juni 2007 

entsteht, 
 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 44 l und 

einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 297 Euro; 
 aa) mit einem Gehalt an biogenen Stoffen von mindestens 44 l und 

einem Schwefelgehalt von höchstens 10 mg/kg 347 Euro; 
 bb) ansonsten 325 Euro;  bb) ansonsten 375 Euro; 
 8. bis 9. …  8. bis 9. … 

(1a) … (1a) … 
(2) Die Mineralölsteuer für Kraftstoffe beträgt 445 Euro für 1 000 l, wenn sie 

anstelle von Benzin als Treibstoff verwendet werden sollen, ansonsten 325 Euro.. 
(2) Die Mineralölsteuer für Kraftstoffe beträgt 475 Euro für 1 000 l, wenn sie 

anstelle von Benzin als Treibstoff verwendet werden sollen, ansonsten 375 Euro. 
(3) und (4) … (3) und (4) … 
§ 4. (1) … § 4. (1) … 
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 1. Mineralöl, das als Luftfahrtbetriebsstoff an Luftfahrtunternehmen für die 
gewerbsmäßige Beförderung von Personen oder Sachen oder für sonstige 
gewerbsmäßige Dienstleistungen, die mittels eines Luftfahrzeuges entgelt-
lich erbracht werden, aus Steuerlagern oder Zollagern abgegeben wird; 

 1. Mineralöl, das als Luftfahrtbetriebsstoff an Luftfahrtunternehmen für die 
gewerbsmäßige Beförderung von Personen oder Sachen oder für sonstige 
gewerbsmäßige Dienstleistungen, die mittels eines Luftfahrzeuges 
erbracht werden, aus Steuerlagern oder Zollagern abgegeben wird; 

 2. bis 12. …  2. bis 12. … 
(2) … (2) … 
§ 7. (1) Für Gasöl der Unterpositionen 2710 19 41 bis 2710 19 49 der 

Kombinierten Nomenklatur, für das die Mineralölsteuer gemäß § 3 Abs. 1 Z 4 
entrichtet und das von Eisenbahnunternehmen zum Antrieb von Schienenfahr-
zeugen verwendet wurde, ist auf Antrag des Eisenbahnunternehmens vom Zollamt 
Wien ein Betrag von 0,199 € je Liter zu vergüten. Der Antrag ist nur für volle Ka-
lendermonate zulässig und bei sonstigem Verlust des Anspruchs bis zum Ablauf 
des auf die Verwendung folgenden Kalenderjahres beim Zollamt Wien zu stellen. 

§ 7. (1) Für Gasöl der Unterpositionen 2710 19 41 bis 2710 19 49 der 
Kombinierten Nomenklatur, für das die Mineralölsteuer gemäß § 3 Abs. 1 Z 4 
entrichtet und das von Eisenbahnunternehmen zum Antrieb von Schienenfahr-
zeugen verwendet wurde, ist auf Antrag des Eisenbahnunternehmens vom Zollamt 
Wien ein Betrag von 0,249 € je Liter zu vergüten. Der Antrag ist nur für volle 
Kalendermonate zulässig und bei sonstigem Verlust des Anspruchs bis zum Ablauf 
des auf die Verwendung folgenden Kalenderjahres beim Zollamt Wien zu stellen. 

(2) bis (3) … (2) bis (3) … 
§ 7a. (1) bis (2) … § 7a. (1) bis (2) … 
(3) Der zu vergütende Betrag beträgt 0,199 € je Liter. Die Vergütung 

errechnet sich nach 
(3) Der zu vergütende Betrag beträgt 0,249 € je Liter. Die Vergütung 

errechnet sich nach 
 1. bis 2. …  1. bis 2. … 

(4) bis (7) … (4) bis (7) … 
§ 8. (1) Für Gasöl der Unterpositionen 2710 19 41 bis 2710 19 49 der 

Kombinierten Nomenklatur, für das die Mineralölsteuer gemäß § 3 Abs. 1 Z 4 
entrichtet wurde und das zum Antrieb von Motoren begünstigter Anlagen 
verwendet wurde, ist von der darauf entfallenden Mineralölsteuer auf Antrag ein 
Betrag von 0,199 € je Liter zu vergüten. 

§ 8. (1) Für Gasöl der Unterpositionen 2710 19 41 bis 2710 19 49 der 
Kombinierten Nomenklatur, für das die Mineralölsteuer gemäß § 3 Abs. 1 Z 4 
entrichtet wurde und das zum Antrieb von Motoren begünstigter Anlagen 
verwendet wurde, ist von der darauf entfallenden Mineralölsteuer auf Antrag ein 
Betrag von 0,249 € je Liter zu vergüten. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
§ 24. (1) Mineralöl, Kraftstoffe und Heizstoffe, für die die Mineralölsteuer zu 

einem niedrigeren Steuersatz entrichtet wurde, weil sie für einen bestimmten 
Zweck vorgesehen waren, dürfen ohne vorherige Anzeige bei dem im Abs. 3 
angeführten Zollamt zu keinem Zweck verwendet werden, für welchen die 
Anwendung eines höheren Steuersatzes vorgesehen ist. Die wissentliche 
Weitergabe zu einem solchen Zweck gilt als Verwendung. 

§ 24. (1) Mineralöl, Kraftstoffe und Heizstoffe, für die die Mineralölsteuer 
zu einem niedrigeren Steuersatz entrichtet wurde, weil sie für einen bestimmten 
Zweck vorgesehen waren, dürfen zu keinem Zweck verwendet werden, für 
welchen die Anwendung eines höheren Steuersatzes vorgesehen ist. Nur in 
besonders berücksichtigungswürdigen Einzelfällen ist die Verwendung oder 
Weitergabe zu einem Zweck, für welchen die Anwendung eines höheren 
Steuersatzes vorgesehen ist, nach vorheriger Anzeige und Entrichtung der 
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Mineralölsteuer bei dem im Abs. 3 bezeichneten Zollamt, zulässig. Die 
wissentliche Weitergabe zu einem solchen Zweck gilt als Verwendung. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
§ 26. (1) bis (2) … § 26. (1) bis (2) … 
(3) Nicht als Mineralölherstellung gilt, sofern ein Betrieb nicht schon aus 

einem anderen Grund ein Mineralölherstellungsbetrieb ist, 
(3) Nicht als Mineralölherstellung gilt, sofern ein Betrieb nicht schon aus 

einem anderen Grund ein Mineralölherstellungsbetrieb ist, 
 1. das Mischen von Mineralölen miteinander oder mit Kraftstoffen, 

Heizstoffen oder anderen Waren, wenn das Gemisch keinem höheren 
Steuersatz unterliegt als ein der Mineralölsteuer unterliegender 
Bestandteil oder das Gemisch vom Verbraucher oder bei der Abgabe an 
den Verbraucher hergestellt wird; 

 1. das Mischen von Mineralölen miteinander oder mit Kraftstoffen, Heiz-
stoffen oder anderen Waren, wenn die Mineralölsteuer für die einzelnen 
steuerpflichtigen Bestandteile entrichtet worden ist und die entrichteten 
Beträge insgesamt nicht niedriger sind als der Mineralölsteuerbetrag, mit 
dem das Gemisch zu besteuern wäre oder das Gemisch bei der Abgabe in 
den Hauptbehälter eines Fahrzeuges hergestellt wird; 

 2. bis 6. …  2. bis 6. … 

Artikel 10 
Änderung des Normverbrauchsabgabegesetzes 

§ 1. Der Normverbrauchsabgabe unterliegen die folgenden Vorgänge: § 1. Der Normverbrauchsabgabe unterliegen die folgenden Vorgänge: 
 1. Die Lieferung von bisher im Inland nicht zum Verkehr zugelassenen 

Kraftfahrzeugen sowie von Vorführkraftfahrzeugen, die ein Unternehmer 
(§ 2 UStG 1972) im Inland gegen Entgelt im Rahmen seines Unterneh-
mens ausführt, ausgenommen die Lieferung an einen anderen 
Unternehmer zur gewerblichen Weiterveräußerung oder zur gewerblichen 
Vermietung. 

 1. Die Lieferung von bisher im Inland nicht zum Verkehr zugelassenen 
Kraftfahrzeugen, die ein Unternehmer (§ 2 UStG 1994) im Inland gegen 
Entgelt im Rahmen seines Unternehmens ausführt, ausgenommen die 
Lieferung an einen anderen Unternehmer zur gewerblichen 
Weiterveräußerung. 

 2. Die gewerbliche Vermietung im Inland von bisher im Inland nicht zum 
Verkehr zugelassenen Kraftfahrzeugen und von Vorführkraftfahrzeugen 
durch einen Unternehmer, ausgenommen die gewerbliche Vermietung 
von Vorführkraftfahrzeugen an Unternehmer im Sinne der Z 1 und zum 
Zwecke der gewerblichen Weitervermietung. Der Ort der Vermietung 
richtet sich nach § 3 Abs. 11 UStG 1972; § 28 Abs. 7 UStG 1994 ist nicht 
anzuwenden. 

entfällt 

 3. Die erstmalige Zulassung von Kraftfahrzeugen zum Verkehr im Inland, 
ausgenommen von Vorführkraftfahrzeugen, sofern die Steuerpflicht nicht 

 3. Die erstmalige Zulassung von Kraftfahrzeugen zum Verkehr im Inland, 
sofern die Steuerpflicht nicht bereits nach Z 1 eingetreten ist oder nach 
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bereits nach Z 1 oder 2 eingetreten ist oder nach Eintreten der 
Steuerpflicht eine Vergütung nach § 12 Abs. 1 erfolgt ist. Als erstmalige 
Zulassung gilt auch die Zulassung eines Fahrzeuges, das bereits im Inland 
zugelassen war, aber nicht der Normverbrauchsabgabe unterlag oder 
befreit war sowie die Verwendung eines Fahrzeuges im Inland, wenn es 
nach dem Kraftfahrgesetz zuzulassen wäre, ausgenommen es wird ein 
Nachweis über die Entrichtung der Normverbrauchsabgabe erbracht. 

Eintreten der Steuerpflicht eine Vergütung nach § 12 oder § 12a erfolgt 
ist. Als erstmalige Zulassung gilt auch die Zulassung eines Fahrzeuges, 
das bereits im Inland zugelassen war, aber nicht der 
Normverbrauchsabgabe unterlag oder befreit war sowie die Verwendung 
eines Fahrzeuges im Inland, wenn es nach dem Kraftfahrgesetz 
zuzulassen wäre, ausgenommen es wird ein Nachweis über die 
Entrichtung der Normverbrauchsabgabe erbracht. 

 4. Die Lieferung, der Eigenverbrauch durch Entnahme (§ 1 Abs. 1 Z 2 lit. a 
UStG 1972) und die Änderung der begünstigten Nutzung von nach § 3 
Z 3 befreiten Kraftfahrzeugen und von Vorführkraftfahrzeugen, weiters 
der Wegfall der Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung nach § 3 Z 4. 
Inland ist das Bundesgebiet, ausgenommen Zollausschlussgebiete (§ 1 
Abs. 2 Zollgesetz 1988). 

 4. Die Lieferung, der Eigenverbrauch durch Entnahme (§ 3 Abs. 2 
UStG 1994) und die Änderung der begünstigten Nutzung von nach § 3 
Z 3 befreiten Kraftfahrzeugen, weiters der Wegfall der Voraussetzungen 
für die Steuerbefreiung nach § 3 Z 4. 

Inland ist das Bundesgebiet, ausgenommen das Gebiet der Gemeinden Mittelberg 
und Jungholz. 

§ 3. Von der Normverbrauchsabgabe sind befreit: § 3. Von der Normverbrauchsabgabe sind befreit: 
 1. Ausfuhrlieferungen. § 6 Abs. 1 Z 1 und § 7 UStG 1994 sind mit der 

Maßgabe anzuwenden, daß als Ausfuhrlieferungen auch Lieferungen in 
das übrige Gemeinschaftsgebiet (§ 1 Abs. 1 UStG 1994) gelten. 

 1. Ausfuhrlieferungen. § 6 Abs. 1 Z 1 und § 7 UStG 1994 sind mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß als Ausfuhrlieferungen auch Lieferungen in 
das übrige Gemeinschaftsgebiet (§ 1 Abs. 1 UStG 1994) gelten. Voraus-
setzung für die Befreiung ist die Bekanntgabe der Fahrgestellnummer 
(der Fahrzeugidentifizierungsnummer) des Fahrzeuges. 

 2.  …  2.  … 
 3. Vorgänge in Bezug auf Fahrschulkraftfahrzeuge, Miet-, Taxi- und 

Gästewagen, Kraftfahrzeuge, die zur kurzfristigen Vermietung, für 
Zwecke der Krankenbeförderung und des Rettungswesens verwendet 
werden, Leichenwagen, Einsatzfahrzeuge der Feuerwehren und 
Begleitfahrzeuge für Sondertransporte. Die Befreiung erfolgt im Wege 
der Vergütung (§ 12 Abs. 1 Z 3). Voraussetzung ist, dass der begünstigte 
Verwendungszweck nachgewiesen wird. 

 3. Vorgänge in Bezug auf 
 – Vorführkraftfahrzeuge, 
 – Fahrschulkraftfahrzeuge, 
 – Miet-, Taxi- und Gästewagen, 
 – Kraftfahrzeuge, die zur kurzfristigen Vermietung verwendet werden, 
 – Kraftfahrzeuge, die für Zwecke der Krankenbeförderung und im 

Rettungswesen verwendet werden, 
 – Leichenwagen, 
 – Einsatzfahrzeuge der Feuerwehren und 
 – Begleitfahrzeuge für Sondertransporte. 
Voraussetzung ist, dass der begünstigte Verwendungszweck nachgewiesen wird. 

 4. a) bis c) …  4. a) bis c) … 
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 d) Unterläge die Lieferung eines Kraftfahrzeuges nach § 6 Abs. 1 Z 6 
lit. d UStG 1994 oder nach anderen vergleichbaren gesetzlichen 
Vorschriften nicht der Umsatzsteuer, so unterliegt die gewerbliche 
Vermietung (§ 1 Z 2) nicht der Normverbrauchsabgabe. § 6 Abs. 1 Z 6 
lit. d UStG 1994 ist sinngemäß anzuwenden. Eine Nacherhebung der 
Normverbrauchsabgabe hat in sinngemäßer Anwendung des § 5 IStVG 
zu erfolgen. 

 

§ 4. Abgabenschuldner ist § 4. Abgabenschuldner ist 
 1. in den Fällen der Lieferung (§ 1 Z 1 und 4), der gewerblichen Vermietung 

(§ 1 Z 2), des Eigenverbrauchs und der Nutzungsänderung (§ 1 Z 4) der 
Unternehmer, der die Lieferung oder die gewerbliche Vermietung 
ausführt oder einen der sonstigen Tatbestände des § 1 Z 4 setzt, 

 1. in den Fällen der Lieferung (§ 1 Z 1 und 4), des Eigenverbrauchs und der 
Nutzungsänderung (§ 1 Z 4) der Unternehmer, der die Lieferung ausführt 
oder einen der sonstigen Tatbestände des § 1 Z 4 setzt, 

 2. ...  2. ... 
§ 7. (1) Die Steuerschuld entsteht § 7. (1) Die Steuerschuld entsteht 

 1. im Fall der Lieferung (§ 1 Z 1 und 4), der gewerblichen Vermietung (§ 1 
Z 2), des Eigenverbrauches und der Nutzungsänderung (§ 1 Z 4) mit 
Ablauf des Kalendermonats, in dem die Lieferung ausgeführt worden ist, 
die gewerbliche Vermietung begonnen hat oder der Eigenverbrauch oder 
die Nutzungsänderung stattgefunden hat, 

 1. im Falle der Lieferung (§ 1 Z 1 und 4), des Eigenverbrauches und der 
Nutzungsänderung (§ 1 Z 4) mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die 
Lieferung ausgeführt worden ist oder der Eigenverbrauch oder die 
Nutzungsänderung stattgefunden hat, 

 2. im Fall der Zulassung nach § 1 Z 3 für einen Unternehmer, der 
Kraftfahrzeuge gewerblich veräußert oder gewerblich vermietet, mit 
Ablauf des Kalendermonats dieser Zulassung, 

 2. im Falle der Zulassung nach § 1 Z 3 für einen Unternehmer, der 
Kraftfahrzeuge gewerblich veräußert, mit Ablauf des Kalendermonats 
dieser Zulassung, 

 3. …  3. … 
(2) und (3) … (2) und (3) … 
§ 12. (1) … § 12. (1) … 
(2) Zuständig für die Vergütung ist in den Fällen der Z 1 und 2 das 

Finanzamt, in dessen Amtsbereich der Antragsteller seinen Sitz, seinen (Haupt-)-
Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat in den Fällen der Z 3 das für 
die Erhebung der, Umsatzsteuer des Leistungsempfängers zuständige Finanzamt. 
Ansonsten ist jenes Finanzamt örtlich zuständig, das auf Antrag mit der Sache 
befasst wird. Voraussetzung für die Vergütung ist die Bekanntgabe der 
Fahrgestellnummer und der Motornummer (des Motorcodes) des Fahrzeuges, für 
das die Vergütung beantragt wird. 

(2) Zuständig für die Vergütung ist in den Fällen der Z 1 und 2 das 
Finanzamt, in dessen Amtsbereich der Antragsteller seinen Sitz, seinen (Haupt-)-
Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat in den Fällen der Z 3 das für 
die Erhebung der, Umsatzsteuer des Leistungsempfängers zuständige Finanzamt. 
Ansonsten ist jenes Finanzamt örtlich zuständig, das auf Antrag mit der Sache 
befasst wird. Voraussetzung für die Vergütung ist die Bekanntgabe der 
Fahrgestellnummer (der Fahrzeugidentifizierungsnummer) des Fahrzeuges, für 
das die Vergütung beantragt wird. 
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(3) … (3) … 
§ 12a. Wird ein Fahrzeug § 12a. Wird ein Fahrzeug 

 – durch den Zulassungsbesitzer selbst nachweisbar ins Ausland verbracht  – durch den Zulassungsbesitzer selbst nachweisbar ins Ausland verbracht 
 – nach Beendigung der gewerblichen Vermietung im Inland durch den 

Vermieter nachweisbar ins Ausland verbracht oder 
 – nach Beendigung der gewerblichen Vermietung im Inland durch den 

Vermieter nachweisbar ins Ausland verbracht oder 
 – durch einen befugten Fahrzeughändler nachweisbar ins Ausland verbracht 

bzw. geliefert, 
 – durch einen befugten Fahrzeughändler nachweisbar ins Ausland 

verbracht bzw. geliefert, 
dann wird die Abgabe vom gemeinen Wert zum Zeitpunkt der Beendigung der 
Zulassung zum Verkehr im Inland vergütet. 

dann wird die Abgabe vom gemeinen Wert zum Zeitpunkt der Beendigung der 
Zulassung zum Verkehr im Inland vergütet. 

Voraussetzung für die Vergütung ist die Bekanntgabe der Fahrgestellnummer und 
der Motornummer (des Motorcodes) des Fahrzeuges, für das die Vergütung 
beantragt wird. 

Voraussetzung für die Vergütung ist die Bekanntgabe der Fahrgestellnummer 
(der Fahrzeugidentifizierungsnummer) des Fahrzeuges, für das die Vergütung 
beantragt wird. 

§ 13. (1) Im Falle einer erstmaligen Zulassung zum Verkehr im Inland hat die 
Zulassungsbehörde zu überprüfen, ob eine Bescheinigung im Sinne des § 10 
vorliegt. Liegt keine Bescheinigung vor, so hat die Zulassungsbehörde auf Grund 
der zur Zulassung vorgelegten Unterlagen zu prüfen, ob das Kraftfahrzeug von 
einem inländischen Unternehmer im Inland erworben wurde oder von einem 
inländischen Unternehmer angemietet worden ist. Die Zulassungsbehörde hat eine 
Kopie der Bescheinigung gemäß § 10 bei den Zulassungsunterlagen sieben Jahre 
aufzubewahren. 

§ 13. (1) Bei der Zulassung zum Verkehr im Inland hat die Zulassungsstelle 
zu überprüfen, ob gegen die Zulassung steuerliche Bedenken bestehen. Liegen 
derartige steuerliche Bedenken vor, so hat der Zulassungswerber gegnüber dem 
Finanzamt nachzuweisen, dass die Normverbrauchsabgabe entrichtet worden ist 
und keine Vergütung gemäß § 12 oder § 12a stattgefunden hat. 

(2) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 1 nicht vor und ist der Vorgang 
nicht gemäß § 3 Z 2 bis 4 befreit, dann darf eine Zulassung nur dann 
vorgenommen werden, wenn eine Bescheinigung des Finanzamtes vorliegt, dass 
hinsichtlich der Normverbrauchsabgabe gegen eine Zulassung keine steuerlichen 
Bedenken bestehen. Die Bescheinigung ist auszustellen, wenn der Betrag in Höhe 
der voraussichtlichen Normverbrauchsabgabe entrichtet worden ist.   
Wird das Fahrzeug nicht im Inland zum Verkehr zugelassen, dann ist die 
entrichtete Normverbrauchsabgabe vom Finanzamt zu erstatten. 

(2) Kann der Zulassungswerber die steuerlichen Bedenken nicht ausräumen, 
so hat er den Betrag in Höhe der voraussichtlichen Normverbrauchsabgabe zu 
entrichten.   
 
 
 
Wird das Fahrzeug nicht im Inland zum Verkehr zugelassen, so ist die entrichtete 
Normverbrauchsabgabe vom Finanzamt zu erstatten. 

Ist der Vorgang gemäß § 3 Z 4 lit. c und d befreit, darf eine Zulassung nur 
dann vorgenommen werden, wenn eine Bescheinigung des Bundesministeriums 
für auswärtige Angelegenheiten vorliegt, dass das Fahrzeug von der 
Normverbrauchsabgabe befreit ist. 

Ist der Vorgang gemäß § 3 Z 4 lit. c befreit, darf eine Zulassung nur dann 
vorgenommen werden, wenn eine Bescheinigung des Bundesministeriums für 
europäische und internationale Angelegenheiten vorliegt, dass das Kraftfahrzeug 
von der Normverbrauchsabgabe befreit ist. 

(3) … (3) … 
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Artikel 11 
Änderung der Bundesabgabenordnung 

§ 158. (1) bis (4) … § 158. (1) bis (4) … 
 (4a) Dem Bundesministerium für Finanzen sind in geeigneter elektronischer 

Form aus dem Zentralen Melderegister einmal die Identitätsdaten sowie die Daten 
zur Unterkunft aller im Bundesgebiet Angemeldeten und danach periodisch die 
Änderungen dieser Daten zu übermitteln. Daten, die nicht mehr die aktuelle 
Wohnsitzsituation eines Menschen wiedergeben oder für die Vollziehung dieses 
Bundesgesetzes nicht mehr benötigt werden, sind im Datenbestand des 
Bundesministeriums für Finanzen sofort zu löschen. 

(5) … (5) … 
§ 214. (1) In den Fällen einer zusammengefaßten Verbuchung der Gebarung 

sind Zahlungen und sonstige Gutschriften, soweit im folgenden nicht anderes 
bestimmt ist, auf die dem Fälligkeitstag nach ältesten verbuchten 
Abgabenschuldigkeiten zu verrechnen; an die Stelle des Fälligkeitstages hat der 
davon abweichende zuletzt maßgebliche gesetzlich zustehende oder durch 
Bescheid zuerkannte Zahlungstermin zu treten. Haben mehrere 
Abgabenschuldigkeiten denselben Fälligkeitstag oder denselben davon 
abweichenden Zahlungstermin und reicht ein zu verrechnender Betrag zur Tilgung 
aller gleichzeitig zu entrichtenden Abgabenschuldigkeiten nicht aus, so hat die 
Verrechnung bei demselben Zahlungstermin auf die dem Fälligkeitstag nach 
ältesten verbuchten Abgabenschuldigkeiten und bei demselben Fälligkeitstag auf 
die früher verbuchten Abgabenschuldigkeiten zu erfolgen.   
 
 
Die Verbuchung von Abgabenschuldigkeiten ist ohne unnötigen Aufschub und in 
einer von sachlichen Gesichtspunkten bestimmten Reihenfolge vorzunehmen. 

§ 214. (1) In den Fällen einer zusammengefaßten Verbuchung der Gebarung 
sind Zahlungen und sonstige Gutschriften, soweit im folgenden nicht anderes 
bestimmt ist, auf die dem Fälligkeitstag nach ältesten verbuchten Abgaben-
schuldigkeiten zu verrechnen; an die Stelle des Fälligkeitstages hat der davon 
abweichende zuletzt maßgebliche gesetzlich zustehende oder durch Bescheid 
zuerkannte Zahlungstermin zu treten. Haben mehrere Abgabenschuldigkeiten 
denselben Fälligkeitstag oder denselben davon abweichenden Zahlungstermin 
und reicht ein zu verrechnender Betrag zur Tilgung aller gleichzeitig zu 
entrichtenden Abgabenschuldigkeiten nicht aus, so hat die Verrechnung bei 
demselben Zahlungstermin auf die dem Fälligkeitstag nach ältesten verbuchten 
Abgabenschuldigkeiten und bei demselben Fälligkeitstag auf die früher 
verbuchten Abgabenschuldigkeiten zu erfolgen. Abgabenschuldigkeiten, für 
welche ein Pfandrecht besteht, gelten als dem Fälligkeitstag nach jüngste 
verbuchte Abgabenschuldigkeiten, es sei denn, das Pfandrecht wurde vertraglich 
eingeräumt. Die Verbuchung von Abgabenschuldigkeiten ist ohne unnötigen 
Aufschub und in einer von sachlichen Gesichtspunkten bestimmten Reihenfolge 
vorzunehmen. 

(2) bis (8) … (2) bis (8) … 
 § 229a. (1) Das Finanzamt (Abs. 3) hat auf Antrag des Abgabepflichtigen 

eine Bescheinigung über die Höhe des Rückstandes (Abs. 2) auszustellen 
(Rückstandsbescheinigung). 
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 (2) Die Bescheinigung hat zu enthalten: 
  a) den beim Finanzamt vollstreckbar aushaftenden Rückstand, 

  b) einschließlich jener Beträge, deren Einbringung gemäß § 231 
ausgesetzt ist, 

  c) ausschließlich jener Beträge, deren Einbringung, außer in den Fällen 
des § 230 Abs. 1, gehemmt ist. 

 (3) Die Ausstellung der Bescheinigung obliegt dem Finanzamt, das für die 
Erhebung der Abgaben vom Einkommen des Abgabepflichtigen oder, wenn 
dieser eine Personenvereinigung (Personengemeinschaft) ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit ist, das für die einheitliche und gesonderte Feststellung der 
Einkünfte (§ 188) zuständig ist. 

Artikel 12 
Änderung des Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes 

§ 3. (1) … § 3. (1) … 
(2) Gebührenanzeigen (§ 31 des Gebührengesetzes 1957, BGBl.Nr. 267), 

Anzeigen der Schenkungen unter Lebenden (§ 22 des Erbschafts- und 
Schenkungssteuergesetzes 1955, BGBl. Nr. 141), Abgabenerklärungen gemäß 
§ 18 des Grunderwerbsteuergesetzes 1955, BGBl. Nr. 140, können außer bei dem 
gemäß §§ 7 und 9 sachlich und auf Grund der Bestimmungen der 
Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, örtlich zuständigen Finanzamt auch 
bei Finanzämtern mit allgemeinem Aufgabenkreis, innerhalb des Amtsbereiches 
des zuständigen Finanzamtes, eingebracht werden. Diese Finanzämter haben auch 
die Bestätigung von Gleichschriften gemäß § 25 Abs. 2 des 
Gebührengesetzes 1957 vorzunehmen. Dies gilt nicht für Finanzämter, die in einer 
Gemeinde ihren Sitz haben, in der sich ein Finanzamt für Gebühren und 
Verkehrsteuern befindet. 

(2) Gebührenanzeigen (§ 31 des Gebührengesetzes 1957, BGBl. Nr. 267 in 
der jeweils geltenden Fassung), Anzeigen der Schenkungen unter Lebenden (§ 22 
des Erbschafts- und Schenkungssteuergesetzes 1955, BGBl. Nr. 141 in der 
jeweils geltenden Fassung), Abgabenerklärungen gemäß § 10 des 
Grunderwerbsteuergesetzes 1987, BGBl. Nr. 309 in der jeweils geltenden 
Fassung, können außer bei dem gemäß §§ 7 und 9 sachlich und auf Grund der 
Bestimmungen der Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961 in der jeweils 
geltenden Fassung, örtlich zuständigen Finanzamt auch bei Finanzämtern mit 
allgemeinem Aufgabenkreis, innerhalb des Amtsbereiches des zuständigen 
Finanzamtes, eingebracht werden. Diese Finanzämter haben auch die Bestätigung 
von Gleichschriften gemäß § 25 Abs. 2 des Gebührengesetzes 1957, BGBl. 
Nr. 267 in der jeweils geltenden Fassung, vorzunehmen. Dies gilt nicht für 
Finanzämter, die in einer Gemeinde ihren Sitz haben, in der sich ein Finanzamt 
für Gebühren und Verkehrsteuern befindet. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
§ 8. (1) Neben dem allgemeinen Aufgabenkreis obliegt dem Finanzamt Wien 

23 für den örtlichen Wirkungsbereich der Länder Wien, Niederösterreich und 
§ 8. (1) Neben dem allgemeinen Aufgabenkreis obliegt dem Finanzamt Wien 

1/23 für den örtlichen Wirkungsbereich der Länder Wien, Niederösterreich und 
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Burgenland sowie den Finanzämtern Linz, Salzburg-Stadt, Graz-Stadt, 
Klagenfurt, Innsbruck und Feldkirch im örtlichen Wirkungsbereich des Landes, in 
dem sie ihren Sitz haben. 

Burgenland sowie den Finanzämtern Linz, Salzburg-Stadt, Graz-Stadt, 
Klagenfurt, Innsbruck und Feldkirch im örtlichen Wirkungsbereich des Landes, in 
dem sie ihren Sitz haben. 

 1. mit Ausnahme der in den §§ 12 bis 13a anderen Finanzämtern 
zugewiesenen Aufgaben für Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen im Sinne des Körperschaftsteuergesetzes 1988, 
ausgenommen Gesellschaften mit beschränkter Haftung, sofern sie nicht 
unter § 221 Abs. 3 HGB fallen, und Vereine (Vereinsgesetz 1951). 

 1. mit Ausnahme der in den §§ 12 bis 13a anderen Finanzämtern 
zugewiesenen Aufgaben für Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen im Sinne des Körperschaftsteuergesetzes 1988, 
ausgenommen Gesellschaften mit beschränkter Haftung, sofern sie nicht 
unter § 221 Abs. 3 UGB fallen, und Vereine (Vereinsgesetz 2002 in der 
jeweils geltenden Fassung). 

 a) und b) …  a) und b) … 
 2. bis 6. …  2. bis 6. … 

(2) Für den Einritt der Änderung der sachlichen Zuständigkeit von 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung infolge Änderung der Größenmerkmale 
gemäß § 221 Abs. 1 bis 3 HGB ist § 221 Abs. 4 HGB sinngemäß anzuwenden. 

(2) Für den Einritt der Änderung der sachlichen Zuständigkeit von 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung infolge Änderung der Größenmerkmale 
gemäß § 221 Abs. 1 bis 3 UGB ist § 221 Abs. 4 UGB sinngemäß anzuwenden. 

(3) … (3) … 
§ 15. Die Zuständigkeit der Finanzämter und Zollämter als 

Finanzstrafbehörden erster Instanz ist im Finanzstrafgesetz, BGBl. Nr. 129/1958, 
geregelt. 

§ 15. Die Zuständigkeit der Finanzämter und Zollämter als 
Finanzstrafbehörden erster Instanz ist im Finanzstrafgesetz, BGBl. Nr. 129/1958 
in der jeweils geltenden Fassung geregelt. 

§ 17. (1) bis (3) … § 17. (1) bis (3) … 
(4) Folgende Verordnungen gelten als auf Grund des Abs. 3 erlassen und 

werden auch auf im Zeitpunkt des jeweils angeordneten Übergangs der 
Zuständigkeit anhängige Verfahren angewendet: 

(4) Folgende Verordnungen gelten als auf Grund des Abs. 3 erlassen und 
werden auch auf im Zeitpunkt des jeweils angeordneten Übergangs der 
Zuständigkeit anhängige Verfahren angewendet: 

 1. OrgankreisV, BGBl. II Nr. 458/1999,  1. OrgankreisV, BGBl. II Nr. 458/1999, 
 2. GebührenämterfusionsV, BGBl. II Nr. 459/1999,  2. UnternehmensgruppenV, BGBl. II Nr. 50/2005, 
 3. Wirtschaftsraum-Finanzämter-Verordnung, BGBl. II Nr. 224/2003,  3. Wirtschaftsraum-Finanzämter-Verordnung, BGBl. II Nr. 224/2003 in der 

Fassung BGBl. II Nr. 384/2006, 
 4. Wirtschaftsraum-Zollämter-Verordnung, BGBl. II Nr. 121/2004,  4. Wirtschaftsraum-Zollämter-Verordnung, BGBl. II Nr. 383/2006, 
 5. Einheitsbewertungsfusions-Verordnung, BGBl. II Nr. 553/2003,  5. Einheitsbewertungsfusions-Verordnung, BGBl. II Nr. 553/2003, 
 6. Aufgaben-Übertragungs-Verordnung, BGBl. II Nr. 2004/166.  6. Aufgaben-Übertragungs-Verordnung, BGBl. II Nr. 166/2004. 
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Artikel 13 
Änderung des EG-Amtshilfegesetzes 

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz findet Anwendung auf die Amtshilfe, die sich 
die Mitgliedstaaten der Europäischen Union gegenseitig 

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz findet Anwendung auf die Amtshilfe, die sich 
die Mitgliedstaaten der Europäischen Union gegenseitig 

 1. bei der Erhebung der Steuern vom Einkommen, Ertrag und Vermögen 
und 

 1. bei der Erhebung der Steuern vom Einkommen, Ertrag und Vermögen 
und 

 2. bei der Erhebung der Versicherungssteuern  2. bei der Erhebung der Versicherungssteuern 
zur Durchführung der EG-Amtshilferichtlinie (Richtlinie 77/799/EWG über die 
Amtshilfe zwischen den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten im Bereich der 
direkten Steuern und der Steuern auf Versicherungsprämien, ABl. Nr. L 336 vom 
27.12.1977 S. 15, zuletzt geändert durch die Richtlinie 2004/106/EG, 
ABl. Nr. L 359 vom 4. Dezember .2004 S. 30), durch den Austausch von 
Auskünften zwischen den hiefür zuständigen Behörden leisten. 

zur Durchführung der EG-Amtshilferichtlinie (Richtlinie 77/799/EWG über die 
Amtshilfe zwischen den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten im Bereich 
der direkten Steuern und der Steuern auf Versicherungsprämien, ABl. 
Nr. L 336 S. 15, zuletzt geändert durch die Richtlinie 2006/98/EG, ABl. Nr L 363 
vom 20.12.2006 S. 129), durch den Austausch von Auskünften zwischen den 
hiefür zuständigen Behörden leisten. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Artikel 14 
Änderung des Zollrechts-Durchführungsgesetzes 

§ 9. (1) … § 9. (1) … 
 (1a) Die den Zollstellen gemäß Abs. 1 übertragenen Kontrollen können auf 

Antrag auch an zugelassenen Warenorten durchgeführt werden, sofern in den 
anwendbaren Rechtsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, entsprechende 
Einrichtungen vorhanden sind und der Kontrollzweck dadurch nicht vereitelt 
wird. § 99 Abs. 1 findet Anwendung, soweit die Rechtsvorschriften betreffend die 
übertragenen Kontrollen keine einschlägigen Kostenregelungen enthalten. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
§ 11. (1) Für jede Zollstelle sind nach Maßgabe der Bedürfnisse des 

Warenverkehrs Räume, Verkehrsflächen, Umschlageinrichtungen und sonstige 
Anlagen als Amtsplatz für die Prüfung gestellter Waren zu bestimmen. Bahnhöfe, 
öffentliche Häfen und Länden sowie Flugplätze, bilden in ihrer gesamten 
Ausdehnung den Amtsplatz einer dort eingerichteten Zollstelle; in ausgedehnten 

§ 11. (1) Jedes Zollamt hat nach Maßgabe der Bedürfnisse des 
Warenverkehrs Räume, Verkehrsflächen, Umschlageinrichtungen und sonstige 
Anlagen einer Zollstelle als Amtsplatz für die Prüfung gestellter Waren zu 
bestimmen. 
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Anlagen hat die Zollstelle unter Berücksichtigung der Bedürfnisse des Betreibers 
jene Teile des Amtsplatzes zu bestimmen, in die Waren zur Vornahme einer 
Beschau verbracht werden müssen (Beschauplätze 

(2) Die Ausdehnung des Amtsplatzes sowie die Beschauplätze sind durch 
Anschlag bei der Zollstelle kundzumachen. 

(2) Die Ausdehnung des Amtsplatzes ist kundzumachen. 

(3) Teile der nach Abs. 1 bestimmten Anlagen, die von deren Betreiber 
einem anderen als der Zollstelle zur Benutzung überlassen worden sind, sind nicht 
Amtsplatz. 

entfällt 

(4) bis (8) … (4) bis (8) … 
 (9) Der Bundesminister für Finanzen kann zur Erleichterung des 

Warenverkehrs mit Verordnung die Voraussetzungen festlegen, unter denen 
fallweise über Antrag die Durchführung von Amtshandlungen außerhalb des 
Amtsplatzes bewilligt werden kann, wenn dies nach dem Personalstand und 
Dienstbetrieb der Zollstelle ohne Beeinträchtigung des laufenden 
Abfertigungsdienstes möglich ist. Für die Dauer der bewilligten Amtshandlungen 
gilt der Ort ihrer Durchführung als bewilligter Warenort. 

§ 20. (1) … § 20. (1) … 
(2) Zollstraßen sind die nachstehend genannten Verkehrswege zwischen der 

Zollgrenze und der an diesem Verkehrsweg gelegenen Zollstelle, bei der die 
Verpflichtung nach Artikel 38 Abs. 1 Buchstabe a ZK zu erfüllen ist: 

(2) Zollstraßen sind die nachstehend genannten Verkehrswege zwischen der 
Zollgrenze und der an diesem Verkehrsweg gelegenen Zollstelle, bei der die 
Verpflichtung nach Artikel 38 Abs. 1 Buchstabe a ZK zu erfüllen ist: 

 1. öffentliche Eisenbahnlinien, die über die Zollgrenze führen;  1. öffentliche Eisenbahnlinien, die über die Zollgrenze führen; 
 2. öffentliche Häfen und Länden an Gewässern, durch die die Zollgrenze 

verläuft, sowie ihre Zufahrten; 
 2. öffentliche Häfen und Länden an Gewässern, durch die die Zollgrenze 

verläuft, sowie ihre Zufahrten; 
 3. Land- und Wasserstraßen, die über die Zollgrenze führen und an denen 

eine Zollstelle errichtet ist; diese Straßen sind vom Bundesminister für 
Finanzen im Bundesgesetzblatt und, wenn ihr Verlauf ansonsten unklar 
wäre, von den Zollämtern durch Tafeln zu kennzeichnen. 

 3. Land- und Wasserstraßen, die über die Zollgrenze führen und an denen 
eine Zollstelle errichtet ist; diese Straßen sind von dem für den örtlichen 
Bereich zuständigen Zollamt kundzumachen und, wenn ihr Verlauf 
ansonsten unklar wäre, durch Tafeln zu kennzeichnen. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
§ 23. (1) und (2) … § 23. (1) und (2) … 
 (2a) Belege und Aufzeichnungen im Sinne des Abs. 2 sind für den Fall 

anhängiger Verfahren, in denen diejenigen Personen Parteistellung haben, die 
Aufzeichnungspflichten treffen, über die Dauer von 3 Jahren hinausgehend so 
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lange aufzubewahren, als sie für das jeweilige Verfahren von Bedeutung sind. 
(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
§ 29. (1) bis (3) … § 29. (1) bis (3) … 
 (4) Die Zollämter haben ihre örtlichen und sachlichen 

Zuständigkeitsbereiche zur Vollziehung der Rechtsvorschriften über Verbote und 
Beschränkungen sowie die der ihnen zugeordneten Zollstellen kundzumachen. 
Die betroffenen Zollämter und Zollstellen haben die für die Durchführung der 
übertragenen Befugnisse erforderlichen Zulassungskriterien zu erfüllen und 
entsprechende Zulassungsverfahren einzuhalten. 

§ 31. (1) Aus Drittstaaten eingeflogene oder zum Abflug nach Drittstaaten 
bestimmte Luftfahrzeuge dürfen im Anwendungsgebiet nur landen oder abfliegen 

§ 31. (1) Aus Drittstaaten eingeflogene oder zum Abflug nach Drittstaaten 
bestimmte Luftfahrzeuge dürfen im Anwendungsgebiet nur landen oder abfliegen 

 1. auf einem Flugplatz, auf dem eine Zollstelle eingerichtet ist 
(Zollflugplatz), oder 

 2. außerhalb eines solchen Flugplatzes nach Maßgabe des § 21 Abs. 1 und 2, 
zur und nach Hilfeleistung bei Elementarereignissen oder Unglücksfällen 
sowie im Falle akuter Krankheits- oder anderer medizinisch begründeter 
Fälle. 

 1. und 2. unverändert 

 Die Einrichtung einer Zollstelle auf einem Flugplatz (Zollflugplatz) obliegt dem 
für den örtlichen Bereich zuständigen Zollamt nach Maßgabe der 
Verkehrsbedürfnisse sowie einer zweckmäßigen, einfachen und kostensparenden 
Vollziehung und ist entsprechend kundzumachen. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 
Mitwirkung an Finanzstrafverfahren Vorgehen bei Zuwiderhandlungen 

§ 34. Die Zollorgane haben, unbeschadet ihrer sonstigen Aufgaben, auch 
Zollzuwiderhandlungen zu verhindern, aufzudecken und deren nähere Umstände 
zu erforschen.   
 Ihre Befugnisse richten sich dabei nach dem Finanzstrafgesetz. 
 
Bei gerichtlich zu ahndenden Zollzuwiderhandlungen dürfen die Zollorgane bei 
Gefahr im Verzug Hausdurchsuchungen auch ohne richterlichen Befehl 
vornehmen. 

§ 34. (1) Die Zollorgane haben, unbeschadet ihrer sonstigen Aufgaben, im 
Rahmen und nach Maßgabe der ihnen zur Vollziehung übertragenen 
Rechtsvorschriften auch Zuwiderhandlungen gegen diese Rechtsvorschriften zu 
verhindern, aufzudecken und deren nähere Umstände zu erforschen sowie 
erforderliche Maßnahmen zu setzen. Ihre Befugnisse richten sich dabei nach dem 
Finanzstrafgesetz, soweit sich nicht aus § 29 etwas anderes ergibt. Bei gerichtlich 
zu ahndenden Zollzuwiderhandlungen dürfen die Zollorgane bei Gefahr im 
Verzug Hausdurchsuchungen auch ohne richterlichen Befehl vornehmen. 

 (2) Die Zollorgane sind ermächtigt, nach Maßgabe der §§ 37 und 37a VStG 
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im Falle von Zuwiderhandlungen gegen die ihnen zur Vollziehung übertragenen 
Rechtsvorschriften vorläufige Sicherheiten bis zum Betrag von 180 Euro 
festzusetzen und einzuheben. Sie sind weiters ermächtigt, bei geringfügigen 
Verstößen mit Organstrafverfügung Geldstrafen gemäß § 50 VStG bis zu 
120 Euro einzuheben. 

§ 55. (1) bis (3) … § 55. (1) bis (3) … 
(4) Erledigungen von in einem Informatikverfahren übermittelten Schriften 

erfolgen im selben Verfahren. Die Daten der so bekanntgegebenen Erledigungen 
dürfen nicht verändert werden. Durch die Teilnehmer am Verfahren hergestellte 
Ausdrucke solcher Erledigungen gelten als von der Zollstelle ausgestellte 
schriftliche Ausfertigungen der Erledigung (öffentliche Urkunde). 

(4) Erledigungen von in einem Informatikverfahren übermittelten Schriften 
erfolgen im selben Verfahren. Sie gelten als zugestellt, sobald ihre Daten in den 
elektronischen Verfügungsbereich des Empfängers gelangt sind. Die Daten der so 
bekanntgegebenen Erledigungen dürfen nicht verändert werden. Durch die 
Teilnehmer am Verfahren hergestellte Ausdrucke solcher Erledigungen gelten als 
von der Zollstelle ausgestellte schriftliche Ausfertigungen der Erledigung 
(öffentliche Urkunde). 

(5) bis (6) … (5) bis (6) … 
§ 85c. (1) bis (7) … § 85c. (1) bis (7) … 
(8) Für die Einbringung der Beschwerde, das Verfahren des unabhängigen 

Finanzsenates sowie dessen Entscheidungen gelten die diesbezüglichen 
Bestimmungen der BAO, soweit die in diesem Bundesgesetz enthaltenen 
Regelungen nicht entgegenstehen, sinngemäß. 

(8) Für die Einbringung der Beschwerde, das Verfahren des unabhängigen 
Finanzsenates sowie dessen Entscheidungen gelten die diesbezüglichen 
Bestimmungen der BAO, soweit die in diesem Bundesgesetz enthaltenen 
Regelungen nicht entgegenstehen, sinngemäß. Zur Vertretung im Verfahren vor 
dem unabhängigen Finanzsenat ist auch der in § 38 Abs 1 genannte 
Personenkreis befugt. 

§ 99. (1) Den Kommissionsgebühren (§ 98 Abs. 1 Z 1 Buchstabe a) unterliegt § 99. (1) Den Kommissionsgebühren (§ 98 Abs. 1 Z 1 Buchstabe a) 
unterliegt 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. die Abfertigung von Waren an einem zugelassenen Warenort, wenn diese 

über gesonderten Antrag, und nicht im Rahmen eines zugelassenen 
Informatikverfahrens durchgeführt wird. 

 3. die Abfertigung von Waren an einem zugelassenen Warenort, wenn diese 
über gesonderten Antrag, und nicht im Rahmen eines zugelassenen 
Informatikverfahrens durchgeführt wird; 

  4. die Durchführung bewilligter Amtshandlungen außerhalb des 
Amtsplatzes im Sinne von § 11 Abs. 9. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
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Artikel 15 
Änderung des Garantiegesetzes 1977 

§ 1. (1) ... 
(2) ... 
(3) Für die Übernahme der Garantien hat die Gesellschaft unter Beachtung 

der verfahrensmäßigen und inhaltlichen Vorschriften des europäischen 
Beihilfenkontrollrechtes Richtlinien zu erlassen, die der Zustimmung des 
Bundesministers für Finanzen bedürfen und insbesondere nachstehende 
Regelungen enthalten müssen: 

§ 1. (1) ... 
(2) ... 
(3) Für die Übernahme der Garantien hat der Bundesminister für Finanzen 

unter Beachtung der verfahrensmäßigen und inhaltlichen Vorschriften des 
europäischen Beihilfenkontrollrechtes Richtlinien zu erlassen, die insbesondere 
nachstehende Regelungen enthalten müssen: 

 
 1. Festlegung des Kreises der begünstigten Unternehmen. 
 2. Ausmaß und Ausgestaltung der von der Gesellschaft zu übernehmenden 

Garantien. 
 3. Grundsätze der Festlegung von Garantieentgelten. 

(4) ... 

 1. Festlegung des Kreises der begünstigten Unternehmen. 
 2. Ausmaß und Ausgestaltung der von der Gesellschaft zu übernehmenden 

Garantien. 
 3. Grundsätze der Festlegung von Garantieentgelten. 

(4) ... 
§ 11. (1) ... 
(2) ... 
(3) ... 
(4) Für die Übernahme der Garantien gemäß Abs. 2 hat die Gesellschaft 

unter Beachtung der verfahrensmäßigen und inhaltlichen Vorschriften des 
europäischen Beihilfenkontrollrechtes Richtlinien zu erlassen, die der 
Zustimmung durch den Bundesminister für Finanzen bedürfen und insbesondere 
nachstehende Regelungen enthalten müssen: 

§ 11. (1) ... 
(2) ... 
(3) ... 
(4) Für die Übernahme der Garantien gemäß Abs. 2 hat der Bundesminister 

für Finanzen unter Beachtung der verfahrensmäßigen und inhaltlichen 
Vorschriften des europäischen Beihilfenkontrollrechtes Richtlinien zu erlassen, 
die insbesondere nachstehende Regelungen enthalten müssen: 

 1. Festlegung der Staaten, die als Standort der Beteiligungen oder sonstigen 
Investitionen in Betracht kommen; 

 2. Festlegung des Kreises der begünstigten Unternehmen mit Sitz im 
Inland; 

 3. Ausmaß und Ausgestaltung der von der Gesellschaft zu übernehmenden 
Garantien; 

 4. Grundsätze der Festlegung von Garantieentgelten. 

 1. Festlegung der Staaten, die als Standort der Beteiligungen oder sonstigen 
Investitionen in Betracht kommen; 

 2. Festlegung des Kreises der begünstigten Unternehmen mit Sitz im 
Inland; 

 3. Ausmaß und Ausgestaltung der von der Gesellschaft zu übernehmenden 
Garantien; 

 4. Grundsätze der Festlegung von Garantieentgelten. 
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§ 14. (1) ... 
(2) ... 
(3) Für die Übernahme der Garantien gemäß Abs. 2 hat die Gesellschaft 

nichtdiskriminierende Richtlinien zu erlassen, die sicherstellen, daß die 
Kapitalgarantien keine Beihilfeelemente im Sinne des europäischen Beihilfenkon-
trollrechtes enthalten, die der Zustimmung durch den Bundesminister für 
Finanzen bedürfen und insbesondere nachstehende Regelungen enthalten müssen:

§ 14. (1) ... 
(2) ... 
(3) Für die Übernahme der Garantien gemäß Abs. 2 hat der Bundesminister 

für Finanzen nichtdiskriminierende Richtlinien zu erlassen, die sicherstellen, daß 
die Kapitalgarantien keine Beihilfeelemente im Sinne des europäischen Beihilfen-
kontrollrechtes enthalten und insbesondere nachstehende Regelungen enthalten 
müssen: 

 1. Kriterien für die zu finanzierenden Unternehmen; 
 2. Kriterien für die finanzierenden Unternehmen oder Finanzanleger; 
 3. Ausmaß und Ausgestaltung der von der Gesellschaft zu übernehmenden 

Garantien und gegebenenfalls zu vereinbarenden Gegenleistungen; 
 4. Grundsätze der Festlegung von Garantie- und Bearbeitungsentgelten. 

 1. Kriterien für die zu finanzierenden Unternehmen; 
 2. Kriterien für die finanzierenden Unternehmen oder Finanzanleger; 
 3. Ausmaß und Ausgestaltung der von der Gesellschaft zu übernehmenden 

Garantien und gegebenenfalls zu vereinbarenden Gegenleistungen; 
 4. Grundsätze der Festlegung von Garantie- und Bearbeitungsentgelten. 

 § 14a. Die Richtlinien gemäß § 1 Abs. 3, § 11 Abs. 4 und § 14 Abs. 3 sind 
im ,,Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ kundzumachen. Aus besonderen in der 
Eigenart der betreffenden Garantien gelegenen Gründen, insbesondere wegen des 
Umfanges solcher Richtlinien, kann die Kundmachung auf den Hinweis 
beschränkt werden, dass Richtlinien erlassen wurden und wo in diese Einsicht 
genommen werden kann oder wo diese erhältlich sind. Die Gesellschaft hat die 
Richtlinien auch im Internet zur Abfrage bereit zu halten. 

 Abschnitt IV – Schlussbestimmungen 

§ 15. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für 
Finanzen, betraut. 

§ 15. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für 
Finanzen, betraut. 

§ 16. … in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 89/1998 treten mit 
1. Juli 1998 in Kraft. … in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 130/2002 
treten mit 1. Oktober 2002 in Kraft. 

 

§ 16. (1) … in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 89/1998 treten 
mit 1. Juli 1998 in Kraft. … in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 130/2002 treten mit 1. Oktober 2002 in Kraft. 

(2) § 1 Abs. 3, § 1b, § 7, § 11 Abs. 4, § 14 Abs. 3 und § 14a in der Fassung 
des Budgetbegleitgesetzes 2007, BGBl. I Nr. xxx, treten mit 1. Juni 2007 in Kraft. 
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Artikel 16 
Änderung des Bundeshaushaltsgesetzes 

 Finanzielle Auswirkungen neuer rechtsetzender Maßnahmen auf die Kosten 
von Unternehmen aufgrund von Informationsverpflichtungen 

§ 14a. (1) Jedem Entwurf für ein Bundesgesetz, eine Verordnung sowie 
einer Maßnahme grundsätzlicher Art ist vom jeweils zuständigen Bundesminister 
eine den Richtlinien gemäß Abs. 2 entsprechende Darstellung anzuschließen, aus 
der insbesondere hervorzugehen hat: 
 1. ob und inwiefern sich die in den vorgeschlagenen Maßnahmen 

vorgesehenen Informationsverpflichtungen auf die Verwaltungskosten 
für Unternehmen auswirken werden; 

 2. wie hoch diese Verwaltungskosten für Unternehmen für die Dauer eines 
Jahres zu beziffern sein werden; 

 3. aus welchen Gründen diese Verwaltungskosten für Unternehmen 
notwendig sind und welcher Nutzen hievon erwartet wird. 

 (2) Der Bundesminister für Finanzen hat Richtlinien zur Anwendung des 
Standardkostenmodells zu erlassen, in denen insbesondere nähere Regelungen zur 
Unternehmereigenschaft, zu Informationsverpflichtungen sowie zur Ermittlung, 
Darstellung und Dokumentation der Verwaltungskosten für Unternehmen 
vorzusehen sind. 

Gliederung nach finanzwirtschaftlichen Gesichtspunkten Gliederung nach finanzwirtschaftlichen Gesichtspunkten 
§ 20. (1) bis (2) … § 20. (1) bis (2) … 
(3) ... Zu den Personalausgaben gehören alle im Dienstrecht der 

Bundesbediensteten vorgesehenen Geldleistungen und Sachbezüge (§ 16 Abs. 1 
Z 4) einschließlich der Geldleistungen aufgrund von Lehrverhältnissen, der 
außerordentlichen Versorgungsleistungen sowie der gesetzlichen 
Dienstgeberbeiträge und Überweisungsbeträge, jedoch mit Ausnahme der 
Geldleistungen aufgrund von Ausbildungsverhältnissen sowie der Ausgaben für 
Reisegebühren, sonstige Aufwandsentschädigungen und Vorschüsse. ... 

(3) ... Zu den Personalausgaben gehören alle im Dienstrecht der 
Bundesbediensteten vorgesehenen Geldleistungen und Sachbezüge (§ 16 Abs. 1 
Z 6) einschließlich der außerordentlichen Versorgungsleistungen sowie der 
gesetzlichen Dienstgeberbeiträge und Überweisungsbeträge, jedoch mit 
Ausnahme der Geldleistungen aufgrund von Ausbildungsverhältnissen und 
Lehrverhältnissen bis zum Ablauf der Weiterverwendungspflicht sowie der 
Ausgaben für Reisegebühren, sonstige Aufwandsentschädigungen und 
Vorschüsse. ... 

(4) bis (7) … (4) bis (7) … 

43 der Beilagen XXIII. GP - Regierungsvorlage - Textgegenüberstellung 71 von 104



 

72 von 104 

Geltende Fassung 
 

Vorgeschlagene Fassung 

In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten 
§ 100. (1) bis (34) … § 100. (1) bis (34) … 

 (35) § 14a samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XXX/2007 tritt mit 1. September 2007 in Kraft. § 20 Abs. 3 in der Fassung 
des genannten Bundesgesetzes tritt mit 1. Jänner 2007 in Kraft. 

Artikel 17 
Änderung des Bundesfinanzierungsgesetzes 

§ 2. (1) ... § 2. (1) … 
(2) Die ÖBFA hat sich nach Aufforderung des Bundesministers für Finanzen 

gutachtlich zu sonstigen Kreditoperationen mit Auswirkungen auf den 
Bundeshaushalt sowie zum Risikomanagement und zum Finanzcontrolling beim 
Bund zu äußern. Gemeinden und Gemeindeverbände können sich in 
Finanzierungsfragen nach Befassung des Bundesministers für Finanzen durch die 
ÖBFA beraten lassen. 

(2) Die ÖBFA hat sich nach Aufforderung des Bundesministers für Finanzen 
gutachtlich zu sonstigen Kreditoperationen mit Auswirkungen auf den 
Bundeshaushalt sowie zum Risikomanagement und zum Finanzcontrolling beim 
Bund zu äußern. Die übrigen Teilsektoren des Sektors Staat gemäß Europäischem 
System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen 95 (ESVG 95) sowie 
Rechtsträger, die jeweils im überwiegenden unmittelbaren oder mittelbaren 
Eigentum dieser Teilsektoren oder des Bundes stehen oder jeweils durch von 
ihnen bestellte Organe verwaltet oder beaufsichtigt werden, können sich nach 
Befassung des Bundesministers für Finanzen bei Kreditoperationen, dem 
Risikomanagement und dem Finanzcontrolling von der ÖBFA beraten lassen. 

§ 9. Die ÖBFA ist abgabenrechtlich wie eine Körperschaft öffentlichen 
Rechts zu behandeln, die im Rahmen ihres gesetzlichen Aufgabenbereiches keine 
Erwerbszwecke verfolgt. Die Durchführung der Aufgaben gemäß § 2 unterliegt 
nicht den bundesgesetzlich geregelten Abgaben und Gebühren. 

§ 9. Die ÖBFA ist abgabenrechtlich wie eine Körperschaft öffentlichen 
Rechts zu behandeln, die im Rahmen ihres gesetzlichen Aufgabenbereiches keine 
Erwerbszwecke verfolgt. Die Durchführung der Aufgaben gemäß § 2 und die 
damit verbundenen Rechtsgeschäfte unterliegen nicht den bundesgesetzlich 
geregelten Abgaben und Gebühren. 

3. Abschnitt 
Gesundheit und Familie 

Artikel 18 
Änderung des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 

§ 39g. Aus Mitteln des Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen ist dem Bund § 39g. Aus Mitteln des Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen ist dem Bund 
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(Bundesminister für Finanzen) in den Jahren 2005 und 2006 jeweils bis zum 
1. Juli ein Pauschalbetrag von 20 Millionen € zu zahlen, der für den 
Verwaltungsaufwand bei Vollziehung dieses Bundesgesetzes durch die 
Finanzverwaltung zu verwenden ist. 

(Bundesminister für Finanzen) in den Jahren 2007 und 2008 jeweils bis zum 
1. Juli ein Pauschalbetrag von 20 Millionen € zu zahlen, der für den 
Verwaltungsaufwand bei Vollziehung dieses Bundesgesetzes durch die 
Finanzverwaltung zu verwenden ist. 

§ 39h. Aus Mitteln des Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen ist an den 
Bund für Zwecke der Gewährung von Förderungsmaßnahmen nach dem 
Studienförderungsgesetz 1992, BGBl. Nr. 305, in den Jahren 2005 und 2006 je 
ein Betrag von 14 535 000 € zu zahlen. 

§ 39h. Aus Mitteln des Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen ist an den 
Bund für Zwecke der Gewährung von Förderungsmaßnahmen nach dem 
Studienförderungsgesetz 1992, BGBl. Nr. 305, in den Jahren 2007 und 2008 je 
ein Betrag von 14 535 000 € zu zahlen. 

§ 55. ( 1) bis (3) ... § 55. (1) bis (3) … 
 (4) Die §§ 39g und § 39h in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2007, 

BGBl. I Nr. xxx, treten mit dem der Kundmachung des 
Budgetbegleitgesetzes 2007 folgenden Tag in Kraft. 

Artikel 19 
Änderung des Lebensmittelsicherheits- und Verbraucherschutzgesetzes 

§ 3. Für dieses Bundesgesetz gelten folgende Begriffsbestimmungen: 
 1. bis 8. unverändert. 

§ 3. Für dieses Bundesgesetz gelten folgende Begriffsbestimmungen: 
 1. bis 8. unverändert. 

 9. Inverkehrbringen: Inverkehrbringen gemäß Art. 3 Z 8 der Verordnung 
(EG) Nr. 178/2002. Art. 3 Z 8 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 gilt 
sinngemäß auch für Gebrauchsgegenstände und kosmetische Mittel. 

 9.  Inverkehrbringen: Inverkehrbringen gemäß Art. 3 Z 8 der Verordnung 
(EG) Nr. 178/2002. Art. 3 Z 8 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 gilt 
sinngemäß auch für Gebrauchsgegenstände und kosmetische Mittel. Für 
Wasser für den menschlichen Gebrauch gilt auch die Abgabe zum Zweck 
der Gemeinschaftsversorgung als Inverkehrbringen, sofern diese nicht im 
Rahmen des familiären Verbandes erfolgt. 

Davon abweichend ist als Inverkehrbringen bei auf Grund des 
Lebensmittelgesetzes 1975 – LMG 1975, BGBl. Nr. 86/1975, erlassenen 
Verordnungen das Gewinnen, Herstellen, Behandeln, Einführen, Lagern, 
Verpacken, Bezeichnen, Feilhalten, Ankündigen, Werben, Verkaufen, 
jedes sonstige Überlassen und das Verwenden für andere zu verstehen, 
sofern es zu Erwerbszwecken oder für Zwecke der 
Gemeinschaftsversorgung geschieht. … 

Davon abweichend ist als Inverkehrbringen bei ursprünglich auf Grund 
des Lebensmittelgesetzes 1975 – LMG 1975, BGBl. Nr. 86, erlassenen 
Verordnungen das Gewinnen, Herstellen, Behandeln, Einführen, Lagern, 
Verpacken, Bezeichnen, Feilhalten, Ankündigen, Werben, Verkaufen, 
jedes sonstige Überlassen und das Verwenden für andere zu verstehen, 
sofern es zu Erwerbszwecken oder für Zwecke der 
Gemeinschaftsversorgung geschieht. … 

10. bis 20. unverändert. 10. bis 20. unverändert. 
§ 8. (1) Es ist verboten, diätetische Lebensmittel, die nicht einer der in § 8. (1) Es ist verboten, diätetische Lebensmittel, die nicht einer der in 
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Anhang I der Richtlinie 89/398/EWG vom 3. Mai 1989 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Lebensmittel, die für eine besondere 
Ernährung bestimmt sind (ABl. Nr. L 186 vom 30. Juni 1989), angeführten 
Gruppen angehören, vor ihrer Meldung beim Bundesministerium für Gesundheit 
und Frauen in Verkehr zu bringen. 

Anhang I der Richtlinie 89/398/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über Lebensmittel, die für eine besondere Ernährung bestimmt 
sind, ABl. Nr. L 186 vom 30.06.1989, angeführten Gruppen angehören, sowie 
Säuglingsanfangsnahrung vor ihrer Meldung beim Bundesministerium für 
Gesundheit, Familie und Jugend in Verkehr zu bringen. 

(2) bis (4) unverändert. (2) bis (4) unverändert. 
§ 23. (1) Wird die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen auf Grund 

dieses Bundesgesetzes auf Antrag oder im Rahmen einer Meldung tätig, so hat 
derjenige, der diese behördlichen Tätigkeiten in Anspruch nimmt, nach Maßgabe 
einer Gebührentarifverordnung, die von der Bundesministerin für Gesundheit und 
Frauen im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen zu erlassen ist, 
Gebühren nach kostendeckenden Tarifen zu entrichten. 

§ 23. (1) Wird die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen auf Grund 
dieses Bundesgesetzes auf Antrag oder im Rahmen einer Meldung tätig, so hat 
derjenige, der diese behördlichen Tätigkeiten in Anspruch nimmt, nach Maßgabe 
einer Gebührentarifverordnung, die von der Bundesministerin für Gesundheit und 
Frauen im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen zu erlassen ist, 
Gebühren nach kostendeckenden Tarifen zu entrichten. Die Kosten für die 
Bewertung durch die Agentur sind direkt an diese zu entrichten. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 
§ 29. (1) unverändert. § 29. (1) unverändert. 
(2) Die beauftragten amtlichen Tierärzte gemäß § 24 Abs. 4 und beauftragten 

amtlichen Fachassistenten 
(2) Die beauftragten amtlichen Tierärzte gemäß § 24 Abs. 4 und beauftragten 

amtlichen Fachassistenten 
 1.  unverändert.  1.  unverändert. 
 2. haben vom Landeshauptmann vorgesehene Lehrgänge   

zu besuchen und jährlich den Nachweis darüber dem Landeshauptmann 
vorzulegen. 

 2. haben vom Landeshauptmann vorgesehene Weiterbildungsveranstal-
tungen zu besuchen und jährlich den Nachweis darüber dem 
Landeshauptmann vorzulegen. 

§ 45. (1) bis (10) unverändert. § 45. (1) bis (10) unverändert. 
(11) Die Kontrollstelle hat jede wesentliche Änderung der für die Zulassung 

maßgeblichen Umstände dem Landeshauptmann unverzüglich schriftlich 
anzuzeigen. Diese Mitteilungen sind von den Gebühren im Sinne des 
Gebührengesetzes 1957 befreit. 

 

(12) Die Kosten der nach den Verordnungen gemäß Abs. 1 vorgesehenen 
Kontrollen sind von den Verwendern der eingetragenen Angaben und 
Bezeichnungen zu tragen. 

 

§ 61. (1) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat nach 
Anhörung der Landeshauptmänner mit Verordnung im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen die Höhe von Verwaltungsabgaben festzulegen, die 

§ 61. (1) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat nach 
Anhörung der Landeshauptmänner mit Verordnung im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen die Höhe von Verwaltungsabgaben festzulegen, die 
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Unternehmer auf Grund Unternehmer auf Grund 
 1. der Wahrnehmung von Verstößen gegen lebensmittelrechtliche  

Vorschriften für zusätzlich erforderliche amtliche Kontrollen oder 
  2. der Tätigkeit der Aufsichtsorgane gemäß § 48 im Rahmen der amtlichen 

Kontrolle bei der Einfuhr oder 

 1. der Wahrnehmung von Verstößen gegen lebensmittelrechtliche  
Vorschriften für zusätzlich erforderliche amtliche Kontrollen oder 

  2. der Tätigkeit der Aufsichtsorgane gemäß § 48 im Rahmen der amtlichen 
Kontrolle bei der Einfuhr 

 3. der Tätigkeit der Aufsichtsorgane gemäß § 31 im Rahmen der amtlichen 
Kontrolle bei Betrieben, bei denen auf Grund der Art und Menge der be- 
oder verarbeiteten Waren ein erhöhtes Risiko besteht,. 

 

zu entrichten haben. zu entrichten haben. 
(2) und (3) unverändert. (2) und (3) unverändert. 
 (4) Für die Tätigkeit im Rahmen der amtlichen Kontrolle haben Betriebe, 

ausgenommen solche, die eine Gebühr gemäß einer nach § 64 erlassenen 
Verordnung zu entrichten haben, eine jährliche Gebühr zu entrichten. Die Gebühr 
bemisst sich nach Risikokategorie der jeweiligen Betriebsart wie folgt: 
Risikokategorie       Gebühr [€] 
 1 ....................................................................................................................0
 2 ....................................................................................................................0
 3 ..................................................................................................................47
 4 ..................................................................................................................94
 5 ................................................................................................................140
 6 ................................................................................................................187
 7 ................................................................................................................234
 8 ................................................................................................................281
 9 ...............................................................................................................327.
Der Bundesminister / Die Bundesministerin für Gesundheit, Familie und Jugend 
hat nach Anhörung der Landeshauptmänner mit Verordnung die Zuordnung einer 
Betriebsart zu einer Risikokategorie festzusetzen. 

 (5) Hinsichtlich der Gebühr nach Abs. 4 sind unbeschadet von Abs.  2 der 
jeweiligen Untersuchungsstelle gemäß §§ 65 oder 72 die Kosten für die 
Untersuchung und Begutachtung gemäß dem Gebührentarif (§ 66) zu ersetzen. 

§ 62. (1) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat nach 
Anhörung der Landeshauptmänner mit Verordnung die Höhe von 
Verwaltungsabgaben für die Zulassung von Kontrollstellen gemäß § 45 Abs. 3 im 

§ 62. (1) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat nach 
Anhörung der Landeshauptmänner mit Verordnung die Höhe von 
Verwaltungsabgaben für die Zulassung von Kontrollstellen gemäß § 45 Abs. 4 im 
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Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen festzulegen. Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen festzulegen. 
(2) unverändert. (2) unverändert. 
§ 64. (1) und (2) unverändert. § 64. (1) und (2) unverändert. 
(3) (Grundsatzbestimmung) Die Höhe der Gebühren ist, soweit diese nicht 

gemäß Abs. 4 durch die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen festgelegt 
wird, unter Bedachtnahme auf die Art der Tiere und die Rechtsakte der 
Europäischen Gemeinschaft unter Beachtung des Kapitels VI und der 
Anhänge IV und VI der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 festzusetzen. Eine direkte 
Verrechnung zwischen Unternehmer und Aufsichtsorgan ist unzulässig. 

(3) (Grundsatzbestimmung) Die Höhe der Gebühren ist, soweit diese nicht 
gemäß Abs. 4 durch die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen festgelegt 
wird, unter Bedachtnahme auf die Art der Tiere und die Rechtsakte der 
Europäischen Gemeinschaft unter Beachtung des Kapitels VI und der 
Anhänge IV und VI der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 festzusetzen. Eine direkte 
Verrechnung zwischen Unternehmer und Aufsichtsorgan ist unzulässig. Die 
Durchführung der Schlachttier- und Fleischuntersuchung in Betrieben gemäß 
Abs. 4 kann vom Nachweis der Zahlung eines angemessenen Vorschusses, 
spätestens am letzten Werktag vor der Untersuchung, abhängig gemacht werden. 

(4) unverändert. (4) unverändert. 
(5) Die Kosten der in mittelbarer Bundesverwaltung durchzuführenden 

Untersuchungen und Kontrollen gemäß Abs. 1 und der sich aus den Abschnitten 4 
und 5 dieses Hauptstückes ergebenden damit im Zusammenhang stehenden 
Untersuchungen und Kontrollen sowie die Kosten der Aus -und Weiterbildung 
der amtlichen Tierärzte und amtlichen Fachassistenten sind vom Land zu tragen. 

(5) Die Kosten der in mittelbarer Bundesverwaltung durchzuführenden 
Untersuchungen und Kontrollen gemäß Abs. 1 und der sich aus den Abschnitten 4 
und 5 dieses Hauptstückes ergebenden damit im Zusammenhang stehenden 
Untersuchungen und Kontrollen sowie die Kosten der Aus- und Weiterbildung 
gemäß § 29 Abs. 1 und 2 Z 2 der amtlichen Tierärzte und amtlichen 
Fachassistenten sind vom Land zu tragen. 

§ 67. (1) unverändert. § 67. (1) unverändert. 
(2) Der Partei ist auf Verlangen auch Befund und Gutachten über amtliche 

Proben bekanntzugeben, wenn die Untersuchung keinen Anlass zu einer 
Beanstandung gegeben hat. Der Gebührentarif (§ 66) ist anzuwenden. 

(2) Der Partei sind Befund und Gutachten über amtliche Proben 
auszuhändigen. 

§ 80. (1) unverändert. § 80. (1) unverändert. 
(2) Der WECO haben als Mitglieder anzugehören: (2) Der WECO haben als Mitglieder anzugehören: 

 a) unverändert.  a) unverändert. 
 b) ein Vertreter der Bundesministerien für soziale Sicherheit,  

Generationen und Konsumentenschutz, 
 b) ein Vertreter des Bundesministeriums für Soziales und 

Konsumentenschutz, 
 c) bis j) unverändert.  c) bis j) unverändert. 

(3) bis (5) unverändert. (3) bis (5) unverändert. 
§ 95. (1) bis (12) unverändert. § 95. (1) bis (12) unverändert. 
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 (13) § 8 Abs. 1 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2007, BGBl. I 
Nr. xxx, tritt mit 1. Jänner 2008 in Kraft. 

 (14) § 61 Abs. 1, 4 und 5 sowie § 67 Abs. 2 in der Fassung des 
Budgetbegleitgesetzes 2007, BGBl. I Nr. xxx, treten mit 1. Jänner 2009 in Kraft. 

§ 107. Dieses Bundesgesetz dient der Umsetzung folgender Rechtsakte der 
Europäischen Gemeinschaft: 
 1. bis 10. …  

§ 107. Dieses Bundesgesetz dient der Umsetzung folgender Rechtsakte der 
Europäischen Gemeinschaft: 
 1. bis 10. …  

  11. Richtlinie 2006/141/EG über Säuglingsanfangsnahrung und 
Folgenahrung und zur Änderung der Richtlinie 1999/21/EG (ABl. 
Nr. L 401 vom 30. Dezember 2006). 

§ 108. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 
 1. bis 6. unverändert. 

§ 108. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 
 1. bis 6. unverändert.  

 7. der Bundesminister für Finanzen hinsichtlich der §§ 45 Abs. 11 und 64 
Abs. 2 und 3 sowie hinsichtlich der §§ 30 und 46 Abs. 3, soweit diese 
Bestimmungen die Zuständigkeit des Bundesministers für Finanzen 
berühren; 

 7. der Bundesminister für Finanzen hinsichtlich der §§ 45 Abs. 10 und 64 
Abs. 2 und 3 sowie hinsichtlich der §§ 30 und 46 Abs. 3, soweit diese 
Bestimmungen die Zuständigkeit des Bundesministers für Finanzen 
berühren; 

 8. und 9. unverändert.  8. und 9. unverändert. 
 (2) Diese Abgaben sind durch das Bundesamt für Sicherheit im 

Gesundheitswesen zweckgebunden für die Aufgaben der Agentur nach §§ 6a und 
8 Abs. 2 Z 13 bis 15 – insbesondere für Zwecke der Pharmakovigilanz und 
Marktüberwachung – einzuheben bzw. zwangsweise einzubringen. 

 (3) Die Abgaben sind entsprechend der in einem Kalenderhalbjahr 
abgegebenen Arzneispezialitäten im Nachhinein zu bemessen. Die 
Abgabepflichtigen haben innerhalb von vier Wochen nach Ablauf des jeweiligen 
Kalenderhalbjahres dem Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen die 
Anzahl der abgegebenen Handelspackungen von Arzneispezialitäten im 
vorangehenden Kalenderhalbjahr im Wege der Selbstdeklaration mitzuteilen. 
Gleichzeitig ist die sich aus der Mitteilung ergebene Abgabe an das Bundesamt 
für Sicherheit im Gesundheitswesen zu überweisen. 

 (4) Erfolgt die Mitteilung und die Einzahlung nicht innerhalb der in Abs. 3 
genannten Frist, so hat das Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen die 
Abgabe auf Basis der im Durchschnitt von öffentlichen Apotheken bzw. 
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hausapothekenführenden Ärzten im Kalenderhalbjahr mitgeteilten Anzahl der 
abgegebenen Arzneispezialitäten einschließlich eines Zuschlags von 10% der 
festgesetzten Abgabe (Verspätungszuschlag) mit Bescheid vorzuschreiben. 

 (5) Erscheint eine Mitteilung gemäß Abs. 3 nicht schlüssig, so hat das 
Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen ein Ermittlungsverfahren gemäß 
dem Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, durchzuführen und die 
Abgabe mit Bescheid vorzuschreiben. Der Abgabepflichtige ist verpflichtet an 
der Feststellung der Abgabenschuld mitzuwirken. Der Abgabepflichtige hat 
innerhalb von vier Wochen ab Zustellung des Bescheides die vorgeschriebene 
Abgabe an das Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen zu leisten. Erfolgt 
die Einzahlung nicht innerhalb dieser Frist, so ist ein Säumniszuschlag von 2% 
des nicht zeitgerecht entrichteten Abgabebetrages zu entrichten. 

 (6) Der Bundesminister für Gesundheit, Familie und Jugend hat die Abgabe 
gemäß Abs. 1 – soweit dies im Hinblick auf die tatsächlich bestehenden 
Vigilanzanforderungen sachgerecht ist – im Rahmen einer Verordnung nach § 7 
Apothekengesetz zu berücksichtigen. 

§ 19. (1) bis (22) unverändert 
(23) bisher nicht enthalten 

§ 19. (1) bis (22) unverändert 
(23) Die Abgabe nach § 12a ist nach den Vorgaben des § 12a Abs. 3 

erstmals für das zweite Kalenderhalbjahr 2007 zu entrichten 

4. Abschnitt 
Bildung, Kultur und Sport 

Artikel 20 
Änderung des Schülerbeihilfengesetzes 1983 

§ 2. (1) bis (5) … 
 1. … 
 2. eine mittlere oder höhere Schule deshalb besucht wurde, weil der Schüler 

trotz Erfüllung der Aufnahmsvoraussetzungen wegen Platzmangel nicht 
aufgenommen werden konnte und während diesem Schuljahr keine 
Beihilfe nach diesem Bundesgesetz bezogen wurde. 

§ 2. (1) bis (5) … 
 1. … 
 2. eine mittlere oder höhere Schule deshalb besucht wurde, weil der Schüler 

trotz Erfüllung der Aufnahmsvoraussetzungen wegen Platzmangel nicht 
aufgenommen werden konnte und während dieses Schuljahres keine 
Beihilfe nach diesem Bundesgesetz bezogen wurde. 

§ 4. (1) bis (3) … § 4. (1) bis (3) … 
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(4) Bei der Feststellung des Einkommens haben bis zum Höchstausmaß von 
insgesamt 3 634 € jährlich außer Betracht zu bleiben: … 

(4) Bei der Feststellung des Einkommens haben bis zum Höchstausmaß von 
insgesamt 4 179 € jährlich außer Betracht zu bleiben: … 

§ 9. (1) … 
(1a) Bei der Berechnung der Höhe der Schulbeihilfe ist von einem jährlichen 

Grundbetrag von 982 € auszugehen. … 

§ 9. (1) … 
(1a) Bei der Berechnung der Höhe der Schulbeihilfe ist von einem jährlichen 

Grundbetrag von 1 130 € auszugehen. … 
§ 10. (1) … 
(1a) Die besondere Schulbeihilfe beträgt 618 € monatlich. Sie erhöht sich bei 

verheirateten Schülern, wenn der Ehepartner keine Einkünfte im Sinne dieses 
Bundesgesetzes bezieht, um 291 €, ferner für jedes Kind, für das der Schüler auf 
Grund einer gesetzlichen Verpflichtung Unterhalt leistet, um 110 €. … 

§ 10. (1) … 
(1a) Die besondere Schulbeihilfe beträgt 715 € monatlich. Sie erhöht sich bei 

verheirateten Schülern, wenn der Ehepartner keine Einkünfte im Sinne dieses 
Bundesgesetzes bezieht, um 335 €, ferner für jedes Kind, für das der Schüler auf 
Grund einer gesetzlichen Verpflichtung Unterhalt leistet, um 127 €. … 

§ 11. (1) Heimbeihilfe gebührt nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes für den 
Besuch einer Polytechnischen Schule oder einer mittleren oder höheren Schule 
auf der 9. Schulstufe als ordentlicher Schüler sowie für den Besuch einer in § 9 
Abs. 1 genannten Schule als ordentlicher Schüler, wenn der Schulbesuch 
außerhalb des Wohnortes der Eltern erfolgt, weil 
 1. dieser Wohnort vom Schulort so weit entfernt ist, daß der tägliche Hin- 

und Rückweg nicht zumutbar ist und die Aufnahme in eine gleichartige 
öffentliche Schule, bei der der Hin- und Rückweg zumutbar wäre, nicht 
möglich war, oder 

 2. sie eine Höhere Internatsschule (§ 38 des Schulorganisationsgesetzes) 
besuchen oder 

§ 11. (1) Heimbeihilfe gebührt nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes für den 
Besuch einer Polytechnischen Schule oder einer mittleren oder höheren Schule 
auf der 9. Schulstufe als ordentlicher Schüler sowie für den Besuch einer in § 9 
Abs. 1 genannten Schule als ordentlicher Schüler, wenn der Schulbesuch 
außerhalb des Wohnortes der Eltern erfolgt, weil 
 1. dieser Wohnort vom Schulort so weit entfernt ist, daß der tägliche Hin- 

und Rückweg nicht zumutbar ist und die Aufnahme in eine gleichartige 
öffentliche Schule, bei der der Hin- und Rückweg zumutbar wäre, nicht 
möglich war, oder 

 3. bis 4. …  3. bis 4. … 
(2) Bei der Berechnung der Höhe der Heimbeihilfe ist von einem jährlichen 

Grundbetrag von 1 200 € auszugehen. … 
(2) Bei der Berechnung der Höhe der Heimbeihilfe ist von einem jährlichen 

Grundbetrag von 1 380 € auszugehen. … 
§ 11a. (1) Bezieher von Heimbeihilfen haben Anspruch auf eine 

Fahrtkostenbeihilfe von 88 €. … 
§ 11a. (1) Bezieher von Heimbeihilfen haben Anspruch auf eine 

Fahrtkostenbeihilfe von 105 €. … 
§ 12. (1) … 
(2) Die Grundbeträge für die Schul- und Heimbeihilfe erhöhen sich um 

insgesamt 1 018 €, wenn … 

§ 12. (1) … 
(2) Die Grundbeträge für die Schul- und Heimbeihilfe erhöhen sich um 

insgesamt 1 172 €, wenn … 
(3) Die Grundbeträge für die Schul- und Heimbeihilfe erhöhen sich weiters 

um insgesamt 1 128 €, sofern es sich beim Schüler um ein erheblich behindertes 
(3) Die Grundbeträge für die Schul- und Heimbeihilfe erhöhen sich weiters 

um insgesamt 1 298 €, sofern es sich beim Schüler um ein erheblich behindertes 
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Kind im Sinne des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, 
handelt. 

Kind im Sinne des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, 
handelt. 

(4) Die Grundbeträge für die Schul- und Heimbeihilfe erhöhen sich weiters 
um 350 €, wenn der Schüler die für die Beurteilung des günstigen Schulerfolges 
gemäß § 8 maßgebende Schulstufe unter Anwendung des § 22 Abs. 2 lit. g des 
Schulunterrichtsgesetzes mit Auszeichnung abgeschlossen hat. … 

(4) Die Grundbeträge für die Schul- und Heimbeihilfe erhöhen sich weiters 
um 404 €, wenn der Schüler die für die Beurteilung des günstigen Schulerfolges 
gemäß § 8 maßgebende Schulstufe unter Anwendung des § 22 Abs. 2 lit. g des 
Schulunterrichtsgesetzes mit Auszeichnung abgeschlossen hat. … 

(5) Die Grundbeträge für die Schul- und Heimbeihilfe vermindern sich um 
 1.  … 
 2. die 1 817 € übersteigende Hälfte 
 a) der Bemessungsgrundlage für ein eigenes Einkommen (einschließlich 

Waisenpension) des Schülers und/oder 
 b) der auf Grund eines Exekutionstitels gemäß Abs. 7 bestimmten 

Unterhaltsleistung oder der tatsächlichen Unterhaltsleistung unter 
Bedachtnahme auf Unterhaltsvorschüsse, die der Schüler erlangt hat 
oder erlangen könnte … 

(5) Die Grundbeträge für die Schul- und Heimbeihilfe vermindern sich um 
 1.  … 
 2. die 2 090 € übersteigende Hälfte 
 a) der Bemessungsgrundlage für ein eigenes Einkommen (einschließlich 

Waisenpension) des Schülers und/oder 
 b) der auf Grund eines Exekutionstitels gemäß Abs. 7 bestimmten 

Unterhaltsleistung oder der tatsächlichen Unterhaltsleistung unter 
Bedachtnahme auf Unterhaltsvorschüsse, die der Schüler erlangt hat 
oder erlangen könnte … 

(6) Die zumutbare Unterhaltsleistung der leiblichen Eltern (Wahleltern) 
beträgt 

bis zu 5 451 € ....................................................................................... 0% 
für die nächsten 1 090 € (bis 6 541 €) ................................................. 10% 
für die nächsten 1 454 € (bis 7 995 €) ................................................. 15% 
für die nächsten 1 453 € (bis 9 448 €) ................................................. 20% 
über 9 448 € ......................................................................................... 25% 

der Bemessungsgrundlage. … 
(7) … 

(6) Die zumutbare Unterhaltsleistung der leiblichen Eltern (Wahleltern) 
beträgt 

bis zu 6 269 € ....................................................................................... 0% 
für die nächsten 1 254 € (bis 7 523 €) ................................................. 10% 
für die nächsten 1 672 € (bis 9 195 €) ................................................. 15% 
für die nächsten 1 672 € (bis 10 867 €) ............................................... 20% 
über 10 867 € ....................................................................................... 25% 

der Bemessungsgrundlage. … 
(7) … 

(8) Als zumutbare Unterhaltsleistung des Ehegatten sind 30 Prozent des 
3 707 € übersteigenden Teiles der Bemessungsgrundlage anzusehen. 

(8) Als zumutbare Unterhaltsleistung des Ehegatten sind 30 Prozent des 
4 263 € übersteigenden Teiles der Bemessungsgrundlage anzusehen. 

(9) Als jeweilige Bemessungsgrundlage ist das Einkommen der leiblichen 
Eltern (Wahleltern) des Schülers, sowie des Ehegatten des Schülers gemäß §§ 4 
bis 6 abzüglich nachstehender Absetzbeträge für die folgenden Personen, für die 
entweder der Schüler, einer seiner leiblichen Elternteile (Wahlelternteile) oder 
sein Ehegatte kraft Gesetzes Unterhalt leistet, anzusehen: 
 1. für jede noch nicht schulpflichtige Person 2 123 €; 
 2. für jede schulpflichtige Person bis einschließlich zur 8. Schulstufe 

(9) Als jeweilige Bemessungsgrundlage ist das Einkommen der leiblichen 
Eltern (Wahleltern) des Schülers, sowie des Ehegatten des Schülers gemäß §§ 4 
bis 6 abzüglich nachstehender Absetzbeträge für die folgenden Personen, für die 
entweder der Schüler, einer seiner leiblichen Elternteile (Wahlelternteile) oder 
sein Ehegatte kraft Gesetzes Unterhalt leistet, anzusehen: 
 1. für jede noch nicht schulpflichtige Person 2 442 €; 
 2. für jede schulpflichtige Person bis einschließlich zur 8. Schulstufe 
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2 595 €; 
 3. für jede Person nach Absolvierung der 8. Schulstufe mit Ausnahme der 

in Z 4 genannten 3 452 €; 
 4. für jede Person, die nach Absolvierung der 8. Schulstufe eine der im § 9 

Abs. 1 bzw. im § 11 Abs. 1 genannten Schulen besucht, wenn die Vor-
aussetzungen des § 11 Abs. 1 zutreffen, sowie für jede Person, die eine 
der im § 3 des Studienförderungsgesetzes 1992 genannten Anstalten als 
ordentlicher Hörer (Studierender) besucht oder einem solchen gemäß 
§§ 4 und 5 des Studienförderungsgesetzes 1992 gleichgestellt ist, 
4 317 €; 

 5. für jedes erheblich behinderte Kind im Sinne des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 weitere 1 745 €. 

Die Absetzbeträge vermindern sich um das 1 258 € übersteigende Einkommen 
dieser Person. … 

2 984 €; 
 3. für jede Person nach Absolvierung der 8. Schulstufe mit Ausnahme der 

in Z 4 genannten 3 970 €; 
 4. für jede Person, die nach Absolvierung der 8. Schulstufe eine der im § 9 

Abs. 1 bzw. im § 11 Abs. 1 genannten Schulen besucht, wenn die Vor-
aussetzungen des § 11 Abs. 1 zutreffen, sowie für jede Person, die eine 
der im § 3 des Studienförderungsgesetzes 1992 genannten Anstalten als 
ordentlicher Hörer (Studierender) besucht oder einem solchen gemäß 
§§ 4 und 5 des Studienförderungsgesetzes 1992 gleichgestellt ist, 
4 966 €; 

 5. für jedes erheblich behinderte Kind im Sinne des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 weitere 2 008 €. 

Die Absetzbeträge vermindern sich um das 1 447 € übersteigende Einkommen 
dieser Person. … 

(10) Als Freibeträge sind zu berücksichtigen: 
 1. bei den Eltern sowie dem Ehegatten des Schülers, 
 a) wenn Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 25 

Abs. 1 EStG 1988 zur Berechnung herangezogen werden, jeweils 
1 563 €; 

 b) wenn nur bei einem Elternteil Einkünfte im Sinne der lit. a 
herangezogen werden, bei diesem 2 217 €; 

 2. beim Schüler, seinen Eltern und seinem Ehegatten, sofern ausschließlich 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 25 Abs. 1 
EStG 1988 und steuerfreie Bezüge gemäß § 5 Z 1 und 3 zur Berechnung 
herangezogen werden, jeweils weitere 1 418 €. … 

(10) Als Freibeträge sind zu berücksichtigen: 
 1. bei den Eltern sowie dem Ehegatten des Schülers, 
 a) wenn Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 25 

Abs. 1 EStG 1988 zur Berechnung herangezogen werden, jeweils 
1 797 €; 

 b) wenn nur bei einem Elternteil Einkünfte im Sinne der lit. a 
herangezogen werden, bei diesem 2 550 €; 

 2. beim Schüler, seinen Eltern und seinem Ehegatten, sofern ausschließlich 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 25 Abs. 1 
EStG 1988 und steuerfreie Bezüge gemäß § 5 Z 1 und 3 zur Berechnung 
herangezogen werden, jeweils weitere 1 631 €. … 

§ 18. (1) bis (3) … 
(4) Die besondere Schulbeihilfe gemäß § 10 ist möglichst in dem Monat 

auszuzahlen, für den sie gebührt. 
(5) … 

§ 18. (1) bis (3) … 
(4) Die besondere Schulbeihilfe gemäß § 10 ist möglichst in dem Monat 

auszuzahlen, ab dem sie gebührt. 
(5) … 

 
§ 20a. Der zuständige Bundesminister kann im Rahmen der 

Privatwirtschaftsverwaltung außerordentliche Unterstützungen zum Ausgleich 
von durch den Schulbesuch verursachten sozialen Härten gewähren. Die 

§ 20a. Der zuständige Bundesminister kann im Rahmen der 
Privatwirtschaftsverwaltung außerordentliche Unterstützungen zum Ausgleich 
von durch den Schulbesuch verursachten sozialen Härten gewähren. Die 
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außerordentliche Unterstützung soll für ein Schuljahr 73 € nicht unterschreiten 
und den Grundbetrag der Schulbeihilfe, bei einem Schulbesuch außerhalb des 
Wohnortes der Eltern die Grundbeträge der Schul- und Heimbeihilfe zusammen, 
nicht überschreiten. 

außerordentliche Unterstützung soll für ein Schuljahr 84 € nicht unterschreiten 
und den Grundbetrag der Schulbeihilfe, bei einem Schulbesuch außerhalb des 
Wohnortes der Eltern die Grundbeträge der Schul- und Heimbeihilfe zusammen, 
nicht überschreiten. 

§ 26. (1) bis (9) … § 26. (1) bis (9) … 
(10) Die nachstehend genannten Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in 

der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2007, BGBl. I Nr. xxx, treten wie folgt in 
Kraft bzw. außer Kraft: 
 1. § 2 Abs. 5, § 13, § 18 Abs. 4 sowie § 25 treten mit Ablauf des Tages der 

Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft, 
 2. § 4 Abs. 4, § 9 Abs. 1a, § 10 Abs. 1a, § 11 Abs. 2, § 11a Abs. 1, § 12 

Abs. 2, 3, 4, 5, 6, 8, 9 und 10 sowie § 20a treten mit 1. September 2007 
in Kraft, 

 3. § 11 Abs. 1 Z 2 tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung im 
Bundesgesetzblatt außer Kraft. 

Artikel 21 

Änderung des Universitätsgesetzes 2002 
§ 15. (1) bis (6) … § 15. (1) bis (6) … 

(7) Die Universitäten unterliegen dem Beteiligungs- und Finanzcontrolling 
gemäß § 15b des Bundesgesetzes über die Führung des Bundeshaushaltes 
(Bundeshaushaltsgesetz - BHG), BGBl. Nr. 213/1986. 

§ 22. (1) Das Rektorat leitet die Universität und vertritt diese nach außen. Es 
hat alle Aufgaben wahrzunehmen, die durch dieses Bundesgesetz nicht einem 
anderen Organ zugewiesen sind. Zu seinen Aufgaben zählen insbesondere: 

1. bis 16. … 
 
 
 
 
 
 

(2) bis (7) … 

§ 22. (1) Das Rektorat leitet die Universität und vertritt diese nach außen. Es 
hat alle Aufgaben wahrzunehmen, die durch dieses Bundesgesetz nicht einem 
anderen Organ zugewiesen sind. Zu seinen Aufgaben zählen insbesondere: 

1.bis 16. … 
 17. die Errichtung eines Planungs- und Berichterstattungssystems, das die 

Erfüllung der Berichterstattungspflichten durch die Universitäten nach 
den gesetzlichen Vorschriften und den Vorgaben des Bundesministers für 
Finanzen hinsichtlich der Einrichtung eines Beteiligungs- und 
Finanzcontrolling gewährleistet. 

(2) bis (7) ... 
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Artikel 22 
Änderung des Bundesmuseen-Gesetzes 2002 

§ 2. (1) bis (2) …. 
(3) Den Geschäftsführern der Bundesmuseen obliegt bei ihrer 

Geschäftsführung die Sorgfaltspflicht eines ordentlichen Geschäftsmannes. Sie 
haben dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur jährlich einen 
Jahresbericht (§ 8) sowie einen mit dem Prüfbericht und Bestätigungsvermerk 
eines Wirtschaftsprüfers versehenen Jahresabschluss samt Lagebericht 
vorzulegen. Der Prüfbericht des Wirtschaftsprüfers hat sich auch auf die 
Einhaltung der Grundsätze der Zweckmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit zu erstrecken. 

(4) … 

§ 2. (1) bis (2) … 
(3) Den Geschäftsführern der Bundesmuseen obliegt bei ihrer 

Geschäftsführung die Sorgfaltspflicht eines ordentlichen Geschäftsmannes. Sie 
haben der/dem Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und Kultur jährlich einen 
Jahresbericht (§ 8) sowie einen mit dem Prüfbericht und Bestätigungsvermerk 
eines Wirtschaftsprüfers versehenen Jahresabschluss samt Lagebericht 
vorzulegen. Der Prüfbericht des Wirtschaftsprüfers hat sich auch auf die 
Einhaltung der Grundsätze der Zweckmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit zu erstrecken. 

(4) … 
§ 3. (1) Die Bundesmuseen unterliegen der Aufsicht des Bundesministers für 

Bildung, Wissenschaft und Kultur. Die Aufsicht bezieht sich auf die Einhaltung 
der Gesetze und Verordnungen. 

§ 3. (1) Die Bundesmuseen unterliegen der Aufsicht der 
Bundesministerin/des Bundesministers für Unterricht, Kunst und Kultur. Die 
Aufsicht bezieht sich auf die Einhaltung der Gesetze und Verordnungen, 
insbesondere der in § 2 Abs. 3 festgelegten Grundsätze. Die/Der 
Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und Kultur ist ermächtigt, die in 
Erfüllung dieser Aufsicht erforderlichen Verordnungen zu erlassen. 

(2) Der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur ist berechtigt, 
in Erfüllung seiner Aufsichtspflicht Überprüfungen vorzunehmen und die von 
ihm angeforderten Unterlagen einzusehen. Jedes Bundesmuseum ist verpflichtet, 
dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur alle zweckdienlichen 
Auskünfte zu erteilen, Geschäftsstücke und Unterlagen über die von ihm 
bezeichneten Gegenstände vorzulegen und von ihm angeordnete Erhebungen 
anzustellen. 

(2) Die/Der Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und Kultur ist 
berechtigt, in Erfüllung ihrer/seiner Aufsichtspflicht Überprüfungen vorzunehmen 
und die von ihr/ihm angeforderten Unterlagen einzusehen. Jedes Bundesmuseum 
ist verpflichtet, der/dem Bundesminister/in  für Unterricht, Kunst und Kultur alle 
zweckdienlichen Auskünfte zu erteilen, Geschäftsstücke und Unterlagen über die 
von ihr/ihm bezeichneten Gegenstände vorzulegen und von ihr/ihm angeordnete 
Erhebungen anzustellen. 

(3) Dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur obliegen die 
Prüfung und Feststellung des Jahresabschlusses und die Verteilung der 
Basisabgeltung gemäß § 5 Abs. 4 an die Bundesmuseen, ferner die Entlastung des 
(der) Geschäftsführer(s) sowie des Kuratoriums. 

(3) Der/Dem Bundesminister/in  für Unterricht, Kunst und Kultur obliegen 
die Prüfung und Feststellung des Jahresabschlusses und die Verteilung der 
Basisabgeltung gemäß § 5 Abs. 4 an die Bundesmuseen, ferner die Entlastung des 
(der) Geschäftsführer(s) sowie des Kuratoriums. 

§ 5. (1) Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur und dem 
Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit die in der Anlage A verzeichneten 

§ 5. (1) Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt, im Einvernehmen 
mit der/dem Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und Kultur und dem 
Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit die in der Anlage A verzeichneten 
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Immobilien (bzw. Teile von Immobilien) samt Zubehör den Bundesmuseen zum 
entgeltlichen Gebrauch zu überlassen, wobei sich das Entgelt am 
Kategoriemietzins D orientiert. Die Überlassung erfolgt auf Grund eines 
Überlassungsvertrages, der gleichzeitig mit der Erlassung der Museumsordnung 
des jeweiligen Bundesmuseums abzuschließen ist. Im Überlassungsvertrag ist 
festzulegen, dass die Erhaltung der Immobilie im Äußeren und in den 
konstruktiven Teilen vom für den staatlichen Hochbau zuständigen 
Bundesminister (derzeit Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit) 
wahrgenommen wird; weiters, welche Teile der Liegenschaftsverwaltung vom 
jeweiligen Museum zu übernehmen sind; weiters Bestimmungen über die 
Verpflichtungen des jeweiligen Museums zur Erhaltung des betriebsbereiten 
Zustandes für dessen Zwecke, über das Zustimmungsverfahren des Bundes bei 
baubewilligungspflichtigen Maßnahmen des Museums und über die 
Inanspruchnahme technischer Dienstleistungen der Burghauptmannschaft 
Österreich; weiters unter welchen Bedingungen der Vertrag aufzulösen ist. 
Weiters ist der Bundesminister für Finanzen ermächtigt, gleichzeitig mit 
Erlassung der Museumsordnung und im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur 
 1. das bereits vorhandene sowie das vom Bund gemäß § 31a FOG und das 

gemäß § 4 Abs. 1 erworbene Sammlungsgut dem jeweiligen 
Bundesmuseum als Leihgabe zu überlassen; 

 2. die mobile Ausstattung und die Nutzungsrechte an immateriellen Gütern 
ins Eigentum des jeweiligen Bundesmuseums zu übertragen. Hiezu ist 
vom Bundesministerium für Finanzen eine Amtsbestätigung auszustellen. 
Eine solche Amtsbestätigung gilt als Urkunde im Sinne des § 33 des 
Allgemeinen Grundbuchsgesetzes 1955, BGBl. Nr. 39. 

(2) bis (3) … 
(4) Der Bund leistet den Bundesmuseen gemäß § 2 in Verbindung mit § 6 für 

die Aufwendungen, die ihnen in Erfüllung ihres kulturpolitischen Auftrags 
entstehen, ab dem 1. Jänner 2005 eine jährliche Basisabgeltung in Höhe von 
69 732 502 €. Bis zum Eintritt der Rechtspersönlichkeit sämtlicher Anstalten 
gemäß § 2 in Verbindung mit § 6 verringert sich diese Basisabgeltung im 
jeweiligen Finanzjahr um den Saldo aus Einnahmen und Ausgaben, die im 
jeweiligen Bundesfinanzgesetz für die noch nicht als Bundesmuseen mit 
Rechtspersönlichkeit eingerichteten Einrichtungen gemäß § 1 Z 1 bis 7 

Immobilien (bzw. Teile von Immobilien) samt Zubehör den Bundesmuseen zum 
entgeltlichen Gebrauch zu überlassen, wobei sich das Entgelt am 
Kategoriemietzins D orientiert. Die Überlassung erfolgt auf Grund eines 
Überlassungsvertrages, der gleichzeitig mit der Erlassung der Museumsordnung 
des jeweiligen Bundesmuseums abzuschließen ist. Im Überlassungsvertrag ist 
festzulegen, dass die Erhaltung der Immobilie im Äußeren und in den 
konstruktiven Teilen vom für den staatlichen Hochbau zuständigen 
Bundesminister (derzeit Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit) 
wahrgenommen wird; weiters, welche Teile der Liegenschaftsverwaltung vom 
jeweiligen Museum zu übernehmen sind; weiters Bestimmungen über die 
Verpflichtungen des jeweiligen Museums zur Erhaltung des betriebsbereiten 
Zustandes für dessen Zwecke, über das Zustimmungsverfahren des Bundes bei 
baubewilligungspflichtigen Maßnahmen des Museums und über die 
Inanspruchnahme technischer Dienstleistungen der Burghauptmannschaft 
Österreich; weiters unter welchen Bedingungen der Vertrag aufzulösen ist. 
Weiters ist der Bundesminister für Finanzen ermächtigt, gleichzeitig mit 
Erlassung der Museumsordnung und im Einvernehmen mit der/dem 
Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und Kultur 
 1. das bereits vorhandene sowie das vom Bund gemäß § 31a FOG und das 

gemäß § 4 Abs. 1 erworbene Sammlungsgut dem jeweiligen 
Bundesmuseum als Leihgabe zu überlassen; 

 2. die mobile Ausstattung und die Nutzungsrechte an immateriellen Gütern 
ins Eigentum des jeweiligen Bundesmuseums zu übertragen. Hiezu ist 
vom Bundesministerium für Finanzen eine Amtsbestätigung auszustellen. 
Eine solche Amtsbestätigung gilt als Urkunde im Sinne des § 33 des 
Allgemeinen Grundbuchsgesetzes 1955, BGBl. Nr. 39. 

(2) bis (3) … 
(4) Der Bund leistet den in § 1 aufgezählten Einrichtungen des Bundes für 

die Aufwendungen, die ihnen in Erfüllung ihres kulturpolitischen Auftrages 
entstehen, ab dem 1. Jänner 2005 eine jährliche Basisabgeltung in Höhe von 
90,511 Millionen Euro im Verhältnis von 69,733 Millionen Euro für die 
Bundesmuseen und von 20,778 Millionen Euro für die Österreichische 
Nationalbibliothek. Die jährliche Basisabgeltung im Betrag von 
90,511 Millionen Euro erhöht sich ab dem 1. Jänner 2008 um jährlich 
6,000 Millionen Euro. Ergibt sich aus dem Gebarungsvollzug ein vom 
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veranschlagt sind. Ergibt sich aus dem Gebarungsvollzug ein vom veranschlagten 
Saldo abweichender Betrag, so ist dieser bei der Basisabgeltung des jeweils 
folgenden Finanzjahres gegenzuverrechnen. Die Aufteilung dieser Mittel auf die 
einzelnen Bundesmuseen obliegt dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur. Er hat hiebei die besondere Zweckbestimmung der einzelnen 
Bundesmuseen zu berücksichtigen. Dazu gehören insbesondere der 
Personalbedarf, der Sachbedarf der wissenschaftlichen Aktivitäten und der 
Ausstellungen, die Neuerwerbungen sowie die Instandhaltungserfordernisse. 

veranschlagten Saldo abweichender Betrag, so ist dieser bei der Basisabgeltung 
des jeweils folgenden Finanzjahres gegenzuverrechnen. Die Aufteilung dieser 
Mittel auf die einzelnen in § 1 aufgezählten Einrichtungen des Bundes obliegt 
der/dem Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und Kultur. Sie/Er hat hiebei die 
besondere Zweckbestimmung der einzelnen in § 1 aufgezählten Einrichtungen 
des Bundes zu berücksichtigen. Dazu gehören insbesondere der Personalbedarf, 
der Sachbedarf der wissenschaftlichen Aktivitäten und der Ausstellungen, die 
Neuerwerbungen sowie die Instandhaltungserfordernisse. 

(5) bis (6) … (5) bis (6) … 
(7) Die Bundesministerin/Der Bundesminister für Unterricht, Kunst und 

Kultur schließt mit den in § 1 aufgezählten Einrichtungen des Bundes 
Rahmenzielvereinbarungen für die Dauer von jeweils drei Jahren ab, durch die 
der kulturpolitische Auftrag zur Absicherung des Bestandes und der Aktivitäten 
der Einrichtungen präzisiert wird. 

§ 6. (1) Der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur erlässt für 
das Kunsthistorische Museum bis zum 31. Dezember 1998 mit spätester 
Wirksamkeit zum 1. Jänner 1999, für die Österreichische Galerie, das 
Österreichische Museum für angewandte Kunst und das Technische Museum 
Wien bis zum 31. Dezember 1999 mit spätester Wirksamkeit zum 1. Jänner 2000, 
für die übrigen in § 1 Z 1, 5 und 6 aufgezählten Bundesmuseen so rasch wie 
möglich, spätestens aber bis zum 31. Dezember 2002 mit spätester Wirksamkeit 
zum 1. Jänner 2003 auf Vorschlag des jeweiligen Bundesmuseums oder nach 
dessen Anhörung eine Museumsordnung, in der jedenfalls folgende 
Angelegenheiten zu regeln sind: 
 1. Gliederung in Sammlungen; 
 2. Errichtung, Benennung und Auflösung von Abteilungen und sonstigen 

Organisationseinheiten unter Berücksichtigung der fachlichen 
Ausrichtungen und der Größe des Bundesmuseums; 

 3. Aufbauorganisation, wobei zumindest folgende Organe vorzusehen sind: 
 3.1. ein oder zwei am Bundesmuseum bestellte Geschäftsführer, die nach 

Anhörung des Kuratoriums vom Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur nach einer von diesem durchgeführten 
öffentlichen Ausschreibung auf fünf Jahre bestellt werden; 
Wiederbestellungen sind möglich. Die vorzeitige Abberufung der/des 

§ 6. (1) Die/Der Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und Kultur erlässt 
für das Kunsthistorische Museum bis zum 31. Dezember 1998 mit spätester 
Wirksamkeit zum 1. Jänner 1999, für die Österreichische Galerie, das 
Österreichische Museum für angewandte Kunst und das Technische Museum 
Wien bis zum 31. Dezember 1999 mit spätester Wirksamkeit zum 1. Jänner 2000, 
für die übrigen in § 1 Z 1, 5 und 6 aufgezählten Bundesmuseen so rasch wie 
möglich, spätestens aber bis zum 31. Dezember 2002 mit spätester Wirksamkeit 
zum 1. Jänner 2003 auf Vorschlag des jeweiligen Bundesmuseums oder nach 
dessen Anhörung eine Museumsordnung, in der jedenfalls folgende 
Angelegenheiten zu regeln sind: 
 1. Gliederung in Sammlungen; 
 2. Errichtung, Benennung und Auflösung von Abteilungen und sonstigen 

Organisationseinheiten unter Berücksichtigung der fachlichen 
Ausrichtungen und der Größe des Bundesmuseums; 

 3. Aufbauorganisation, wobei zumindest folgende Organe vorzusehen sind: 
 3.1. ein oder zwei am Bundesmuseum bestellte Geschäftsführer, die nach 

Anhörung des Kuratoriums von der/dem Bundesminister/in für 
Unterricht, Kunst und Kultur nach einer von diesem durchgeführten 
öffentlichen Ausschreibung auf fünf Jahre bestellt werden; 
Wiederbestellungen sind möglich. Die vorzeitige Abberufung der/des 
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Geschäftsführer(s) bedarf eines Antrags des Kuratoriums, für den eine 
Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen erforderlich ist. Ist das 
Kuratorium säumig und Gefahr in Verzug, kann der Bundesminister 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur auch ohne Antrag tätig werden. 
Sieht die Museumsordnung zwei Geschäftsführer vor, ist bis zum 
Ende der Dienstzeit des derzeit bestellten Direktors nur die zweite 
Position mit Schwerpunkt kaufmännische Geschäftsführung 
auszuschreiben; 

 3.2. ein vom Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur 
bestelltes Kuratorium als wirtschaftliches Aufsichtsorgan der 
Geschäftsführung, insbesondere in Bezug auf Voranschlag, 
Budgetvollzug und Rechnungsabschluss; 

 4. ein Verzeichnis der dem Bundesmuseum überlassenen Immobilien mit 
einer stichtagsbezogenen Zustandsbeschreibung; 

 5. Verzeichnis der beweglichen Ausstattung (Inventar laut RIM), wobei die 
Nachschaffung dem Bundesmuseum obliegt; 

 6. Dokumentation der Sammlung/en und ihrer Bestandteile in 
sachadäquater Form; 

 7. Leitlinien für die besondere Zweckbestimmung (§ 4); 
 8. Aufgabenkatalog des Bundesmuseums; 
 9. Grundsätze der strukturellen - und Ablauf - Organisation der 

wissenschaftlichen, wirtschaftlichen und technischen Verwaltung und 
Betreuung der dem Bundesmuseum überlassenen oder von diesem 
erworbenen Sachen; 

 10. Rechte und Pflichten des Kuratoriums und des/der Geschäftsführer(s) in 
sinngemäßer Anwendung der den Aufsichtsrat und die Geschäftsführung 
betreffenden Bestimmungen des GmbH-Gesetzes. 

Geschäftsführer(s) bedarf eines Antrags des Kuratoriums, für den eine 
Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen erforderlich ist. Ist das 
Kuratorium säumig und Gefahr in Verzug, kann der die/der 
Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und Kultur auch ohne Antrag 
tätig werden. Sieht die Museumsordnung zwei Geschäftsführer vor, ist 
bis zum Ende der Dienstzeit des derzeit bestellten Direktors nur die 
zweite Position mit Schwerpunkt kaufmännische Geschäftsführung 
auszuschreiben; 

 3.2. ein von der/dem Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und Kultur 
bestelltes Kuratorium als wirtschaftliches Aufsichtsorgan der 
Geschäftsführung, insbesondere in Bezug auf Voranschlag, 
Budgetvollzug und Rechnungsabschluss; 

 4. ein Verzeichnis der dem Bundesmuseum überlassenen Immobilien mit
 einer stichtagsbezogenen Zustandsbeschreibung; 

 5. Verzeichnis der beweglichen Ausstattung (Inventar laut RIM), 
 wobei die Nachschaffung dem Bundesmuseum obliegt; 

 6. Dokumentation der Sammlung/en und ihrer Bestandteile in 
 sachadäquater Form; 

 7. Leitlinien für die besondere Zweckbestimmung (§ 4); 
 8. Aufgabenkatalog des Bundesmuseums; 
 9. Grundsätze der strukturellen - und Ablauf - Organisation der 

 wissenschaftlichen, wirtschaftlichen und technischen Verwaltung und 
Betreuung der dem Bundesmuseum überlassenen oder von diesem 
erworbenen Sachen; 

 10. Rechte und Pflichten des Kuratoriums und des/der Geschäftsführer(s) in 
sinngemäßer Anwendung der den Aufsichtsrat und die Geschäftsführung 
betreffenden Bestimmungen des GmbH-Gesetzes. 

(2) … 
(3) Die Museumsordnung ist als Verordnung des Bundesministers für 

Bildung, Wissenschaft und Kultur kundzumachen. 

(2) … 
(3) Die Museumsordnung ist als Verordnung der Bundesministerin/des 

Bundesministers für Unterricht, Kunst und Kultur kundzumachen. 
(4) Gleichzeitig mit der Erlassung der Museumsordnung hat der 

Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur die Geschäftsordnungen 
für den/die Geschäftsführer und für das Kuratorium zu erlassen. 

(4) Gleichzeitig mit der Erlassung der Museumsordnung hat die/der 
Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und Kultur die Geschäftsordnungen für 
den/die Geschäftsführer und für das Kuratorium zu erlassen. 
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(5) … (5) … 
§ 7. (1) Die Kuratorien gemäß § 6 setzen sich wie folgt zusammen: 

 1. aus zwei vom Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur 
bestellten Mitgliedern, 

 2. aus einem vom Bundesminister für Finanzen entsandten Mitglied, 
 3. aus einem vom Bundeskanzler entsandten Mitglied, 
 4. aus einem vom Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit entsandten 

Mitglied, 
 5. aus einem vom Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur 

bestellten, auf dem Forschungsgebiet des betreffenden Bundesmuseums 
tätigen Wissenschafter, der nicht Bediensteter dieses Bundesmuseums 
sein darf, 

 6. aus einem vom Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und 
 Kultur bestellten Mitglied aus dem Kreis der Förderer des 
 betreffenden Bundesmuseums, 

 7. aus einem vom zuständigen Betriebsrat entsandten Mitglied, 
 8. aus einem von der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst entsandten 

Mitglied. 

§ 7. (1) Die Kuratorien gemäß § 6 setzen sich wie folgt zusammen: 
 1. aus zwei von der/dem Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und 

Kultur  bestellten Mitgliedern, 
 2. aus einem vom Bundesminister für Finanzen entsandten Mitglied, 
 3. aus einem vom Bundeskanzler entsandten Mitglied, 
 4. aus einem vom Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit entsandten 

Mitglied, 
 5. aus einem von der/dem Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und 

Kultur bestellten, auf dem Forschungsgebiet des betreffenden 
Bundesmuseums tätigen Wissenschafter, der nicht Bediensteter dieses 
Bundesmuseums sein darf, 

 6. aus einem von der/dem Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und 
Kultur bestellten Mitglied aus dem Kreis der Förderer des 
 betreffenden Bundesmuseums, 

 7. aus einem vom zuständigen Betriebsrat entsandten Mitglied, 
 8. aus einem von der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst entsandten 

Mitglied. 
(2) Der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur bestellt aus 

dem Kreis der Mitglieder des Kuratoriums einen Vorsitzenden sowie dessen 
Stellvertreter. 

(2) Die/Der Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und Kultur bestellt aus 
dem Kreis der Mitglieder des Kuratoriums einen Vorsitzenden sowie dessen 
Stellvertreter. 

(3) Die Geschäftsordnung des Kuratoriums hat vorzusehen, dass bei 
Stimmengleichheit die Stimme des Vorsitzenden entscheidet. Weiters ist 
vorzusehen, dass der Jahresbericht gemäß § 8 Abs. 1 auch der Zustimmung der 
Vertreter des Bundesministers für Finanzen und des Bundesministers für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur bedarf. 

(4) … 

(3) Die Geschäftsordnung des Kuratoriums hat vorzusehen, dass bei 
Stimmengleichheit die Stimme des Vorsitzenden entscheidet. Weiters ist 
vorzusehen, dass der Jahresbericht gemäß § 8 Abs. 1 auch der Zustimmung der 
Vertreter des Bundesministers für Finanzen und der Bundesministerin/des 
Bundesministers für Unterricht, Kunst und Kultur bedarf. 

(4) … 
§ 8. (1) Der/Die Geschäftsführer eines Bundesmuseums hat/haben (das erste 

Mal beginnend mit dem Jahr der Erlassung der Museumsordnung nach § 6) 
jährlich für das nächste Kalenderjahr sowie für mindestens die darauf folgenden 
zwei Kalenderjahre einen Jahresbericht (Vorhabensbericht), bestehend aus einem 
Strategiebericht und der Vorschaurechnung (Plan- Gewinn- und Verlust- 

§ 8. (1) Der/Die Geschäftsführer eines Bundesmuseums hat/haben (das erste 
Mal beginnend mit dem Jahr der Erlassung der Museumsordnung nach § 6) 
jährlich für das nächste Kalenderjahr sowie für mindestens die darauf folgenden 
zwei Kalenderjahre einen Jahresbericht (Vorhabensbericht), bestehend aus einem 
Strategiebericht und der Vorschaurechnung (Plan- Gewinn- und Verlust- 
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Rechnung, Planbilanz, Plan- Finanzierungsrechnung) zu erstellen. Der 
Jahresbericht ist unter Beachtung der Grundsätze der Zweckmäßigkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu erstellen. Der Jahresbericht ist nach 
Genehmigung des Kuratoriums dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur bis spätestens sechs Wochen vor Beginn des nächsten Kalenderjahres 
zur Genehmigung vorzulegen. Sofern der Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur die Genehmigung des Jahresberichts nicht innerhalb von 
sechs Wochen ab Vorlage untersagt, gilt der Jahresbericht als genehmigt. 

(2) bis (4) … 

Rechnung, Planbilanz, Plan- Finanzierungsrechnung) zu erstellen. Der 
Jahresbericht ist unter Beachtung der Grundsätze der Zweckmäßigkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu erstellen. Der Jahresbericht ist nach 
Genehmigung des Kuratoriums der/dem Bundesminister/in für Unterricht, Kunst 
und Kultur bis spätestens sechs Wochen vor Beginn des nächsten Kalenderjahres 
zur Genehmigung vorzulegen. Sofern die/der Bundesminister/in für Unterricht, 
Kunst und Kultur die Genehmigung des Jahresberichts nicht innerhalb von sechs 
Wochen ab Vorlage untersagt, gilt der Jahresbericht als genehmigt. 

(2) bis (4) … 
§ 10. (1) ... 
(2) Beamte, die am Tag vor Erlangung der Rechtspersönlichkeit einer 

Einrichtung gemäß § 1 Z 1 bis 7 deren Personalstand angehören, werden mit In-
Kraft-Treten der Museumsordnung in das Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur - Zentralleitung versetzt und gleichzeitig jenem 
Bundesmuseum, dessen Aufgaben sie überwiegend besorgen, zur dauernden 
Dienstleistung zugewiesen, solange sie nicht zu einer anderen Bundesdienststelle 
versetzt werden. Der für die Personalangelegenheiten dieser Beamten zuständige 
Geschäftsführer ist in dieser Funktion an die Weisungen des Bundesministers für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur gebunden. 

(3) bis (5) … 
(6) Die Bediensteten gemäß Abs. 3 und 5 sind hinsichtlich der Nutzung von 

Dienst- oder Naturalwohnungen so zu behandeln, als ob sie Bundesbedienstete 
wären. Dadurch wird kein Bestandverhältnis an der Wohnung begründet, und die 
Bestimmungen des § 80 des BDG 1979, BGBl. Nr. 333, und der §§ 24a bis 24c 
des GG 1956, BGBl. Nr. 54, finden weiterhin sinngemäß Anwendung. Die 
Rechte des Dienstgebers im Sinne des § 80 des BDG 1979 nimmt der 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur wahr. 

(7) bis (11) … 

§ 10. (1) ... 
(2) Beamte, die am Tag vor Erlangung der Rechtspersönlichkeit einer 

Einrichtung gemäß § 1 Z 1 bis 7 deren Personalstand angehören, werden mit In-
Kraft-Treten der Museumsordnung in das Bundesministerium für Unterricht, 
Kunst und Kultur - Zentralleitung versetzt und gleichzeitig jenem 
Bundesmuseum, dessen Aufgaben sie überwiegend besorgen, zur dauernden 
Dienstleistung zugewiesen, solange sie nicht zu einer anderen Bundesdienststelle 
versetzt werden. Der für die Personalangelegenheiten dieser Beamten zuständige 
Geschäftsführer ist in dieser Funktion an die Weisungen der/des 
Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und Kultur gebunden. 

(3) bis (5) … 
(6) Die Bediensteten gemäß Abs. 3 und 5 sind hinsichtlich der Nutzung von 

Dienst- oder Naturalwohnungen so zu behandeln, als ob sie Bundesbedienstete 
wären. Dadurch wird kein Bestandverhältnis an der Wohnung begründet, und die 
Bestimmungen des § 80 des BDG 1979, BGBl. Nr. 333, und der §§ 24a bis 24c 
des GG 1956, BGBl. Nr. 54, finden weiterhin sinngemäß Anwendung. Die 
Rechte des Dienstgebers im Sinne des § 80 des BDG 1979 nimmt die/der 
Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und Kultur wahr. 

(7) bis (11) … 
§ 11. (1) Beamte, die am 31. Dezember 2000 dem Personalstand des 

Museums für Völkerkunde, des Österreichischen Theatermuseums oder der 
Österreichischen Phonothek angehören, werden mit In-Kraft-Treten dieses 
Bundesgesetzes in das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur-
Zentralleitung versetzt. Gleichzeitig werden die Beamten des Museums für 

§ 11. (1) Beamte, die am 31. Dezember 2000 dem Personalstand des 
Museums für Völkerkunde, des Österreichischen Theatermuseums oder der 
Österreichischen Phonothek angehören, werden mit In-Kraft-Treten dieses 
Bundesgesetzes in das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur-
Zentralleitung versetzt. Gleichzeitig werden die Beamten des Museums für 
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Völkerkunde und des Österreichischen Theatermuseums dem Kunsthistorischen 
Museum, die Beamten der Österreichischen Phonothek dem Technischen 
Museum Wien zur dauernden Dienstleistung zugewiesen, solange sie nicht zu 
einer anderen Bundesdienststelle versetzt werden. Die für die 
Personalangelegenheiten dieser Beamten zuständigen Geschäftsführer sind in 
dieser Funktion an die Weisungen des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur gebunden. 

(2) bis (4) … 

Völkerkunde und des Österreichischen Theatermuseums dem Kunsthistorischen 
Museum, die Beamten der Österreichischen Phonothek dem Technischen 
Museum Wien zur dauernden Dienstleistung zugewiesen, solange sie nicht zu 
einer anderen Bundesdienststelle versetzt werden. Die für die 
Personalangelegenheiten dieser Beamten zuständigen Geschäftsführer sind in 
dieser Funktion an die Weisungen der Bundesministerin/des Bundesministers für 
Unterricht, Kunst und Kultur gebunden. 

(2) bis (4) … 
§ 12. Dem zum Zeitpunkt der Erlangung der Rechtspersönlichkeit am 

jeweiligen Bundesmuseum eingerichteten Dienststellenausschuss obliegt ab In-
Kraft-Treten der jeweiligen Museumsordnung die Funktion des Betriebsrates des 
Bundesmuseums im Sinne des Arbeitsverfassungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1974. 
Er hat für die Ausschreibung von Betriebsratswahlen so zeitgerecht Sorge zu 
tragen, dass der neu gewählte Betriebsrat spätestens ein Jahr nach In-Kraft-Treten 
der Museumsordnung seine Tätigkeit aufnehmen kann. Auf die Tätigkeit dieser 
Betriebsratskörperschaften und die Rechtsstellung der Mitglieder der Organe der 
Arbeitnehmerschaft sind zusätzlich § 70 und § 72 Abs. 2 bis 4 Post-
Betriebsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 326/1996, sinngemäß anzuwenden, wobei 
der Wahlvorstand dem dortigen Wahlausschuss und die jeweils sachlich 
zuständige Betriebsratskörperschaft im Museumsbereich dem dortigen 
Personalvertretungsorgan entspricht. Die dem jeweiligen Bundesmuseum 
zugewiesenen Beamten gehören darüber hinaus weiterhin dem Wirkungsbereich 
des zuständigen Zentralausschusses beim Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur an. 

§ 12. Dem zum Zeitpunkt der Erlangung der Rechtspersönlichkeit am 
jeweiligen Bundesmuseum eingerichteten Dienststellenausschuss obliegt ab In-
Kraft-Treten der jeweiligen Museumsordnung die Funktion des Betriebsrates des 
Bundesmuseums im Sinne des Arbeitsverfassungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1974. 
Er hat für die Ausschreibung von Betriebsratswahlen so zeitgerecht Sorge zu 
tragen, dass der neu gewählte Betriebsrat spätestens ein Jahr nach In-Kraft-Treten 
der Museumsordnung seine Tätigkeit aufnehmen kann. Auf die Tätigkeit dieser 
Betriebsratskörperschaften und die Rechtsstellung der Mitglieder der Organe der 
Arbeitnehmerschaft sind zusätzlich § 70 und § 72 Abs. 2 bis 4 Post-
Betriebsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 326/1996, sinngemäß anzuwenden, wobei 
der Wahlvorstand dem dortigen Wahlausschuss und die jeweils sachlich 
zuständige Betriebsratskörperschaft im Museumsbereich dem dortigen 
Personalvertretungsorgan entspricht. Die dem jeweiligen Bundesmuseum 
zugewiesenen Beamten gehören darüber hinaus weiterhin dem Wirkungsbereich 
des zuständigen Zentralausschusses beim Bundesministerium für Unterricht, 
Kunst und Kultur an. 

§ 15. (1) Der Bund leistet der Österreichischen Nationalbibliothek für die 
Aufwendungen, die ihr in Erfüllung ihres kulturpolitischen Auftrages entstehen, 
ab dem 1. Jänner 2005 eine jährliche Basisabgeltung in Höhe von 20 778 000 €. 

(2) Zusätzlich zu der Abgeltung gemäß Abs. 1 kann der Bund nach Maßgabe 
der im jährlichen Bundesfinanzgesetz für diese Zwecke vorgesehenen Mittel 
erhöhte Aufwendungen unter der Voraussetzung vergüten, dass dies trotz 
zweckmäßiger, wirtschaftlicher und sparsamer Gebarung der Anstalt und unter 
Bedachtnahme auf Rationalisierungsmaßnahmen erforderlich ist. 

(3) Die Abgeltungen gemäß Abs. 1 und Abs. 2 hat der Bund der Öster-
reichischen Nationalbibliothek nach Bedarf monatlich im Voraus zu überweisen. 

§ 15. (1) Zusätzlich zu der Abgeltung gemäß § 5 Abs. 4 kann der Bund nach 
Maßgabe der im jährlichen Bundesfinanzgesetz für diese Zwecke vorgesehenen 
Mittel erhöhte Aufwendungen unter der Voraussetzung vergüten, dass dies trotz 
zweckmäßiger, wirtschaftlicher und sparsamer Gebarung der Anstalt und unter 
Bedachtnahme auf Rationalisierungsmaßnahmen erforderlich ist. 

(2) Die zum 31. Dezember 2001 in Durchführung begriffenen baulichen 
Investitionsvorhaben sind vom bisherigen Auftraggeber auf seine Kosten fertig zu 
stellen. 
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(4) Die zum 31. Dezember 2001 in Durchführung begriffenen baulichen 
Investitionsvorhaben sind vom bisherigen Auftraggeber auf seine Kosten fertig zu 
stellen. 

§ 16. (1) Der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur erlässt 
für die Österreichische Nationalbibliothek bis zum 31. Dezember 2001 mit 
Wirksamkeit zum 1. Jänner 2002 auf Vorschlag der Österreichischen 
Nationalbibliothek oder nach deren Anhörung eine Bibliotheksordnung, in der 
jedenfalls folgende Angelegenheiten zu regeln sind: 
 1. Gliederung in Sammlungen und Abteilungen; 
 2. Aufbauorganisation, wobei ein/e Geschäftsführer/in und ein Kuratorium 

(§ 7) vorzusehen sind; 
 3. ein Verzeichnis der der Österreichischen Nationalbibliothek überlassenen 

bzw. zugeordneten Immobilien mit einer stichtagsbezogenen 
Zustandsbeschreibung; 

 4. Verzeichnis der beweglichen Ausstattung (Inventar laut RIM), wobei die 
Nachschaffung der Österreichischen Nationalbibliothek obliegt; 

 5. Dokumentation der Sammlung/en und ihrer Bestandteile in 
sachadäquater Form; 

 6. Leitlinien für die Zweckbestimmung (§ 13); 
 7. Grundsätze der strukturellen - und Ablauf - Organisation der 

wissenschaftlichen, wirtschaftlichen und technischen Verwaltung und 
Betreuung der der Österreichischen Nationalbibliothek überlassenen oder 
von dieser erworbenen Sachen. 

 8. Rechte und Pflichten des Kuratoriums und des/der Geschäftsführer/in in 
sinngemäßer Anwendung der den Aufsichtsrat und die Geschäftsführung 
betreffenden Bestimmungen des GmbH-Gesetzes. 

§ 16. (1) Die/Der Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und Kultur erlässt 
für die Österreichische Nationalbibliothek bis zum 31. Dezember 2001 mit 
Wirksamkeit zum 1. Jänner 2002 auf Vorschlag der Österreichischen 
Nationalbibliothek oder nach deren Anhörung eine Bibliotheksordnung, in der 
jedenfalls folgende Angelegenheiten zu regeln sind: 
 1. Gliederung in Sammlungen und Abteilungen; 
 2. Aufbauorganisation, wobei ein/e Geschäftsführer/in und ein Kuratorium 

(§ 7) vorzusehen sind; 
 3. ein Verzeichnis der der Österreichischen Nationalbibliothek überlassenen 

bzw. zugeordneten Immobilien mit einer stichtagsbezogenen 
Zustandsbeschreibung; 

 4. Verzeichnis der beweglichen Ausstattung (Inventar laut RIM), wobei die 
Nachschaffung der Österreichischen Nationalbibliothek obliegt; 

 5. Dokumentation der Sammlung/en und ihrer Bestandteile in 
sachadäquater Form; 

 6. Leitlinien für die Zweckbestimmung (§ 13); 
 7. Grundsätze der strukturellen - und Ablauf - Organisation der 

wissenschaftlichen, wirtschaftlichen und technischen Verwaltung und 
Betreuung der der Österreichischen Nationalbibliothek überlassenen oder 
von dieser erworbenen Sachen. 

 8. Rechte und Pflichten des Kuratoriums und des/der Geschäftsführer/in in 
sinngemäßer Anwendung der den Aufsichtsrat und die Geschäftsführung 
betreffenden Bestimmungen des GmbH-Gesetzes. 

(2) Die Bibliotheksordnung ist als Verordnung des Bundesministers für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur kundzumachen. 

(2) Die Bibliotheksordnung ist als Verordnung der Bundesministerin/des 
Bundesministers für Unterricht, Kunst und Kultur kundzumachen. 

(3) Gleichzeitig mit der Erlassung der Bibliotheksordnung hat der 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur Geschäftsordnungen für 
den/die Geschäftsführer/in und für das Kuratorium zu erlassen. 

(4) … 

(3) Gleichzeitig mit der Erlassung der Bibliotheksordnung hat die/der 
Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und Kultur Geschäftsordnungen für 
den/die Geschäftsführer/in und für das Kuratorium zu erlassen. 

(4) … 
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§ 21. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 
 1. hinsichtlich des § 4 Abs. 1 der Bundesminister für Finanzen im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für Justiz und dem 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur; 

 2. hinsichtlich des § 5 Abs. 1 erster bis vierter Satz der Bundesminister für 
Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit und dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur; 

 3. hinsichtlich des § 5 Abs. 1 fünfter bis letzter Satz der Bundesminister für 
Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur; 

 4. hinsichtlich § 5 Abs. 5, § 6 Abs. 1 Z 4 sowie hinsichtlich § 15 Abs. 4 der 
Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur; 

 5. hinsichtlich § 7 Abs. 1 Z 2 der Bundesminister für Finanzen; 
 6. hinsichtlich § 7 Abs. 1 Z 3 der Bundeskanzler; 
 7. hinsichtlich § 7 Abs. 1 Z 4 der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit; 
 8. hinsichtlich § 9 der Bundesminister für Finanzen, soweit Gerichts- und 

Justizverwaltungsgebühren betroffen sind, der Bundesminister für Justiz; 

§ 21. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 
 1. hinsichtlich des § 4 Abs. 1 der Bundesminister für Finanzen im 

Einvernehmen mit der/dem Bundesminister/in für Justiz und der/dem 
Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und Kultur; 

 2. hinsichtlich des § 5 Abs. 1 erster bis vierter Satz der Bundesminister für 
Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit und der/dem Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und Kultur; 

 3. hinsichtlich des § 5 Abs. 1 fünfter bis letzter Satz der Bundesminister für 
Finanzen im Einvernehmen mit der/dem Bundesminister/in für 
Unterricht, Kunst und Kultur; 

 4. hinsichtlich § 5 Abs. 5, § 6 Abs. 1 Z 4 sowie hinsichtlich § 15 Abs. 4 der 
Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit im Einvernehmen mit der/dem 
Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und Kultur; 

 5. hinsichtlich § 7 Abs. 1 Z 2 der Bundesminister für Finanzen; 
 6. hinsichtlich § 7 Abs. 1 Z 3 der Bundeskanzler; 
 7. hinsichtlich § 7 Abs. 1 Z 4 der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit; 
 8. hinsichtlich § 9 der Bundesminister für Finanzen, soweit Gerichts- und 

Justizverwaltungsgebühren betroffen sind, die/der Bundesminister/in für 
Justiz; 

 9. hinsichtlich § 18 der Bundesminister für Justiz; 
 10. im Übrigen der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur. 

 9. hinsichtlich § 18 die/der Bundesminister/in für Justiz; 
 10. im Übrigen die/der Bundesminister/in für Unterricht, Kunst und Kultur. 

§ 22. (1) bis (2) … § 22. (1) bis (2) … 
(3) § 3 Abs. 1 zweiter und dritter Satz, § 5 Abs. 4 erster und neuer zweiter 

Satz, § 5 Abs. 4 vierter und fünfter Satz jeweils hinsichtlich der Wortfolge „in § 1 
aufgezählten Einrichtungen des Bundes“, § 5 Abs. 7 und § 15 in der Fassung des 
Budgetbegleitgesetzes 2007, BGBl. I Nr. xxx, treten mit 1. Jänner 2007 in Kraft. 
Zugleich treten die bisherigen Abs. 1 und 3 des § 15 sowie der bisherige zweite 
Satz des § 5 Abs. 4 außer Kraft. 

(4) § 2 Abs. 3, § 3 Abs. 1 erster Satz, Abs. 2 und 3, § 5 Abs. 1 erster und 
vierter Satz, § 5 Abs. 4 hinsichtlich der Bezeichnung der Bundesministerin/des 
Bundesministers, § 6 Abs. 1 erster Halbsatz, Z 3.1 und 3.2, § 6 Abs. 3 und 4, § 7 
Abs. 1, 2 und 3, § 8 Abs. 1, § 10 Abs. 2 und 6, § 11 Abs. 1, § 12, § 16 Abs. 1, 2 
und 3 und § 21 Z 1, 2, 3, 4, 8, 9 und 10 in der Fassung des 
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Budgetbegleitgesetzes 2007, BGBl. I Nr. xxx, treten mit 1. März 2007 in Kraft. 

Artikel 23 

Änderung des Bundestheaterorganisationsgesetzes 
Artikel 1 

 
Artikel 1 

Bundesgesetz über die Neuorganisation der Bundestheater 
(Bundestheaterorganisationsgesetz – BThOG) 

1. Abschnitt 1. Abschnitt 
Zielbestimmung, kulturpolitischer Auftrag Zielbestimmung, kulturpolitischer Auftrag 

Ziel des Gesetzes Ziel des Gesetzes 
§ 1.  § 1.  

Errichtung von Gesellschaften Errichtung von Gesellschaften 
§ 3. (1) Zur Führung des Betriebes im Sinne des kulturpolitischen Auftrages 

gemäß § 2 der im Bundestheaterverband vereinten Bühnen ,,Burgtheater'', 
,,Staatsoper'' und ,,Volksoper'' wird der Bundeskanzler ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen folgende Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung mit einem Stammkapital von jeweils zwei Millionen 
Schilling mit folgenden Firmen zu errichten: 

§ 3. (1) Zur Führung des Betriebes im Sinne des kulturpolitischen Auftrages 
gemäß § 2 der im Bundestheaterverband vereinten Bühnen ,,Burgtheater'', 
,,Staatsoper'' und ,,Volksoper'' wird der Bundesminister / die Bundesministerin für 
Unterricht, Kunst und Kultur ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen folgende Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
mit einem Stammkapital von jeweils zwei Millionen Schilling mit folgenden 
Firmen zu errichten: 

 1. – 5.   1. – 5.  
(2)  (2)  
(3) Die Bundestheater-Holding GmbH steht zu 100% im Eigentum des 

Bundes und wird mit der Eintragung der Gesellschaften gemäß Abs. 1 Z 2 bis 5 in 
das Firmenbuch Eigentümerin aller Geschäftsanteile dieser Gesellschaften. Die 
Übertragung von Geschäftsanteilen an den Gesellschaften gemäß Abs. 1 Z 1 bis 4 
an Dritte ist unzulässig. Ab dem 1. September 2004 ist der Bundeskanzler 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen bis zu 49 vH 
der Geschäftsanteile an der Theaterservice GmbH an Dritte zu übertragen. Die 
Übertragung bedarf der Zustimmung der Bundesregierung. 

(3) Die Bundestheater-Holding GmbH steht zu 100% im Eigentum des 
Bundes und wird mit der Eintragung der Gesellschaften gemäß Abs. 1 Z 2 bis 5 in 
das Firmenbuch Eigentümerin aller Geschäftsanteile dieser Gesellschaften. Die 
Übertragung von Geschäftsanteilen an den Gesellschaften gemäß Abs. 1 Z 1 bis 4 
an Dritte ist unzulässig. Ab dem 1. September 2004 ist der Bundesminister / die 
Bundesministerin für Unterricht, Kunst und Kultur ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen bis zu 49 vH der Geschäftsanteile an der 
Theaterservice GmbH an Dritte zu übertragen. Die Übertragung bedarf der 
Zustimmung der Bundesregierung. 
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(4)  (4)  
(5) Die Ausübung der Gesellschafterrechte an der Bundestheater-Holding 

GmbH für den Bund obliegt dem Bundeskanzler. 
(5) Die Ausübung der Gesellschafterrechte an der Bundestheater-Holding 

GmbH für den Bund obliegt dem Bundesminister / der Bundesministerin für 
Unterricht, Kunst und Kultur. 

(6)  (6)  
(7) Die Gründererklärungen sind für alle Gesellschaften vom Bundeskanzler 

im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen abzugeben. 
(7) Die Gründererklärungen sind für alle Gesellschaften von dem 

Bundesminister / der Bundesministerin für Unterricht, Kunst und Kultur im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen abzugeben. 

  
Aufgaben der Gesellschaften Aufgaben der Gesellschaften 

§ 4. (1) Der Bundestheater-Holding GmbH obliegen insbesondere folgende 
Aufgaben: 

§ 4. (1) Der Bundestheater-Holding GmbH obliegen insbesondere folgende 
Aufgaben: 

 1. die Ausübung der Gesellschafterrechte an den Tochtergesellschaften; in 
diesem Zusammenhang obliegt ihr die Beschlußfassung über folgende 
Gegenstände: 

 1. die Ausübung der Gesellschafterrechte an den Tochtergesellschaften; in 
diesem Zusammenhang obliegt ihr die Beschlußfassung über folgende 
Gegenstände: 

 a) - i)  a) - i) 
  j) die Aufteilung der Mittel gemäß § 7 Abs. 4; 
 2. – 3.  2. – 3. 
 4. die Instandhaltung der in den Fruchtgenuß übertragenen Liegenschaften 

und Gebäude; 
 4.  die Instandhaltungs- und Herstellungsmaßnahmen an den in den 

Fruchtgenuß übertragenen Liegenschaften und Gebäuden; 
 5.  5. 

(2) –(4)  (2) –(4)  
Bundeshaftung und Abgeltung des kulturpolitischen Auftrages Bundeshaftung und Abgeltung des kulturpolitischen Auftrages 

§ 7. (1)  § 7. (1)  
(2) Der Bund hat für die Aufwendungen, die den Bühnengesellschaften im 

Zusammenhang mit der Erfüllung des kulturpolitischen Auftrages und der 
Bundestheater-Holding GmbH im Zusammenhang mit der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben entstehen, eine Basisabgeltung in der Höhe von insgesamt 133,645 
Millionen Euro jährlich zu leisten. 

(2) Der Bund hat für die Aufwendungen, die den Bühnengesellschaften im 
Zusammenhang mit der Erfüllung des kulturpolitischen Auftrages und der 
Bundestheater-Holding GmbH im Zusammenhang mit der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben entstehen, eine Basisabgeltung in der Höhe von insgesamt 133,645 
Millionen Euro im Jahr 2007 und ab dem Jahr 2008 138,645 Millionen Euro 
ersetzt.jährlich zu leisten. 
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(3)  (3)  
(4) Die Aufteilung der Mittel gemäß Abs. 2 und 3 auf die 

Bühnengesellschaften und die Bundestheater-Holding GmbH erfolgt nach einem 
Schlüssel, der sich an den Budgetjahren 1996 und 1997 orientiert. 
Für die Aufteilung der Mittel gemäß Abs. 2 und 3 hat die Bundestheater-Holding 
GmbH im Einvernehmen mit den Bühnengesellschaften einen Vorschlag an den 
Bundeskanzler zu erstatten. Über die Aufteilung der Mittel entscheidet der 
Bundeskanzler. Die Überweisung der Mittel erfolgt nach Maßgabe des Bedarfs 
monatlich im voraus an die Gesellschaften. 

(4)   
Für die Aufteilung der Mittel gemäß Abs. 2 und 3 hat die Bundestheater-Holding 
GmbH möglichst im Einvernehmen mit den Bühnengesellschaften einen 
Vorschlag an den Bundesminister / die Bundesministerin für Unterricht, Kunst 
und Kultur zu erstatten. Über die Aufteilung der Mittel entscheidet der 
Bundesminister / die Bundesministerin für Unterricht, Kunst und Kultur. Die 
Überweisung der Mittel erfolgt nach Maßgabe des Bedarfs monatlich im Voraus 
an die Gesellschaften. 

  
Vertretung der Gesellschaften Vertretung der Gesellschaften 

§ 12. (1) – (2) § 12. (1) – (2) 
(3) Auf die Bestellung der künstlerischen Geschäftsführer findet das 

Stellenbesetzungsgesetz, BGBl. I Nr. 26/1998, mit der Maßgabe Anwendung, daß 
mit dieser Funktion auch Personen betraut werden können, die sich nicht im 
Rahmen der Ausschreibung um diese Funktion beworben haben. Die Bestellung 
der künstlerischen Geschäftsführer erfolgt durch den Bundeskanzler nach 
Anhörung des Aufsichtsrates der betreffenden Bühnengesellschaft. Sie können 
die Bezeichnung ,,Direktor'' führen und sind in künstlerischen Belangen 
weisungsfrei. 

(3) Auf die Bestellung der künstlerischen Geschäftsführer findet das 
Stellenbesetzungsgesetz, BGBl. I Nr. 26/1998, mit der Maßgabe Anwendung, daß 
mit dieser Funktion auch Personen betraut werden können, die sich nicht im 
Rahmen der Ausschreibung um diese Funktion beworben haben. Die erstmalige 
Wiederbestellung kann ohne Ausschreibung erfolgen. Die Bestellung der 
künstlerischen Geschäftsführer erfolgt durch den Bundesminister / die 
Bundesministerin für Unterricht, Kunst und Kultur nach Anhörung des 
Aufsichtsrates der betreffenden Bühnengesellschaft. Sie können die Bezeichnung 
,,Direktor'' führen und sind in künstlerischen Belangen weisungsfrei. 

(4) – (5)  (4) – (5) 
Aufsichtsrat Aufsichtsrat 

§ 13. (1) – (2) § 13. (1) – (2) 
(3) Die Mitglieder des Aufsichtsrates werden bei der Bundestheater-Holding 

GmbH wie folgt bestellt: 
(3) Die Mitglieder des Aufsichtsrates werden bei der Bundestheater-Holding 

GmbH wie folgt bestellt: 
 1. zwei Mitglieder werden vom Bundeskanzler bestellt,  1. zwei Mitglieder werden von dem Bundesminister / der Bundesministerin 

für Unterricht, Kunst und Kultur bestellt, 
 2. drei Mitglieder aus dem Kreis der Fachleute auf den Gebieten des 

Finanzwesens, des Bühnenwesens oder des Rechtswesens werden vom 
Bundeskanzler bestellt, 

 2. drei Mitglieder aus dem Kreis der Fachleute auf den Gebieten des 
Finanzwesens, des Bühnenwesens oder des Rechtswesens werden von 
dem Bundesminister / der Bundesministerin für Unterricht, Kunst und 
Kultur bestellt, 
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 3.   3.  
 4. ein Mitglied wird vom Bundesminister für Unterricht und kulturelle 

Angelegenheiten entsandt und 
 4. ein Mitglied wird vom Bundeskanzler entsandt und 

 5.   5.  
(4) Die Mitglieder des Aufsichtsrates werden bei den Tochtergesellschaften 

gemäß § 3 Abs. 4 wie folgt bestellt: 
(4) Die Mitglieder des Aufsichtsrates werden bei den Tochtergesellschaften 

gemäß § 3 Abs. 4 wie folgt bestellt: 
 1. zwei Mitglieder werden vom Bundeskanzler bestellt,  1. zwei Mitglieder werden von dem Bundesminister / der Bundesministerin 

für Unterricht, Kunst und Kultur bestellt, 
 2. drei Mitglieder aus dem Kreis der Fachleute auf den Gebieten des 

Finanzwesens, des Bühnenwesens oder des Rechtswesens werden vom 
Bundeskanzler bestellt, 

 2. drei Mitglieder aus dem Kreis der Fachleute auf den Gebieten des 
Finanzwesens, des Bühnenwesens oder des Rechtswesens werden von 
dem Bundesminister / der Bundesministerin für Unterricht, Kunst und 
Kultur bestellt, 

 3.   3.  
 4. ein Mitglied wird vom Bundesminister für Unterricht und kulturelle 

Angelegenheiten entsandt und 
 4. ein Mitglied wird vom Bundeskanzler entsandt und 

 5. ein Mitglied wird von der Bundestheater-Holding GmbH entsandt.  5. ein Mitglied wird von der Bundestheater-Holding GmbH entsandt. 
(5)  (5)  
(6) Die Aufsichtsräte gemäß Abs. 3 Z 1, 3 und 4 sowie gemäß Abs. 4 Z 1, 3 

und 4 sind gegenüber dem Bundeskanzler bzw. gegenüber dem entsendenden 
Bundesminister über die Beschlüsse des Aufsichtsrates zur Auskunftserteilung 
verpflichtet. 

(6) Die Aufsichtsräte gemäß Abs. 3 Z 1, 3 und 4 sowie gemäß Abs. 4 Z 1, 3 
und 4 sind gegenüber dem Bundesminister / der Bundesministerin für Unterricht, 
Kunst und Kultur bzw. gegenüber dem entsendenden Bundesminister über die 
Beschlüsse des Aufsichtsrates zur Auskunftserteilung verpflichtet. 

(7) – (8) (7) – (8) 
(9) Der Aufsichtsrat der Bundestheater-Holding GmbH hat folgende 

Aufgaben: 
(9) Der Aufsichtsrat der Bundestheater-Holding GmbH hat folgende 

Aufgaben: 
 1. – 12.   1. – 12.  
 13. Genehmigung des Vorschlages gemäß § 7 Abs. 4 an den 

Bundeskanzler; 
 13. Genehmigung der Aufteilung gemäß § 7 Abs. 4; 

 14.   14.  
(10 – (11) (10 – (11) 
(12) Beschlüsse des Aufsichtsrates, zu deren Umsetzung zusätzliche 

Budgetmittel zu den in § 7 Abs. 2 vorgesehenen aufzuwenden sind, bedürfen der 
Zustimmung der vom Bundeskanzler gemäß § 13 Abs. 3 Z 1 und Abs. 4 Z 1 

(12) Beschlüsse des Aufsichtsrates, zu deren Umsetzung zusätzliche Bud-
getmittel zu den in § 7 Abs. 2 vorgesehenen aufzuwenden sind, bedürfen der 
Zustimmung der von dem Bundesminister / der Bundesministerin für Unterricht, 
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bestellten und der vom Bundesminister für Finanzen gemäß § 13 Abs. 3 Z 3 und 
Abs. 4 Z 3 entsandten Mitglieder. 

Kunst und Kultur gemäß § 13 Abs. 3 Z 1 und Abs. 4 Z 1 bestellten und der vom 
Bundesminister für Finanzen gemäß § 13 Abs. 3 Z 3 und Abs. 4 Z 3 entsandten 
Mitglieder. 

Beamte der Bundestheater, Amt der Bundestheater Beamte der Bundestheater, Amt der Bundestheater 
§ 17. (1) Für Beamte gemäß Abs. 2 wird das ,,Amt der Bundestheater'' 

eingerichtet. Diese Dienststelle ist dem Bundeskanzleramt nachgeordnet und wird 
vom Geschäftsführer der Bundestheater-Holding GmbH geleitet, der in dieser 
Funktion an die Weisungen des Bundeskanzlers gebunden ist. 

§ 17. (1) Für Beamte gemäß Abs. 2 wird das ,,Amt der Bundestheater'' 
eingerichtet. Diese Dienststelle ist dem Bundesministerium für Unterricht, Kunst 
und Kultur nachgeordnet und wird vom Geschäftsführer der Bundestheater-Hol-
ding GmbH geleitet, der in dieser Funktion an die Weisungen des Bundes-
ministers / der Bundesministerin für Unterricht, Kunst und Kultur gebunden ist. 

(2) – (6) (2) – (6) 
  

Vertragliche Bedienstete des Bundes Vertragliche Bedienstete des Bundes 
§ 18. (1)  § 18. (1)  
(2) Die Arbeitnehmer gemäß Abs. 1 sind hinsichtlich der Nutzung von 

Dienst- oder Naturalwohnungen so zu behandeln, als ob sie Bundesbedienstete 
wären. Dadurch wird kein Bestandverhältnis an der Wohnung begründet und die 
Bestimmungen des § 80 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, 
und der §§ 24a bis 24c des Gehaltsgesetzes 1956 finden weiterhin sinngemäß 
Anwendung. Die Rechte des Dienstgebers im Sinne des § 80 des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes 1979 nimmt der Bundeskanzler wahr. 

(2) Die Arbeitnehmer gemäß Abs. 1 sind hinsichtlich der Nutzung von 
Dienst- oder Naturalwohnungen so zu behandeln, als ob sie Bundesbedienstete 
wären. Dadurch wird kein Bestandverhältnis an der Wohnung begründet und die 
Bestimmungen des § 80 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, 
und der §§ 24a bis 24c des Gehaltsgesetzes 1956 finden weiterhin sinngemäß 
Anwendung. Die Rechte des Dienstgebers im Sinne des § 80 des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes 1979 nimmt der Bundesminister / die Bundesministerin für 
Unterricht, Kunst und Kultur wahr. 

(3) (3) 
 Besondere Datenübermittlung 
 § 21a. (1) Die Gesellschaften sind verpflichtet, 
  1. dem Bundeskanzler und dem Bundesminister für Finanzen die mit dem 

Dienstverhältnis zusammenhängenden Daten der Arbeitnehmer, auf die 
das Bundestheaterpensionsgesetz Anwendung findet, und der Beamten 
nach § 17 anonymisiert und aggregiert zu übermitteln, soweit dies zur 
Wahrnehmung der ihnen gesetzlich übertragenen Aufgaben hinsichtlich 
dieser Arbeitnehmer und Beamten und für die Kontrolle der vom Bund 
nach § 21 Abs. 3 zu tragenden Aufwendungen erforderlich ist, und 

  2. dem Bundesminister für Finanzen die Daten, die für die Erstellung des 
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Bundesvoranschlages und des Bundesrechnungsabschlusses sowie für 
die Kontrolle des Beitrages erforderlich sind, der zur Deckung des 
Pensionsaufwandes nach Abs. 2 zu entrichten ist, zu übermitteln. 

 (2) Die zu übermittelnden Daten und die Art der Übermittlung sind vom 
Bundeskanzler im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen durch 
Verordnung festzulegen. 

§ 31a. § 7 Abs. 2 in der Fassung BGBl. I Nr. 136/2001 tritt mit 
1. Jänner 2002 in Kraft. 

§ 31a. (1) § 7 Abs. 2 in der Fassung BGBl. I Nr. 136/2001 tritt mit 
1. Jänner 2002 in Kraft. 

 (2) Es treten mit 1. Jänner 2007 § 7 Abs. 2 und 4 sowie mit 1. März 2007 
§§ 3, 4, 12, 13, 17, 18 und 32 in der Fassung, BGBl. I Nr. XXX/2007, in Kraft.  

Vollziehung Vollziehung 
§ 32. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: § 32. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

 1. Hinsichtlich des § 3 Abs. 1, Abs. 3 und 7, § 7 Abs. 2 und 3, § 13 Abs. 12 
und des § 27 der Bundeskanzler im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen; 

 1. Hinsichtlich des § 3 Abs. 1, Abs. 3 und 7, § 7 Abs. 2 und 3, § 13 Abs. 12 
und des § 27 der Bundesminister / die Bundesministerin für Unterricht, 
Kunst und Kultur im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen; 

 2. hinsichtlich des § 5 Abs. 1 und 2 der Bundesminister für Finanzen im 
Einvernehmen mit dem Bundeskanzler; 

 2. hinsichtlich des § 5 Abs. 1 und 2 der Bundesminister für Finanzen im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister / der Bundesministerin für 
Unterricht, Kunst und Kultur ; 

 3.   3.  
 4. hinsichtlich des § 11, § 17 Abs. 4, § 20, § 21 Abs. 4 und § 22 der 

Bundesminister für Arbeit, Gesundheit und Soziales; 
 4. hinsichtlich des § 11, § 17 Abs. 4, § 20, § 21 Abs. 4 und § 22 der 

Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit; 
 5. hinsichtlich des § 13 Abs. 3 Z 4 und § 13 Abs. 4 Z 4 der Bundesminister 

für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten; 
 5. hinsichtlich des § 13 Abs. 3 Z 4 und § 13 Abs. 4 Z 4 der Bundeskanzler; 

 6.  6. 
 7. hinsichtlich des § 17 Abs. 6 und § 25 der Bundesminister für 

wirtschaftliche Angelegenheiten; 
 7. hinsichtlich des § 17 Abs. 6 und § 25 der Bundesminister für Wirtschaft 

und Arbeit; 
 8. – 9.  8. – 9. 
 10. im übrigen der Bundeskanzler.  10. im übrigen der Bundesminister / die Bundesministerin für Unterricht, 

Kunst und Kultur. 
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Artikel 24 
Änderung des Bundesgesetzes über die Neuorganisation der Bundessporteinrichtungen 

Bundeshaftung und Bundeszuschüsse 
§ 5. (1) – (2) 
(3) Der Bund finanziert entsprechend dem Bedarf Investitionen der 

Gesellschaft, die unter Berücksichtigung der internationalen Entwicklung des 
Sportwesens der Erhaltung, Erweiterung und Verbesserung der den 
Bundessporteinrichtungen gemäß § 1 Abs. 2 angeschlossenen Sportanlagen im 
Sinne der §§ 11 bis 13 des Bundes-Sportförderungsgesetzes, BGBl. Nr. 2/1970, 
dienen. 

(4)  

Bundeshaftung und Bundeszuschüsse 
§ 5. (1) – (2) 
(3) Der Bund finanziert entsprechend dem Bedarf Investitionen der 

Gesellschaft, die unter Berücksichtigung der internationalen Entwicklung des 
Sportwesens der Erhaltung, Erweiterung und Verbesserung der den 
Bundessporteinrichtungen gemäß § 1 Abs. 2 angeschlossenen Sportanlagen im 
Sinne des § 1 Abs. 3 Z 4 und Abs. 4 des Bundes-Sportförderungsgesetzes 2005, 
BGBl. I Nr. 143, dienen. 

(4)  
Aufsichtsrat 

§ 7. (1)  
(2) In der Erklärung gemäß § 3 Abs. 2 GmbHG (Gesellschaftsvertrag) ist ein 

Aufsichtsrat mit sechs Mitgliedern vorzusehen, die wie folgt zu bestellen sind: 

Aufsichtsrat 
§ 7. (1)  
(2) In der Erklärung gemäß § 3 Abs. 2 GmbHG (Gesellschaftsvertrag) ist ein 

Aufsichtsrat mit sechs Mitgliedern vorzusehen, die wie folgt zu bestellen sind: 
 1.  
 2. je ein Mitglied wird vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundes-

minister für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten entsandt und  
 

 3.  
(3) – (4) 

 1.  
 2. je ein Mitglied wird vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundes-

minister / von der Bundesministerin für Unterricht, Kunst und Kultur 
entsandt und 

 3.  
(3) – (4) 

Zuschuß, Leistungsmodell 
§ 10. (1) Der Bund hat für den jeweiligen Nutzer, dem gemäß § 9 ermäßigte 

Entgelte verrechnet wurden, der Gesellschaft die Differenz zum Normaltarif zu 
zahlen (Zuschuß). Die Höhe der Zuschüsse ist im Kalenderjahr mit 37,5 
Millionen Schilling begrenzt. 

Zuschuß, Leistungsmodell 
§ 10. (1) Der Bund hat für den jeweiligen Nutzer, dem gemäß § 9 ermäßigte 

Entgelte verrechnet wurden, der Gesellschaft die Differenz zum Normaltarif zu 
zahlen (Zuschuß). Die Höhe der Zuschüsse ist im Kalenderjahr mit 2,885 
Millionen Euro begrenzt.. 

(2), (3) (2), (3) 
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 Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen 
 § 20a. Es treten mit 1. März 2007 § 7 Abs. 2 und § 21 Z 4 und mit 

1. Jänner 2008 und § 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XXX/2007 in Kraft. Für den Zeitraum vom 1. August 2007 bis 
31. Dezember 2007 hat der Bund der „Bundessporteinrichtungen Gesellschaft 
mbH“ zusätzlich zum Zuschuss gemäß § 10 Abs. 1 in der Fassung BGBl. I 
Nr. 149/1998 einen Zuschuss in der Höhe von 80 000 Euro zu leisten. 

Vollziehung 
§ 21. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

Vollziehung 
§ 21. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

 1. – 3.  1. – 3. 
 4. hinsichtlich der § 11 Abs. 4 und § 16 der Bundesminister für Arbeit, 

Gesundheit und Soziales; 
 4. hinsichtlich der § 11 Abs. 4 und § 16 der Bundesminister für Wirtschaft 

und Arbeit; 
 5. – 8.  5. – 8. 

5. Abschnitt 
Umwelt 

Artikel 25 
Änderung des Altlastensanierungsgesetzes 

§ 11. (1) … § 11. (1) … 
(2) Das Beitragsaufkommen ist zu verwenden (2) Das Beitragsaufkommen ist zu verwenden 

 1. bis 5…  1. bis 5… 
 6. … entstehenden Kosten.  6. … entstehenden Kosten, 

  7. zur Finanzierung von Ersatzvornahmen oder Sofortmaßnahmen bei 
verwaltungspolizeilichen Aufträgen gemäß § 73 oder § 74 AWG 2002. 

§ 12. (1) bis (3) … § 12. (1) bis (3) … 
(4) Für den Fall, dass über die budgetären Vorkehrungen in den Jahren 2005 

und 2006 hinausgehend Finanzmittel für die Finanzierung von Ersatzvornahmen 
gemäß § 4 VVG bei Altlasten erforderlich sind, wird der Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft ermächtigt, dafür in 

(4) Für den Fall, dass über die budgetären Vorkehrungen in den Jahren 2007 
und 2008 hinausgehend Finanzmittel für die Finanzierung von Ersatzvornahmen 
gemäß § 4 VVG bei Altlasten oder von Ersatzvornahmen oder Sofortmaßnahmen 
bei verwaltungspolizeilichen Aufträgen gemäß § 73 oder § 74 AWG 2002 
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beiden Jahren insgesamt bis zu 15 Millionen Euro aus den Mitteln der 
Altlastenbeiträge zu verwenden. … 

erforderlich sind, wird der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft ermächtigt, dafür pro Jahr bis zu 7,5 Millionen Euro aus 
den Mitteln der Altlastenbeiträge zu verwenden. … 

Artikel VII Artikel VII 
(1) bis (15) … (1) bis (15) … 
 (16) § 11 Abs. 2 und § 12 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xxx/2007 treten mit 1. Juni 2007 in Kraft. 

Artikel 26 
Änderung des Umweltförderungsgesetzes 

1. Abschnitt: 1. Abschnitt 
… … 

Mittelaufbringung Mittelaufbringung 
§ 6. (1) bis (2c) … § 6. (1) bis (2c) …  

(2d) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann ab dem Jahr 2003 für Zwecke des österreichischen 
JI/CDM-Programms (§ 35 ff) für Ankäufe von Ansprüchen auf Reduktions-
einheiten Verpflichtungen eingehen. Im Jahr 2003 stehen mindestens 1 Milli-
on Euro, im Jahr 2004 12 Millionen Euro, im Jahr 2005 24 Millionen Euro und ab 
dem Jahr 2006 36 Millionen Euro zur Verfügung.   
 
Soweit Verpflichtungen bis zu diesem Ausmaß nicht eingegangen oder diese 
Mittel nicht in vollem Ausmaß in Anspruch genommen werden, können diese 
Verpflichtungen in den Folgejahren zusätzlich eingegangen werden bzw. stehen 
diese Mittel in den Folgejahren zusätzlich zur Verfügung. Als Vorgriff auf 
Folgejahre können vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft jährlich Verpflichtungen im Ausmaß von höchstens 100 
Millionen Euro eingegangen werden; darüber hinausgehende Vorgriffe bedürfen 
des Einvernehmens mit dem Bundesminister für Finanzen. 

(2d) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann ab dem Jahr 2003 für Zwecke des österreichischen 
JI/CDM-Programms (§ 35 ff) für Ankäufe von Ansprüchen auf Reduktions-
einheiten Verpflichtungen eingehen. Im Jahr 2003 stehen mindestens 1 Milli-
on Euro, im Jahr 2004 12 Millionen Euro, im Jahr 2005 24 Millionen Euro und ab 
dem Jahr 2006 36 Millionen Euro zur Verfügung. Im Jahr 2007 werden zusätzlich 
10 Millionen Euro und im Jahr 2008 zusätzlich 20 Millionen Euro zur Verfügung 
gestellt. Soweit Verpflichtungen bis zu diesem Ausmaß nicht eingegangen oder 
diese Mittel nicht in vollem Ausmaß in Anspruch genommen werden, können 
diese Verpflichtungen in den Folgejahren zusätzlich eingegangen werden bzw. 
stehen diese Mittel in den Folgejahren zusätzlich zur Verfügung. Als Vorgriff auf 
Folgejahre können vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft jährlich Verpflichtungen im Ausmaß von höchstens 100 
Millionen Euro eingegangen werden; darüber hinausgehende Vorgriffe bedürfen 
des Einvernehmens mit dem Bundesminister für Finanzen. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 
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II. Abschnitt: 2. Abschnitt 
… … 

III. Abschnitt: 3. Abschnitt 
… … 

Kommission Kommission 
§ 28. Die gemäß § 7 Z 2 (Umweltförderung im Inland und Umweltförderung 

im Ausland) eingerichtete Kommission besteht aus 
§ 28. Die gemäß § 7 Z 2 (Umweltförderung im Inland und Umweltförderung 

im Ausland) eingerichtete Kommission besteht aus 
1. und 2. … 1. und 2. … 
 3. je einem Vertreter  3. je einem Vertreter 
 a) bis c)…  a) bis c)… 
 d) des Bundesministeriums für Wissenschaft und Forschung;  
 e) …  e) … 
 4.  und 5. …  4.  und 5. … 

IV. Abschnitt: 4. Abschnitt 
… … 

V. Abschnitt 5. Abschnitt 
… … 

§ 35. Ziel dieses Programms ist es, mit der Anwendung der im Protokoll von 
Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klima-
änderungen vorgesehenen flexiblen Mechanismen, insbesondere der projektbezo-
genen Mechanismen „Gemeinsame Umsetzung – Joint Implementation“ und 
„Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung – Clean Development 
Mechanism“ (JI- und CDMProgramm) im Rahmen der nationalen Ziele des 
Klimaschutzes und im Einklang mit den Zielen der Nachhaltigkeit einen Beitrag 
zur Erreichung des österreichischen Reduktionsziels von 13 % der Emissionen 
von Treibhausgasen gemäß Anhang II der Entscheidung über die Genehmigung 
des Protokolls von Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen 
über Klimaänderungen im Namen der Europäischen Gemeinschaft sowie die 
gemeinsame Erfüllung der daraus erwachsenden Verpflichtungen (2002/358/EG), 
ABl. Nr. L 130 vom 15.05.2001 S 1, zu leisten. Hievon ausgenommen sind solche 
Transaktionen gemäß Art. 17 des Protokolls von Kyoto, welche nicht 
projektunterstützt sind. Soweit Projekte in Entwicklungsländern durchgeführt 

§ 35. Ziel dieses Programms ist es, mit der Anwendung der im Protokoll von 
Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klima-
änderungen vorgesehenen flexiblen Mechanismen, insbesondere der projektbezo-
genen Mechanismen „Gemeinsame Umsetzung – Joint Implementation“ und 
„Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung – Clean Development 
Mechanism“ (JI- und CDMProgramm) im Rahmen der nationalen Ziele des 
Klimaschutzes und im Einklang mit den Zielen der Nachhaltigkeit einen Beitrag 
in Höhe von insgesamt 45 Millionen Reduktionseinheiten zur Erreichung des 
österreichischen Reduktionsziels von 13 % der Emissionen von Treibhausgasen 
gemäß Anhang II der Entscheidung über die Genehmigung des Protokolls von 
Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über 
Klimaänderungen im Namen der Europäischen Gemeinschaft sowie die 
gemeinsame Erfüllung der daraus erwachsenden Verpflichtungen (2002/358/EG), 
ABl. Nr. L 130 vom 15.05.2001 S 1, zu leisten. Hievon ausgenommen sind solche 
Transaktionen gemäß Art. 17 des Protokolls von Kyoto, welche nicht 
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werden, sind die Ziele und Prinzipien der österreichischen Entwicklungspolitik 
gemäß § 1 des Bundesgesetzes über die Entwicklungszusammenarbeit, BGBl. I 
Nr. 49/2002, zu berücksichtigen. 

projektunterstützt sind. Soweit Projekte in Entwicklungsländern durchgeführt 
werden, sind die Ziele und Prinzipien der österreichischen Entwicklungspolitik 
gemäß § 1 des Bundesgesetzes über die Entwicklungszusammenarbeit, BGBl. I 
Nr. 49/2002, zu berücksichtigen. 

Abschnitt VI 6. Abschnitt 
VOLLZIEHUNG SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 Vollziehung 
§ 49. … § 49. … 

Abschnitt VII  
PERSONALÜBERGANG  

 Personalübergang 

§ 50. … § 50. … 
VII. Abschnitt:  

Übergangsbestimmungen Übergangsbestimmungen 

§ 51. (1) bis (11) … § 51. (1) bis (11) … 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 53. (1) bis (11) … § 53. (1) bis (11) … 
 (12) Die Abschnittsüberschriften, § 6 Abs. 2d dritter Satz, § 35 Abs. 1 erster 

Satz sowie die Überschriften zu § 49 und zu § 50 in der Fassung des 
Budgetbegleitgesetzes 2007, BGBl. I Nr. xxx, treten mit 1. Jänner 2007 in Kraft. 
Gleichzeitig treten § 28 Z 3 lit. d in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 112/2005 und die Abschnittsüberschriften vor § 50 und § 51 außer Kraft. 
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6. Abschnitt 
Arbeitsmarkt, öffentliche Wirtschaft 

Artikel 27 
Änderung des Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetzes 

§ 6. (1) Die Überweisungen an das Arbeitsmarktservice gemäß § 1 Abs. 2 
Z 11 sind zum Ausgleich der Gebarung Arbeitsmarktpolitik in der Höhe zu 
leisten, in der in einem Kalenderjahr die Einnahmen gemäß § 1 Abs. 1 die 
Ausgaben gemäß § 1 Abs. 2, ausgenommen Z 11, übersteigen. 

§ 6. (1) Die Überweisungen an das Arbeitsmarktservice gemäß § 1 Abs. 2 
Z 11 sind zum Ausgleich der Gebarung Arbeitsmarktpolitik in der Höhe zu 
leisten, in der in einem Kalenderjahr die Einnahmen gemäß § 1 Abs. 1 die 
Ausgaben gemäß § 1 Abs. 2, ausgenommen Z 11, übersteigen. 

(2) Das Arbeitsmarktservice ist berechtigt, im Jahr 2005 bis zu 
6 800 000 Euro und im Jahr 2006 bis zu 20 100 000 Euro aus den für Zwecke der 
unternehmensbezogenen Arbeitsmarktförderung nicht verwendeten Mitteln für 
Leistungen gemäß § 1 Abs. 2 Z 2 zu verwenden. 

(2) Das Arbeitsmarktservice ist berechtigt, im Jahr 2005 bis zu 
6 800 000 Euro und im Jahr 2006 bis zu 20 100 000 Euro aus den für Zwecke der 
unternehmensbezogenen Arbeitsmarktförderung nicht verwendeten Mitteln für 
Leistungen gemäß § 1 Abs. 2 Z 2 zu verwenden. 

(3) Das Arbeitsmarktservice hat ab dem Jahr 2007 aus der Gebarung 
Arbeitsmarktpolitik für Zwecke der unternehmensbezogenen 
Arbeitsmarktförderung einen 21 801 850 Euro nicht übersteigenden Betrag in 
jener Höhe, um den die erforderlichen Zahlungen den Bundesvoranschlag für 
diesen Zweck überschreiten, an den Bund zu überweisen. 

(3) Das Arbeitsmarktservice hat ab dem Jahr 2009 aus der Gebarung 
Arbeitsmarktpolitik für Zwecke der unternehmensbezogenen 
Arbeitsmarktförderung einen 21 801 850 Euro nicht übersteigenden Betrag in 
jener Höhe, um den die erforderlichen Zahlungen den Bundesvoranschlag für 
diesen Zweck überschreiten, an den Bund zu überweisen. 

(4) Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit ist berechtigt, dem 
Arbeitsmarktservice in den Jahren 2006 und 2007 für Zwecke des Kombilohnes 
(§ 34a AMSG) und für Maßnahmen nach dem BeFG bis zu 285 Mio. € zur 
Verfügung zu stellen. 

(4) Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit ist berechtigt, dem 
Arbeitsmarktservice in den Jahren 2006 und 2007 für Zwecke des Kombilohnes 
(§ 34a AMSG) und für Maßnahmen nach dem BeFG bis zu 285 Mio. € zur 
Verfügung zu stellen. 

§ 10. (1) bis (29) ... § 10. (1) bis (29) ... 
  (30) § 6 Abs. 3 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2007, BGBl. I 

Nr. xxx, tritt mit 1. Jänner 2007 in Kraft. 
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Geltende Fassung 
 

Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 28 
Änderung des Bundesbahngesetzes 

§ 52. (1) ... § 52. (1) ... 
(2) Der Bund trägt den Pensionsaufwand für die in den Anwendungsbereich 

des Bundesbahn-Pensionsgesetzes fallenden Personen (Ruhe- und 
Versorgungsgenussempfänger) in jenem Ausmaß, das auf Grund der Umsetzung 
der Maßnahmen gemäß Abs. 6 nachvollziehbar ist. 

 

 (2a) Alle Gesellschaften, die Mitarbeiter beschäftigen, für die der Bund 
gemäß Abs. 2 den Pensionsaufwand zu tragen hat, sind verpflichtet, 

  1. dem Bundeskanzler, dem Bundesminister für Finanzen und dem 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie diejenigen mit 
dem Dienstverhältnis dieser Mitarbeiter in unmittelbarem 
Zusammenhang stehenden Daten anonymisiert und aggregiert zur 
Verfügung zu stellen, die eine wesentliche Voraussetzung für die 
Wahrnehmung der ihnen übertragenen Aufgaben hinsichtlich dieser 
Mitarbeiter und für die Kontrolle des vom Bund nach Abs. 2 zu 
tragenden Aufwands bilden, und 

  2. dem Bundesminister für Finanzen alle Daten, die für die Erstellung des 
Bundesvoranschlages und des Bundesrechnungsabschlusses sowie für die 
Kontrolle des Beitrages erforderlich sind, der zur Deckung des Pensions-
aufwandes nach Abs. 3 zu entrichten ist, zur Verfügung zu stellen. 

 Die zu übermittelnden Daten und die Art der Übermittlung sind vom Bundes-
kanzler im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen und dem 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie durch Verordnung 
festzulegen. 

(3) bis (6) … (3) bis (6) … 
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